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Homepage # Termine # Kontakt

Liebe Elisabeth,

ich möchte dich herzlich zu unsererem Reibekuchenessen einladen.
Weitere Informationen sind in der angehängten PDF-Datei.

Fahrradfreundliche Stadt Herne

Mein Radrevier - Radeln in Herne - Artikel in der WAZ

# LINK

Bürgerworkshops für eine klimafreundliche Mobilität

# LINK

Bericht von der Viva Velo 2016 von Ulrich Syberg siehe PDF.

Stadtbezirk Eickel

Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen - ASF # LINK

Veranstaltungseinladung siehe PDF.

Termine und Informationen

UB Herne Parteibüro / Fraktionen

Famileintag 22.05.2016 - Kuchenspende nicht vergessen;

Umwelttag 29.05.2016;

Weitere Informationen auf unserer Homepage.

Michelle Münterering, MdB

Unter der Kuppel - Zwei Newsletter als PDF.

mailto:ralf.frensel@gmx.de
mailto:Elisabeth.Majchrzak-Frensel@spd-eickel.de
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 SPD OV Eickel • Veilchenweg 36 • D-44651 Herne


An die Mitglieder und Unterstützer
des Vorstandes
des SPD-Ortsvereins Eickel


Ortsvereinsvorsitzende


Elisabeth Majchrzak-Frensel
Veilchenweg 36
D-44651 Herne


 Privat +49 (2325) 45448
 Mobil +49 (173) 5249144
 Fax +49 (3212) 1019922


 elisabeth.majchrzak@spd-eickel.de


Herne, Samstag, 2016-05-21
Liebe Genossinnen und Genossen,


wie schon lange geplant, sind wir endlich im Besitz einer eigenen Reibekuchenpfanne!
Zum Testen der Funktionsfähigkeit werden wir einen Probelauf mit anschließendem
Verzehr der Ergebnisse starten.
Dazu möchte ich euch mit PartnerIn herzlich einladen.


Reibekuchenessen


am Freitag, 15. Juli 2016, um 18:00 Uhr


Dorneburger Str. 55, 44652 Herne


Telefon: (0 23 25) 66 89 09


Marc hat freundlicherweise seinen Garten zur Verfügung gestellt.
(Zugang rechts neben dem Haus über die Einfahrt in den Garten)


Eventuell wird eine Kostenumlage anfallen. Dies werden wir dann an dem Abend regeln.


Um die richtige Menge Reibekuchenteig bestellen zu können, bitten ich euch um Anmel-
dung:


Ich bitte euch bis zum 20. Juni 2016 um Rückmeldung bei der Vorsitzenden
zwecks Anmeldung, aber auch, falls ihr verhindert seid.


Bis dahin verbleibe ich mit freundlichen Grüßen


Elisabeth Majchrzak-Frensel
(Ortsvereinsvorsitzende)








 
 


 
 


Liebe Genossinnen im Stadtbezirk Eickel! 
 
Hiermit lade ich euch herzlich ein zu unserem nächsten Treffen am  


 


24.05.2016 


um 19 Uhr 


DRK-Altenhilfezentrum in der Bergmannstraße 


 
 
Tagesordnung: 
 


1. Referat über die Organisation Weißer Ring (Lothar Schulz) 
2. Verschiedenes 


 
 
 
Ich freue mich über Eure zahlreiche Teilnahme! 
Viele Grüße 
 
Carina  












Überschrift Leitartikel 


03. Mai 2016 


Themen in dieser 
Ausgabe: 


 Stahlindustrie in Deutsch-
land und Europa stärken 


 Aktuelle Stunde: Situation 
in der Türkei 


 Umwelt: Fracking verbie-
ten 


 Rechtspolitik: Majestäts-
beleidigung abschaffen 


 Rechtspolitik: Recht auf 
sexuelle Selbstbestim-
mung schützen 


 Umwelt: Tschernobyl und 
Fukushima mahnen 


 Koalition: Fraktionsspit-
zen fassen aktuelle Be-
schlüsse 


 Girl´s Day: Bochumer 
Schülerin zu Gast im 
Bundestag 


 Jugend: Robert-Brauner-
Schüler bei Michelle 
Müntefering 


 Rente: Gesetzliche Alters-
vorsorge stärken 


 Sicherheit: Herner THW-
Vorstand bei Sicherheits-
konferenz 


 Energie Ruhrgebiet: NRW
-Landesabend mit der 
RAG 


Liebe Genossinnen und 
Genossen, 
 
nach jeder Sitzungswoche 


des Deutschen Bundesta-


ges senden wir Euch ab nun 


unseren neu gestalteten 


Newsletter „Unter der Kup-


pel“. In dieser Ausgabe 


findet ihr top aktuell die 


Themen aus der letzten 


Sitzungswoche. 


In dieser Ausgabe geht es 


um die Stahlindustrie in 


Deutschland und in Europa, 


um die aktuelle Stunde im 


Deutschen Bundestag zum 


Thema „Pressefreiheit in 


der Türkei“ bei der ich auch 


selbst das Wort ergriffen 


habe. Auf Seite 4 lest Ihr 


eine persönliche Erklärung 


von mir zum Thema 


„Fracking.“ 


Außerdem geht es um mei-


nen Besuch bei den Exper-


ten der Knappschaft zum 


Thema Rente, den Paragra-


fen zur Majestätsbeleidi-


gung, den wir abschaffen 


wollen sowie um die Forde-


rungen der SPD Bundes-


tagsfraktion „Nein heißt 


Nein". Wir fordern hier ein 


weitergehendes Gesetz bei 


der sexuellen Selbstbestim-


mung. Außerdem lest ihr, 


wer im Bundestag zu Be-


such war wie etwa in dieser 


Woche das THW Wanne-


Eickel und Herne — aber 


auch eine junge Frau aus 


Bochum. 


Viel Spaß beim Lesen und 


ein herzliches Glück Auf. 


Eure 


 


 


Michelle Müntefering 


Erstmals hat der Bundestag über 
einen Antrag der Koalitionsfrakti-
onen zur Stärkung der Stahlin-
dustrie debattiert.  
 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat 
die aktuellen Sorgen der Stahlun-
ternehmen damit auf die Agenda 
des Deutschen Bundestags ge-
bracht. In dem Antrag formuliert 
die Koalition Forderungen, um 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und Wirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel gegenüber der EU-
Kommission den Rücken zu stär-
ken. Denn wenn es um die Zu-
kunft der deutschen Stahlindust-
rie geht, ist vor allem die europä-
ische Ebene gefragt.  


 
„2016 ist ein Schicksalsjahr für 
die deutsche Stahlindustrie“, sagt 
Fraktionsvize Hubertus Heil. Es 
geht um Überkapazitäten auf 
dem Weltmarkt, zunehmenden 
Druck durch subventionierte 
Stahlimporte vor allem aus China, 
die Reform des Emissionshan-
dels. „Wir müssen alles dafür tun, 
hochqualifizierte Arbeitsplätze in 
dieser Grundstoffindustrie zu 
sichern.“ 
 
Problem der Überkapazität aus 
China 
Zu den größten Herausforderun-
gen der Stahlbranche gehören 
Überkapazitäten aus China. Dabei 


werden in der Volksrepublik 
Stahlprodukte durch staatliche 
Maßnahmen verbilligt und teil-
weise unter den Herstellungskos-
ten angeboten. Auch wenn dage-
gen bereits mehrere Anti-
Dumping-Verfahren eingeleitet 
und Strafzölle verhängt werden 
konnten, muss in der europäi-
schen Außenhandelspolitik mehr 
passieren. Daher meint der wirt-
schaftspolitische Sprecher der 
SPD-Fraktion, Bernd Westphal: 
„Die EU-Kommission muss 
schneller und effektiver gegen 
hochsubventionierte Stahlimpor-
te zum Beispiel aus China vorge-
hen und ihre Handelsschutzin-







In dieser Woche diskutierte der 
Bundestag in der Aktuellen Stun-
de über den „Umgang mit der 
Presse- und Meinungsfreiheit in 
der Türkei“. Für die SPD sprach 
auch Michelle Müntefering: 


 
Sehr geehrter Herr/Frau Präsi-
dent/in  
Liebe Kolleginnen und Kollegen,  
wenn Pressefreiheit das „Brot der 
Demokratie" ist, wie es der Jour-
nalist Heribert Prantl einmal for-
mulierte, dann sieht die Welt 
ganz schön mager aus! 
In der Mehrzahl der Länder wird 
es gefährlicher, seine Meinung in 


Wort und Schrift frei zu äußern, 
Kritik zu üben. Für Journalisten, 
Intellektuelle, Künstler, Schrift-
steller. Das ist kein gutes Zeichen 
für den Zustand der Welt. Unge-
fährdet ist Demokratie nie.  
Das gilt leider auch für die Türkei. 
Wir beobachten mit Sorge die 
Einschränkung der Presse- und 
Meinungsfreiheit. Diese Sorge ist 
ganz konkret.  
Zahlreiche Beispiele und Berichte 
aus Gesprächen und Begegnun-
gen haben wir hier im Laufe der 
Debatte gehört: Über Beschlag-
nahmungen von Zeitungstiteln 
oder Verlagen, Sperrungen von 
Internetseiten, Verhaftungen von 


Wissenschaftlern, Interventionen 
und Einreiseverbote. Mittlerweile 
trifft es auch unsere deutschen 
Diplomaten und Journalisten. Das 
alles macht die aktuelle intensive 
Zusammenarbeit bei der Flücht-
lingsproblematik nicht einfacher. 
Im Gegenteil: Die Reaktionen des 
türkischen Staatspräsidenten er-
schweren sie. 
Pressefreiheit, Meinungsfreiheit, 
das sind keine deutschen Werte, 
keine türkischen Werte. Es sind 
gewachsene, internationale, uni-
verselle Werte. Wir müssen sie 
immer neu einfordern, schützen 
und pflegen.  
Ich bin der festen Überzeugung, 


strumente dringend modernisie-
ren.“  
 
Qualifizierte Arbeitskräfte im 
Ruhrgebiet sind gefährdet 
Einig sind sich die Koalitionsfrakti-
onen, dass die deutsche und die 


europäische Stahlindustrie Ver-
antwortung übernehmen müs-
sen, wenn es um die Reduktion 
von Treibhausgasemissionen 
geht. Allerdings darf die Reform 
des Emissionshandels nicht zulas-
ten der Stahlproduktion in 


Deutschland und Europa gehen. 
„Insbesondere im Ruhrgebiet sind 
qualifizierte Arbeitsplätze durch 
unfaire Bedingungen gefährdet 
und müssen erhalten bleiben“, so 
Michelle Müntefering. 


Aus Berlin  
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Aus Berlin  


dass dies auch unsere Orientie-
rung in der internationalen Poli-
tik sein muss, die wir nicht ver-
lieren dürfen.  
Und mancher muss hier, auch in 
unserem Land, mit Verlaub, 
dabei noch etwas nachjustieren.  
Die EU könnte ein Monitoring 
mit dem UNHCR für die Einhal-
tung der Menschenrechte bei 
der Flüchtlings-Zusammenarbeit 
einsetzten. DAS wäre eine Initia-
tive, die zeigt, dass unsere Wer-
te nicht nur auf dem Papier, 
sondern auch im Alltag beste-
hen. Auch die Öffnung der Kapi-
tel über Menschenrechte und 
Justiz wäre ein Hebel, mit dem 
sich die Belastbarkeit der Bezie-
hungen prüfen ließe. 
Lassen Sie mich aber auch er-
wähnen: Das, was in der Türkei 
und auch bei vielen Deutsch-
Türken von der Diskussion an-
kommt, sind oft nur noch weni-
ge, zugespitzte, Worte. Das soll-
ten wir wissen, wenn wir uns 
wundern, warum ein großer Teil 
der Türken gekränkt auf Kritik 
reagiert. Viele Türkinnen und 
Türken sind verletzt, ob der teil-
weise auch ausfälligen Bemer-
kungen. Vielfach wird sie nicht 
als Kritik am Staatspräsidenten 
und seiner Führung verstanden, 
sondern an allen Türken. Und an 
vielen Stellen im Internet ist sie 
eben auch keine Satire, keine 
Kunst, sondern Hetze. Auch von 
rechts. 
 
Demokratie braucht  
Verantwortung 
Dafür, in der Tat, gibt es Gerich-
te. Weil Demokratie Verantwor-
tung braucht, weil Freiheit 


Grenzen hat, weil der Staat sei-
ne Bürger schützen muss. Ge-
richte sind aber nicht dazu da, 
um sie politischer Einmischung 
zu unterziehen. Oder sie zu in-
strumentalisieren. In der Demo-
kratie gilt der Satz von Voltaire: 
„Ich verachte Ihre Meinung, 
aber ich gäbe mein Leben dafür, 
dass Sie sie sagen dürfen." 
Besonders für die Freunde der 
Türkei ist die aktuelle Entwick-
lung niederschmetternd, denn 
die deutsch-türkischen Bezie-
hungen sind für viele mehr als 
ein Politikfeld, als eine Herzens-
angelegenheit.  
 
Wir fangen nicht bei Null an 
Sehr verehrte Damen und Her-
ren, wir fangen nicht bei Null 
an. Augenhöhe und Respekt und 
eine gemeinsame Geschichte 
helfen, selbst schwierigste The-
men unter Parlamentariern an-
zusprechen. Das ist möglich und 
es ist Realität. Das erwarte ich 
mir auch von der Spitze der 
Bundesregierung. Klare Haltung!  
Es war ein weiterer Autor der 
SZ, Gustav Seibt, der dieser Tage 
„die vergessene Liebe zwischen 
Deutschen und Türken“ be-
schrieben hat. Die außenpoliti-
sche Geschichte von Metter-
nich, Bismarck und Moltke, die 
Geschichte der Gastarbeiter, bis 
zu den Fehlern der EU in der 
jüngeren Vergangenheit, und 
den gewachsenen deutsch-
türkischen Mittelstand heute - 
aber vor allem auch die Türkei, 
die 1933 zum Exil für Künstler 
und Wissenschaftler wurde.  
Sie sind es, die uns heute mah-
nen und warnen. Die unsere 


Gesellschaft zu dem machen, 
was wir sind. Wir sollten ihre 
Stimmen hören. Mehr noch, 
Ihnen müssen wir als Politiker 
die Räume der Artikulation 
offen halten. Mit einer Außen-
politik der Zivilgesellschaft. 
Denn es gibt keinen Automatis-
mus in der Geschichte. Wir be-
stimmen sie selbst. Dazu, zum 
Schluss, Gustav Seibt: 
„Es gibt also - jenseits von NSU, 
Sarrazin-Debatte, Böhmermann 
und Erdoğan - eine deutsch-
türkische Geschichte von säku-
larem Ausmaß und eine zivilge-
sellschaftlich-kulturelle Realität, 
deren Vielschichtigkeit und 
schiere Interessantheit oft nicht 
gegenwärtig sind. Diese Lieblo-
sigkeit ist kaum zu begreifen, 
denn sie schwächt die Gesell-
schaft insgesamt." 
 
Auch Staatspräsident Erdogan 
wird einmal an dieser Geschich-
te gemessen werden.  
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In dieser Woche stimmte der 
Deutsche Bundestag über zwei 
Anträge von Bündnis 90/Die 
Grünen und der Linken zum 
Thema Fracking ab. Anlässlich 
dieser Abstimmung über die 
Oppositionsanträge stellt Mi-
chelle Müntefering klar: 
 
„Ich halte unkonventionelles 
Fracking, und den damit verbun-
denen Einsatz von Chemikalien, 
für ein großes Risiko für Mensch 
und Umwelt .Eine gesetzliche 
Regelung muss zügig her. Denn 
die Gesundheit der Bürgerinnen 
und Bürger und der Erhalt von 
sauberem Trinkwasser haben 
Vorrang vor einem potentiellen 
wirtschaftlichen Nutzen.  


Leider blockiert die CDU/CSU 
ein solches Gesetz und ver-
schärft damit Rechtsunsicher-
heit. Mir kommt es darauf an, 
dass Fracking in Nordrhein-
Westfalen unmöglich gemacht 
wird, die Bundesländer in jedem 
Fall über Probebohrungen ent-
scheiden und Entscheidungsbe-
fugnisse nicht an eine Kommissi-
on "outgesourct" werden kön-
nen. An diesen Punkten schei-
tert aber seit einem Jahr eine 
Einigung zum Gesetzentwurf an 
der CDU/CSU. 
  
Anträge unzureichend 
Die Anträge von Linken und Grü-
nen aus der letzten Sitzungswo-
che des Bundestages waren 


leider in mehreren Bereichen 
völlig unzureichende und politi-
sche Effekthascherei.  
 
 „Ich habe mich enthalten“ 
Deswegen habe ich mich bei der 
Abstimmung meiner Stimme 
enthalten. Ich setze aber darauf, 
dass die SPD ihre Haltung klar 
aufzeigt und ein entsprechendes 
Gesetz in unserem Sinne noch in 
dieser Legislaturperiode verab-
schiedet werden kann. Dies ist 
auch im Sinne unserer Rot-
Grünen Landesregierung in 
Nordrhein-Westfalen. 


Das Strafverlangen der türki-
schen Regierung gegen den Sati-
riker Jan Böhmermann hat in 
Deutschland eine längst überfäl-
lige Diskussion über die Ab-
schaffung des Straftatbestandes 
des Paragraphen 103 Strafge-
setzbuch (StGB, „Beleidigung 
von Organen und Vertretern 
ausländischer Staaten“) ausge-
löst.  
 
SPD will Paragraph 103 sofort 
abschaffen 
Strafverfolgung von Satire we-
gen „Majestätsbeleidigung“ 
passt nicht in eine moderne 
Demokratie. Deshalb war es 
richtig, dass sich die Ministerin-
nen und Minister der SPD im 
Kabinett gegen die Ermächti-
gung zur Strafverfolgung nach 
Paragraph 103 StGB ausgespro-
chen haben. Die SPD-Fraktion 
will den Paragraphen 103 mit 


sofortiger Wirkung und nicht 
erst ab 2018 abschaffen. Einen 
entsprechenden Gesetzentwurf 
hat die SPD-Fraktion am Diens-
tag vorgelegt. Ungeachtet des-
sen blicken die Sozialdemokra-
ten mit Sorge auf die zuneh-
mende Beschränkung der Pres-
sefreiheit und der Freiheit von 
Kulturschaffenden in der Türkei 
selbst. So sehr die SPD-Fraktion 
an einer gedeihlichen Zusam-
menarbeit mit der Türkei inte-
ressiert ist, so sehr gilt, dass es 
keinen Rabatt in der Frage der 
Menschenrechte geben darf. 
 
SPD-Fraktionschef Thomas Op-
permann betont: „Es gibt in der 
SPD-Fraktion eine große Zustim-
mung, diesen Paragraphen er-
satzlos zu streichen." Die Union 
habe dazu noch Beratungsbe-
darf, die SPD-Fraktion sei bereit, 


ihren Gesetzentwurf sofort zu 
beschließen. 
 
Kein Sonderstrafrecht 
Die SPD-Fraktionsvizechefin Eva 
Högl, betont: „Wir brauchen in 
Deutschland kein Sonderstraf-
recht. Und genau deswegen 
wollen wir diesen Paragraphen 
sofort abschaffen und damit 
nicht bis 2018 warten.“ 
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Im geltenden Recht finden sich 
nach wie vor Handlungen, die 
die sexuelle Selbstbestimmung 
von Opfern verletzen und straf-
würdig sind, jedoch nicht vom 
Sexualstrafrecht erfasst werden. 
Solche Strafbarkeitslücken, die 
im Zusammenhang mit sexueller 
Nötigung und Vergewaltigung 
stehen, will die Koalition mit 
einem Gesetzentwurf schließen. 
 
Es gibt Situationen, in denen die 
Voraussetzungen des Paragra-
phen 177 Strafgesetzbuch 
(StGB, sexuelle Nötigung, Verge-
waltigung) nicht vorliegen, die 
aber dennoch in strafwürdiger 
Weise für sexuelle Handlungen 
ausgenutzt werden. Das ist der 
Fall, wenn das Opfer aufgrund 
der überraschenden Handlun-
gen des Täters keinen Wider-
stand leisten kann oder wenn 
das Opfer nur aus Furcht von 
Widerstand absieht. Dieses Ver-
halten kann nach geltender 
Rechts-lage auch von anderen 
Vorschriften, wie zum Beispiel 


dem Straftatbestand der Nöti-
gung oder der Beleidigung, nur 
unter bestimmten Vorausset-
zungen bestraft werden, die in 
den genannten Fällen jedoch 
häufig nicht gegeben sind. Die 
heutige Rechtslage ist diesbe-
züglich eindeutig ungenügend. 
Die Koalition will diesen Miss-
stand zeitnah beseitigen.  
 
Sexueller Missbrauch immer 
strafbar. 
Der Gesetzentwurf, über den 
am Donnerstag in 1. Lesung be-
raten wurde, sieht daher neue 
Straftatbestände vor, mit denen 
sexueller Missbrauch unter Stra-
fe gestellt wird. Unter der neuen 
Überschrift „Sexueller Miss-
brauch unter Ausnutzung be-
sonderer Umstände“ macht sich 
zukünftig nach Paragraph 179 
Absatz 1 StGB-E strafbar, wer 
unter Ausnutzung einer Lage, in 
der eine andere Person auf-
grund ihres körperlichen oder 
psychischen Zustands zum Wi-
derstand unfähig ist, aufgrund 


der überraschenden Begehung 
der Tat zum Widerstand unfähig 
ist oder im Fall ihres Widerstan-
des ein empfindliches Übel be-
fürchtet, sexuelle Handlungen 
an dieser Person vornimmt. Auf 
diese Weise sollen insbesondere 
Frauen – aber auch Männer – 
besser als bislang vor sexuellen 
Übergriffen geschützt werden.  
 
SPD-Fraktionsvize Carola Rei-
mann hat sich für Ergänzungen 
an dem Gesetzentwurf ausge-
sprochen. Geklärt werden müs-
se vor allem, wie der Grundsatz 
„Nein heißt Nein“ umgesetzt 
werden könne. Zudem müsse 
für sexuelle Belästigung endlich 
ein Straftatbestand geschaffen 
werden, forderte Reimann. „Das 
werden wir als eigenen Paragra-
phen noch hinzufügen müssen“, 
sagte sie. Sexuelle Belästigung 
etwa am Arbeitsplatz sei ein 
großes Problem. 


In Erinnerung an die Reaktor-
katstrophen von Tschernobyl 
vor 30 Jahren und von Fukushi-
ma vor fünf Jahren hat der Bun-
destag am Freitag über Atom-
energie und die damit verbun-
denen Risiken debattiert und 
einen entsprechenden Antrag 
der Koalitionsfraktionen be-
schlossen. 
 
Noch heute leiden Hundertau-
sende unter den Folgen der Re-
aktorkatastrophe. Weite Land-
schaften in der Ukraine, Weiß-
russland und Teilen Russlands 


sind bis heute belastet. Bundes-
umweltministerin Barbara Hen-
dricks (SPD): „Tschernobyl gab 
denjenigen Recht, die lange vor-
her vor der Atomkraft gewarnt 
hatten“. Hendricks dankte der 
Anti-Atomkraftbewegung aus-
drücklich. Dass es bis Fukushima 
dauerte, bis alle Bundestagsfrak-
tionen vom Atomausstieg über-
zeugt waren, sei bekannt. Doch 
trotz des deutschen Atomaus-
stiegs blieben die Risiken. Radio-
aktivität mache an den Grenzen 
nicht halt, stellte Hendricks dar. 
 


Sorgen um belgische AKWs 
Besondere Sorgen bereiteten 
die Atomkraftwerke in Belgien. 
„Ich erwarte, dass die Nachbar-
länder die Sorgen der Menschen 
in den Grenzgebieten ernstneh-
men und für ein höchstes Si-
cherheitsniveau sorgen“, unter-
strich die Ministerin. 
 
Die bestehenden Probleme zei-
gen, dass die Risiken der Atom-
energie nicht in den Griff zu be-
kommen sind. Erst ein europa- 
und weltweiter Ausstieg aus der 
Atomenergie bringt Sicherheit.. 
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Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, den Atomausstieg 
gemäß Atomgesetz umzuset-
zen. Sie soll sich in bilateralen 
Kommissionen mit sicherheits-
technischen Fragestellungen 
grenznaher Atomkraftwerke 
(AKW) in anderen Ländern aus-


einandersetzen und die Ver-
handlungen mit Belgien über 
ein Abkommen zur Nuklearen 
Sicherheit zügig zum Abschluss 
bringen.  
 
Auf europäischer Ebene soll die 
Bundesregierung darauf drän-


gen, dass bei Laufzeitverlänge-
rungen für AKW angrenzender 
Länder eine grenzüberschrei-
tende Umweltverträglichkeits-
prüfung Pflicht wird.  


Auf ihrer Klausur in Rust vergan-
gene Woche haben die Frakti-
onsvorstände von SPD und 
CDU/CSU zwei Tage lang über 
Europa- und Flüchtlingspolitik 
sowie Elektromobilität und in-
nere Sicherheit beraten. Am 
Ende wurden fünf Beschlusspa-
piere verabschiedet. 
 
Fluchtursachenbekämpfung 
Weltweit sind mehr als 60 Milli-
onen Menschen auf der Flucht. 
Unser Ziel ist es, die Zahl der 
nach Deutschland kommenden 
flüchtenden Menschen deutlich 
zu senken. Die Auswärtige Kul-
tur– und Bildungspolitik (AKBP) 
Entwicklungspolitik, Humanitäre 
Hilfe und zivile Krisenprävention 
sind dabei die wesentlichen 
strategischen Ausrichtungs-
punkte. Als zentrales Element 
der deutschen Außen- und Si-
cherheitspolitik soll diese weiter 
aufgewertet, finanziell gestärkt, 
konzeptionell weiterentwickelt 


und weiter ausgebaut werden. 
Michelle Müntefering sagt dazu: 
„Ich freue mich besonders, dass 
zum ersten Mal die Auswärtige 
Kultur– und Bildungspolitik aus-
drücklich als ein Mittel zur 
Fluchtursachenbekämpfung 
genannt wird. Sie soll gestärkt 
werden.“ 
 
Handlungsfähigkeit und Zusam-
menhalt in der EU sichern 
Die Koalitionsfraktionen spre-
chen sich für eine Überarbei-
tung des europäischen Asylsys-
tems – insbesondere die so ge-
nannte Dublin-III-Verordnung – 
aus sowie für die Weiterent-
wicklung der europäischen Wirt-
schafts- und Währungsunion 
und mehr Abstimmungen zwi-
schen den EU-Mitgliedstaaten in 
der Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik.  
 
Damit die Automobilindustrie in 
Zukunft bestehen kann, soll die 


Elektromobilität weiter geför-
dert werden. verstärkt für Elekt-
romobilität werden. 
 
Innere Sicherheit wird zu einem 
Investitionsschwerpunkt der 
Koalition. Personelle Stärkung, 
verbesserte Ausbildung der Poli-
zei und Verbesserung des Opfer-
schutzes sind die Ziele der 
nächsten Monate. Darüber hin-
aus soll die europäische Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung 
des Terrorismus durch die Ein-
richtung eines europäischen 
Terror-Abwehrzentrums ge-
stärkt werden. Weiterhin soll 
der Steuerbetrug u.a. durch 
Briefkastenfirmen bekämpft 
werden.  
 
Besserer Einbruchsschutz 
Die Finanzierung des Pro-
gramms zur Prävention vor Ein-
brüchen wird aufgestockt. 


Über einen ganz besonderen Be-
such freute sich Michelle Münte-
fering in der vergangenen Woche: 
Mit großem Interesse verfolgten 
die Schülerinnen und Schüler der 
Robert-Brauner-Förderschule aus 
Herne das politische Geschehen in 
Berlin. Neben einem Gespräch mit 
ihrer Bundestagsabgeordneten 
sowie anschließender Diskussion 
stand ein Besuch auf der Kuppel 
des Reichstags auf dem Programm 
der Schülerinnen und Schüler.  


Aus Berlin und dem Wahlkreis Herne/Bochum II 
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62 Mädchen aus ganz Deutsch-
land haben in diesem Jahr die 
Einladung der SPD-Fraktion ge-
nutzt, einen Einblick in das Be-
rufsfeld einer Bundestagsabge-
ordneten zu bekommen. 
 
Was macht eigentlich eine Bun-
destagsabgeordnete? Wie steht 
es in der Politik mit der Verein-
barkeit von Familie und Beruf? 
Und wie ist der Gang der Ge-
setzgebung? Auf diese und wei-
tere Fragen bekamen die Teil-
nehmerinnen des Girls‘ Days 
Antworten aus erster Hand und 
ganz persönliche Einblicke in die 
Arbeitswelt der SPD-
Abgeordneten. 
 
Schülerin aus Bochum 
Zu Besuch bei Michelle Münte-
fering war Jasmin Ahmeti, Schü-
lerin der Willy-Brandt-
Gesamtschule in Bochum. „Es 
hat wirklich großen Spaß ge-
macht“, so Jasmin Ahmet am 
Ende des spannenden Tags, prall 
gefüllt mit Programmpunkten. 
Schon beim gemeinsamen Früh-
stück im SPD-Fraktionssaal lern-
ten die 14- bis 19-Jährigen die 
Parlamentarische Geschäftsfüh-
rerin Petra Ernstberger und viele 
weitere SPD-Abgeordnete per-
sönlich kennen, bevor sich im 
Anschluss der Fraktionsvorsit-


zende Thomas Oppermann per-
sönlich für die Fragen der Schü-
lerinnen Zeit nahm. Unter dem 
Motto „Frauen (M)acht Politik!“ 
wurde im Anschluss Tacheles 
geredet – über die Chancen und 
Herausforderungen für Frauen 
im Politikbetrieb. Vor allem die 
jüngeren Nachwuchspolitikerin-
nen wie Michelle Müntefering, 
Susann Rüthrich oder Sarah 
Ryglewski erzählten den Girls-
Day-Teilnehmerinnen von ihrem 
Weg in die Politik und von per-
sönlichen Erlebnissen, die sie 
aufgrund ihres Geschlechts er-
lebt haben. 
 
Auch in der Politik galt laut 
Müntefering lange der Spruch: 
Frauen müssen sich für ihren 
Erfolg mehr anstrengen als 
Männer. Doch die Zeiten änder-
ten sich allmählich, so Münte-
fering. „Wir kämpfen weiter 
dafür. Und auch ihr habt es mit 
in der Hand“, appellierte die 
SPD-Politikerin an die Mädchen. 
 
Auch Ryglewski erzählte, wie sie 
sich nach ihrer Mandatsannah-
me „gut gemeinte“ Kommenta-
re anhören musste wie: „Was 
wird denn jetzt aus deinem Le-
bensgefährten?“ oder „Schade, 
dass sich damit für dich das The-
ma Kinderkriegen erledigt hat“. 


Susann Rüthrich, die selbst in-
nerhalb dieser Legislaturperiode 
Mutter geworden ist, machte 
den Mädchen Mut: Sie müsse 
sich zwar häufig behaupten. 
Aber Kinder könne man bei der 
SPD einfach mit in die Fraktions-
sitzung nehmen. Das machen 
bei der SPD-Fraktion übrigens ab 
und an auch die Männer. 
 
Demokratische Prozesse selbst 
erleben 
Wie Politik in der Praxis abläuft, 
konnten die Mädchen ebenfalls 
erleben: Die Schülerinnen beka-
men eine Führung durch den 
Bundestag, konnten SPD-
Abgeordnete in ihren Büros be-
suchen und erhielten die Mög-
lichkeit, eine Debatte im Plenar-
saal live zu verfolgen. 
 
Politische Meinungsbildung und 
die Entwicklung von Gesetzen 
dauert mehr als einen Tag. Um 
den Mädchen dennoch einen 
Einblick in die politischen Pro-
zesse zu geben, organisierte die 
SPD-Fraktion in Kooperation mit 
dem Team von PolitikParcours 
ein Planspiel, in dem die Jugend-
lichen die Gesetzgebung auf 
Bundesebene am Beispiel 
„Wählen ab 16“ simulierten. 
 
Und wie fiel das Fazit der Mäd-
chen nach dem Girls‘ Day aus? 
Neben viel Lob für das abwechs-
lungsreiche Programm und die 
persönlichen Einblicke, lasen die 
Mitarbeiterinnen der Fraktion 
besonders häufig folgende Sätze 
auf den Feedbackzetteln der 
Teilnehmerinnen: „Das Leben 
einer Politikerin ist sehr stres-
sig“ bzw. „mir zu verantwor-
tungsvoll“, und „Es ist nicht 
leicht, Gesetze zu schaffen und 
zu ändern“ 
. 
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Renten- und Gesundheitspolitik 
standen im Mittelpunkt der 
Diskussion der Bundestagsabge-
ordneten Michelle Müntefering 
mit der AfA-Betriebsgruppe der 
Knappschaft Bahn-See. Über die 
Veranstaltung berichtet Michel-
le Müntefering: 
 
„Die Mitarbeiter der Knapp-
schaft sind die Fachleute von 
der Basis, ihre Hinweise sind 
sehr nützlich. Mich interessiert 
vor allem die Zukunft der priva-
ten Altersvorsorge und des Ren-
tensystems, aber auch Themen 
der Prävention im Gesundheits-
bereich. Deswegen bin ich froh, 
meine Positionen immer wieder 
mit den Experten und Prakti-
kern austauschen zu können. 
Die gerade verkündete Steige-
rung der gesetzlichen Rente um 
über 4% beweist die Stabilität 
der gesetzlichen Rentenversi-
cherung und zeigt: die umlagefi-
nanzierte Rente ist immer noch 
die sicherste Altersvorsorge. 
Sicher sind auch all die Riester-
Renten, die bereits abgeschlos-
sen sind.  
 
Private Altersvorsorge ist zu 
kompliziert 
Zukünftig braucht es aus meiner 
Sicht hier aber Veränderungen. 
Denn die derzeitige staatlich 
geförderte private Altersvorsor-
ge ist zu kompliziert, teuer und 
die Rendite in Zeiten der Nied-


rigzinspolitik gering. Die priva-
ten Versicherer machen ein 
Zusatzgeschäft, das von den 
Erträgen der Versicherten abge-
zogen wird, dabei können sich 
Geringverdiener eh schon kaum 
eine Zusatzversorgung leisten. 
Deswegen muss man auch dar-
über nachdenken, Zahlungen 
aus freiwilliger Vorsorge nicht 
auf die Grundsicherung im Alter 
anzurechnen. Das wäre gerade 
für Geringverdiener etwas mehr 
Gerechtigkeit. 
 
Drohende Altersarmut 
Klar ist auch: Bereits vorhande-
ne oder drohende Altersarmut 
hat vielfache Ursachen. Ein sin-
kendes Rentenniveau ist nur 
eine davon. Altersarmut geht 
vor allem auf brüchige und un-
stete Erwerbsbiografien zurück: 
durch Phasen der Arbeitslosig-
keit, Familienphasen, geringfü-
gige Beschäftigung, langanhal-
tende oder gar dauerhafte Teil-
zeitbeschäftigung, nicht abgesi-
cherte Selbständige Tätigkeiten. 
Hinzu kommt das Armutsrisiko 
Niedriglohn. Deshalb müssen 
wir auch an unterschiedlichen 
Stellen ansetzen, um Altersar-
mut zu verhindern: Dabei gilt in 
erster Linie der Zusammenhang 
Gute Arbeit, gute Löhne, gute 
Rente. Deshalb haben wir den 
gesetzlichen Mindestlohn einge-
führt. Deshalb versuchen wir 
die Tarifbindung wieder zu stä-


ken. Deshalb verbessern wir die 
Bedingungen für gleiche Teilha-
be von Frauen am Arbeitsleben. 
Deshalb stärken wir in dieser 
Legislaturperiode das Prinzip 
gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
– für Frauen und Männer eben-
so wie in der Leiharbeit. Aber 
auch in der Rentenpolitik wur-
den und werden in dieser Legis-
laturperiode wichtige Schritte 
zur Bekämpfung von Altersar-
mut unternommen. Dies gilt für 
Verbesserungen bei der Er-
werbsminderungsrente, für die 
Stärkung von Prävention und 
Rehabilitation und für weitere 
Verabredungen im Koalitions-
vertrag. Schnellschüsse in Ren-
tenfragen sind nicht sinnvoll. 
Wir brauchen ein solides Ge-
samtkonzept, wie seit langen 
von der SPD gefordert. Dazu 
gehört auch eine ausführliche 
Diskussion.“ 


Auf Einladung der Bundestagab-
geordneten Michelle Münte-
fering nahmen die THW-
Ortsbeauftragten Aimo Glaser 
(THW Ortsverband Wanne-
Eickel) und Sven Eric Leichner 
(THW Ortsverband Herne) an 
der Fachkonferenz der SPD-
Bundestagfraktion zur Sicher-
heit in Deutschland teil.  
Michelle Müntefering: „Alle 


Menschen in Deutschland müs-
sen sicher sein und sich sicher 
fühlen. Sie haben das Recht, vor 
Kriminalität geschützt zu wer-
den. Gleichzeitig haben Ängste 
und Unsicherheiten in der Be-
völkerung zugenommen. Wie 
das zu schaffen ist, darüber hat 
die SPD-Bundestags-fraktion mit 
Experten von Polizei, Feuer-
wehr, Technischen Hilfswerk 


und anderen Verbänden aus 
ganz Deutschland diskutiert. Mit 
dabei war auch das THW Herne 
und Wanne-Eickel. Ich freue 
mich, dass unsere örtlichen Ex-
perten ihre große Erfahrung im 
Katastrophenschutz einbringen 
konnten.“ 
„Die Expertensind einig, dass 
Deutschland im Katastrophen- 
und Bevölkerungsschutz grund-


Aus Berlin und dem Wahlkreis Herne/Bochum II 


Kai Rauschenberg, stellv. Vorsitzender 
der Afa-Betriebsgruppe Bahn-See, mit 
Michelle Müntefering. 
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sätzlich gut aufgestellt ist und 
wir die bekannten Schadenssze-
narien beherrschen“, stellt Aimo 
Glaser fest. „Allerdings müssen 
wir uns dringend auf neue Her-
ausforderungen einstellen, wie 
z.B. Cyberattacken und Terror-
gefahr. 
 
Über 200 engagierte Herner 
Dazu sind in allen beteiligten 
Bereichen zusätzliche finanzielle 
Mittel erforderlich“, fordert der 
Ortsbeauftragten des THW Wan-
ne-Eickel. Übereinstimmend 
betonten die beiden Ortsbe-
auftragten die große Bedeutung 
der ehrenamtlichen Helfer. Sven 
Leichner unterstreicht: „Alleine 
in den Ortsverbänden Herne 
und Wanne-Eickel engagieren 
sich über 200 Menschen für die-
se Arbeit. Es kann aber nicht 
sein, dass diese Einsatzkräfte 
sich vermehrt Angriffen oder 
Tätlichkeiten ausgesetzt sehen, 


wenn sie ihre Arbeit für den 
Schutz der Bevölkerung verrich-
ten. Hier ist die Politik gefordert, 
sich stärker für den Schutz der 
Helfer einzusetzen“, so Sven 
Leichner weiter. “Die auf der 
Konferenz genannten Überle-
gungen zusätzliche Anreize für 
ein Engagement zu schaffen, 


beispielsweise bei der Suche 
nach Studienplätzen, bitten wir 
ausdrücklich zu prüfen.“ Einig 
waren sich Aimo Glaser (Foto 
li.), Sven Erich Leichner (re. im 
Bild) und Michelle Müntefering, 
dass Herne ist gut aufgestellt ist, 
wenn es um den Zivil- und Kata-
strophenschutz geht.  


Der Einladung der Ruhrkohle AG 
zum Thema „Was uns zusam-
menhält: gemeinsame Verant-
wortung und Zukunft in NRW“ 
folgten zahlreiche Bundestags-
abgeordnete, vor allem aus 
dem Ruhrgebiet. Auch die Her-
ner Bundestagsabgeordnete 
Michelle Müntefering nutzte 
die Gelegenheit, sich über den 
Verlauf des Kohleausstiegs und 


dessen Auswirkungen auf die 
Zukunft die Zukunft des Ruhrge-
biets zu informieren. Der Rück-
zug des Bergbaus vollzieht sich 
planmäßig und verlässlich, drei 
Viertel des Weges von der Koh-
lepolitischen Verständigung 
2007 bis zur Beendigung des 
aktiven Steinkohlenbergbaus 
sind erfolgreich absolviert, be-
richteten die RAG-Vertreter. Die 
RAG AG sieht sich aber nicht 
nur in der Verantwortung für 
den Rückbau und die Ewigkeits-
kosten des Bergbaus, das wich-
tigste Anliegen der RAG-Stiftung 
ist die Gestaltung der Zukunft 
des Ruhrgebiets.  
Neben der Flächenentwicklung 
der bisher vom Bergbau genutz-
ten Flächen gehören dazu unter 
anderem auch die innovative 
Nutzung von Grubengas und 
Grubenwasser zur Energiege-
winnung. Die Ruhrkohle AG 
arbeitet dabei mit Firmen, Uni-


versitäten und Forschungsein-
richtungen zusammen, um neue 
Ideen zu entwickeln und umzu-
setzen. 
„Der Kohleausstieg ist kein Still-
legungsprojekt, sondern un-
mittelbar mit der Umgestaltung 
des Ruhrgebiets verbunden. Die 
RAG ist ein wichtiger Partner 
des Ruhrgebiets – heute und 
morgen“, so Michelle Münte-
fering. 
 
 
Im Bild zu sehen: v.l.n.re: 
Bernd Tönjes, Vorsitzender des 
Vorstandes der RAG Aktienge-
sellschaft, Michelle Münte-
fering, MdB, Garrelt Duin, Mi-
nister für Wirtschaft, Energie, 
Industrie, Mittelstand und 
Handwerk des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Michael We-
berink, Hauptgeschäftsführer 
des Gesamtverbandes Steinkoh-
le e.V. 







Seite  


Michelle Müntefering , MdB 



callto:+493022773134

mailto:michelle.muentefering@bundestag.de






Überschrift Leitartikel 


20. Mai 2016 


Themen in dieser Ausgabe: 


 Missbrauch bei Leiharbeit 
bekämpfen 


 Aktuelle Rede zur Flüchtlings-
politik 


 Frühjahrsempfang der SPD 


 Verleihung des Otto-Wels 
Preises 


 Steuerverwaltungssystem 
modernisiert 


 Mehr Möglichkeiten für 
freies W-LAN 


 Michelle Münteferings Kritik 
zu sicheren Staaten 


 Reform zum Behinderten-
gleichstellungsgesetz 


 Mehr Wettbewerb auf der 
Schiene 


 Keine Wiederzulassung von 
Glyphosat 


 Hilft für Mali und Fortsetzung 
von ATALANTA 


 Soldatenbeteiligungsgesetz 
soll geändert werden 


 Spitzengespräch mit türki-
schem Oppositionsführer 


 Diskussion in der Akademie 
der Künste 


 Gerald Asamoah bei Kuppel-
knappen 


 Verleihung des Otto-Wels-
Preises 
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Liebe Leserinnen und 


Leser, 


Liebe Genossinnen und 
Genossen, 
wieder ist eine Sitzungs-


woche rum, wieder ist 


etwas erreicht!  


Endlich haben wir es 


geschafft, die Blockade 


von CDU/CSU bei der 


Regulierung der Leihar-


beit aufzubrechen. Es 


wird Zeit! Denn niedrige 


Löhne sind Gift für die 


Gesellschaft und unsere 


soziale Absicherung. Wir 


gehen Schritt für Schritt 


voran. Gefreut habe ich 


mich auch über die Ju-


gendlichen, die sich am 


Otto-Wels-Preis mit 


wunderbaren Beiträgen 


zu Europa beteiligt ha-


ben - schaut doch mal, 


wen ich unter den Ge-


winnern getroffen habe!  


Die Fluchtkrise be-


schäftigt uns im Parla-


ment auch weiter, auch 


wenn die Zahl der in 


Deutschland ankom-


menden Menschen aktu-


ell zurückgegangen ist. 


Langfristig werden wir 


das Problem nur lösen, 


wenn wir wegkommen 


von einem internationa-


len Protektionismus, der 


andere Länder benach-


teiligt. 


Das habe ich auch in 


meiner letzten Rede im 


Bundestag gesagt, die 


ihr hier, wie auch die 


anderen aktuellen The-


men, noch einmal nach-


lesen könnt.  


Herzliche Grüße 


Eure 


 


Michelle Müntefering 


Der Koalitionsausschuss hat nach 
monatelanger Blockade – vor 
allem durch die CSU – endlich 
den Weg frei gemacht, um den 
Missbrauch von Leiharbeit und 
Werkverträgen zu bekämpfen. 
Der Gesetzentwurf von Bundes-
arbeitsministerin Andrea Nahles 
(SPD) kann nun mit kleinen Ände-
rungen ins Kabinett und danach 
ins Parlament eingebracht wer-
den.  
 
Erstmalig in der Geschichte eine 
gesetzliche Regelung 
„Wir haben zum ersten Mal in 
der Geschichte überhaupt eine 
gesetzliche Regelung, die ganz 
eindeutig die Rechte der Leihar-


beitnehmer stärkt. Wir haben 
zum ersten Mal überhaupt Re-
geln, damit Werkverträge nicht 
missbraucht werden“, betonte 
Andrea Nahles anlässlich der Eini-
gung der Koalitionspartner.  
„Für über eine Million Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitneh-
mer wird es nun endlich klare 
Regeln für ihren Einsatz in 
Fremdfirmen geben“, bekräftigte 
die stellvertretende SPD-
Fraktionsvorsitzende Carola Rei-
mann. Dieses sei die Grundlage 
für gute und sichere Arbeit dieser 
Beschäftigten.  
„Gerechtigkeit heißt für die SPD 
gleicher Lohn für gleiche Arbeit. 
Viele Menschen haben darauf 


gewartet, dass Missbrauch und 
Lohndrückerei bei Leiharbeit und 
Werkverträgen verhindert wer-
den", erklärte die arbeits- und 
sozialpolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion, Katja Mast. Bun-
desarbeitsministerin Andrea Nah-
les habe sich dafür mit viel Stand-
haftigkeit eingesetzt. Mit Unter-
stützung der SPD-
Bundestagsfraktion habe Nahles 
erreicht, dass die CDU/CSU ihre 
Blockadehaltung endlich aufge-
geben habe.  
 
Die wichtigsten Regelungen:  
- Künftig dürfen Leiharbeitneh-
merinnen und Leiharbeitnehmer 
nur noch 18 Monate in einem 
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Entleihbetrieb arbeiten. Wird 
diese Grenze überschritten, muss 
eine Einstellung der Leiharbeit-
nehmer erfolgen. Eine längere 
Ausleihe soll nur dann möglich 
sein, wenn es entweder eine Tarif
- oder eine Betriebsvereinbarung 
dazu gibt.  


- Zudem soll ab Inkrafttreten des 
Gesetzes gelten, dass Leiharbeit-
nehmer nach neun Monaten den 
Anspruch auf die gleiche Bezah-
lung wie die Stammbelegschaft 
haben. Hier kann nur abgewichen 
werden, wenn Branchenzu-
schlagstarife zwischen den Tarif-
parteien vereinbart wurden. Die-
se müssen bereits nach sechs 
Wochen Zuschläge vorsehen und 
spätestens nach 15 Monaten 
muss ein Lohn erreicht werden, 
der mit dem tarifvertraglichen 
Arbeitsentgelt eines vergleichba-
ren Arbeitnehmers in der Einsatz-
branche übereinstimmt.  


- Leiharbeitnehmer dürfen nicht 
als Streikbrecher eingesetzt wer-
den.  


- Gegen die missbräuchliche Nut-


zung von Werkverträgen soll 
durch die Pflicht zur Offenlegung 
der Arbeitnehmerüberlassung 
und die Abschaffung der so ge-
nannten Vorratsverleiherlaubnis 
vorgegangen werden. So wird 
Arbeitgebern, die mit illegalen 
Werkverträgen arbeitsrechtliche 
Schutzstandards umgehen wol-
len, die Möglichkeit genommen, 
diese später in Leiharbeit umzu-
deklarieren und nachträglich zu 
legalisieren. Zukünftig muss in 
einem solchen Fall dem Be-
schäftigten ein Arbeitsverhältnis 
bei dem Entleiher angeboten 
werden und das vermeintliche 
Werkunternehmen sowie der 
Entleiher müssen ein Bußgeld 
bezahlen. Diese Regelung soll 
eine abschreckende Wirkung auf 
schwarze Schafe haben.  


- Außerdem wird anhand von der 
Rechtsprechung herausgearbei-
teten Grundsätzen gesetzlich 
definiert, wer Arbeitnehmerin 
und Arbeitnehmer ist. Dadurch 
soll die missbräuchliche Gestal-
tung von Fremdpersonaleinsatz 


durch Werkverträge verhindert 
werden.  
- Zudem werden die Informati-
onsrechte des Betriebsrates ge-
stärkt und gesetzlich festge-
schrieben.  
 
Mehr Ordnung und Gerechtig-
keit auf dem Arbeitsmarkt  
Bundesarbeitsministerin Nahles 
ist dankbar, dass die Einigung in 
der Koalition geklappt hat. Es sei 
ein großer Fortschritt, dass Leih-
arbeiter mit dem Gesetzentwurf 
verbriefte Rechte bekämen, die 
sie einklagen könnten.  
Ziel der SPD-Bundestagsfraktion 
ist, wieder Ordnung und Gerech-
tigkeit auf dem Arbeitsmarkt her-
zustellen. Die im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Maßnahmen sol-
len verhindern, dass Stammar-
beitsplätze weiterhin durch den 
missbräuchlichen Einsatz von 
Leiharbeit und Werkverträgen 
gefährdet werden.  


Nach Einschätzung des Flücht-
lingshilfswerks der Vereinten 
Nationen (UNHCR) befinden sich 
rund 60 Millionen Menschen 
weltweit auf der Flucht. Insge-
samt halten sich fast 90 Prozent 


der Flüchtlinge in Entwicklungs-
ländern auf. In einem gemeinsa-
men Antrag von SPD und CDU/
CSU fordern die beiden Fraktio-
nen die Bundesregierung auf, 
weiterhin verstärkt die Fluchtur-


sachen zu bekämpfen, um die 
Lebenssituation der Geflüchteten 
strukturell zu verbessern  
 


Michelle Müntefering sprach im 
Bundestag zur aktuellen Situati-
on:  
Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege 
Wadephul, 
ich bin bzw. wir als sozialdemo-
kratische Fraktion sind so viel Lob 
von Ihnen gar nicht gewohnt. 
Dem Lob für unseren Minister, 
für die deutsche Außenpolitik, für 
die gemeinsame Außenpolitik 
und für die Entwicklungszusam-
menarbeit können wir uns nur 
anschließen. Denn es ist vollkom-
men richtig, dass wir für eine 
Friedenspolitik stehen und diese 
vorantreiben. 
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Was haben Sie davon? 
Erlauben Sie mir eine Geschichte 
vorab, bevor ich zu der Frage 
der Fluchtursachen und Flucht-
ursachenbekämpfung komme, 
über die heute reichlich disku-
tiert wird. Im letzten Jahr habe 
ich vor ungefähr 600 ausländi-
schen Studierenden gesprochen, 
die auf Einladung des DAAD mit 
einem Stipendium bei uns in 
Deutschland studieren. Auf der 
Bühne der Humboldt-Universität 
wurde darüber gesprochen, wie 
wir sie ins Land holen und aus-
bilden. Es ist erstaunlich, wie 
viele von ihnen später in ihr 
Land zurückgehen und dort für 
Wohlstand und Wachstum sor-
gen. Einer der Studenten melde-
te sich bei der Diskussion zu 
Wort - es war ein Student aus 
Afrika; er stand in der letzten 
Reihe - und fragte: Warum tun 
Sie das für uns? Was haben Sie 
davon? Ich fand, dass das eine 
kluge Frage war. Neben Dank-
barkeit und wahrem Interesse 
schwang bei der Frage auch ein 
Misstrauen mit, das sich durch 
die Kolonialgeschichte und den 
Protektionismus der Wirt-
schaftsmächte in Europa tief in 
das Gedächtnis einiger Länder in 
der Welt eingegraben hat. Das 
zu verstehen, muss Teil dieser 
Debatte sein, in der wir über die 
Bekämpfung von Fluchtursachen 
sprechen.  
 
4000 Menschen haben Boots-
fluch nicht überlebt 
Dieser Protektionismus, der an-
dere durch Zoll- und Handelspo-
litik strukturell benachteiligt, ist 
natürlich darauf angelegt, dass 
wir schneller und noch stärker 
wachsen. Das ist nichts anderes 
als globalisierter Eigennutz.  
Libyen ist nicht erst seit heute, 
sondern schon seit Gaddafi das 
Haupttransitland auf der zentra-
len Route von Nordafrika über 
das Mittelmeer nach Italien. Seit 
2014 gelangten über 300 000 
Flüchtlinge von dort aus nach 
Europa. Im Jahr 2015 haben 
4 000 Menschen die Bootsflucht 


durch das Mittelmeer nicht 
überlebt. Seit dem Sturz Gad-
dafis wird offensichtlich, was 
den afrikanischen Kontinent 
schon sehr lange bewegt und 
inzwischen auch unseren. Der 
Gipfel in Valletta sollte die Lö-
sung bringen: Geld für afrikani-
sche Staaten, damit die Flucht-
ursachen vor Ort bekämpft wer-
den können. Aber es stellt sich 
die Frage - vielleicht heute mehr 
denn je -, ob ein Hilfsfonds allein 
wirklich die Lösung sein kann, 
solange Märkte mit subventio-
nierten Waren überschwemmt 
werden. 
Das ist ein Grund für die mas-
senhafte Migration von Men-
schen aus Afrika Richtung Nor-
den. Faires Handeln ist ein Ge-
bot der Menschenrechte, das 
ökonomisch auch noch Sinn 
macht. Deswegen lautete die 
Antwort, die ich dem jungen 
Mann gegeben habe: Wir brau-
chen keine schwachen Partner 
in der Welt, wir brauchen starke 
Partner. 
 
Es wird uns dauerhaft nur gut 
gehen, wenn es auch anderen 
gut geht. Für unsere Außenpoli-
tik heißt das, wegzukommen 
von einer Außenpolitik der Staa-
ten hin zu einer Außenpolitik 
der Zivilgesellschaften. Denn 
eine Außenpolitik die Zivilgesell-
schaften stärkt, ist auch eine 
Außenpolitik, die Fluchtursa-
chen bekämpft. Als Sprecherin 
der sozialdemokratischen Frakti-
on für die Auswärtige Kultur- 
und Bildungspolitik habe ich 
mich sehr gefreut, dass diese in 
dem Beschluss der Fraktionsvor-
sitzenden unserer Koalition jetzt 
endlich als wirksames Mittel bei 
der Bekämpfung von Fluchtursa-
chen mit genannt wird. 
 
Außenminister mit uner-
schütterlicher Ruhe 
Das Auswärtige Amt hat da in 
den letzten zwei Jahren Außer-
ordentliches geleistet. Ich will 
nicht noch einmal wiederholen, 
was Kollege Wadephul gesagt 


hat, aber eines ist, glaube ich, 
klar: Auf dem Weltparkett und 
auch hier in Berlin sucht unser 
Außenminister mit uner-
schütterlicher Ruhe, die nur ein 
Ostwestfale mitbringen kann, 
nach diplomatischen Lösungen 
für den Frieden. Wir brauchen 
diese Diplomatie dringend, da-
mit ein Boden für die Verständi-
gung geebnet wird. Versöhnen 
statt spalten - auf dem Boden 
wirkt auch die dritte Säule unse-
rer Außenpolitik, die Auswärtige 
Kultur- und Bildungspolitik. 
 
Mehr als ein Bett und ein Zelt 
Humanitäre Hilfe ist mehr als 
ein Brot, ein Bett, ein Zelt. Es 
geht darum, Zukunftsperspekti-
ven zu schaffen, Heimat zu sta-
bilisieren und wieder aufzurich-
ten. Lassen Sie mich sagen: Das 
Cash-for-Work-Programm ist 
gut. Aber vielleicht könnten wir 
noch etwas draufsetzen. 
„Education for Work“, das wäre 
eine Initiative, über die ich mich 
freuen würde. In diesem Sinne 
sollten wir das weiterentwi-
ckeln. 
Herzlichen Dank, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. 
 
Alle Reden von Michelle Münte-
fering im Deutschen Bundestag 
sind zu sehen im Internet unter 
www.michelle-muentefering.de 
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Frieden. Freiheit. Wohlstand. 
Diese Begriffe waren die ersten, 
die den Protagonisten in den 
Sinn kamen, die in einem Kurz-
film erklären sollten, was Euro-
pa für sie bedeutet. Doch es fiel 
auch das Wort „anstrengend“. 
Und das kann es ja auch sein. 
„Wir müssen das Haus Europa 
immer wieder schützen und 
stärken“. So beschrieb SPD-
Fraktionschef Thomas Opper-
mann die Herausforderung Eu-
ropa.  
Rund 1000 Gäste waren ins 
Reichstagsgebäude gekommen, 
um am traditionellen Frühjahrs-
empfang der SPD-
Bundestagsfraktion teilzuneh-
men. Der Abend stand unter 
dem Motto „Zukunft Europa(s)“.  
 
Gastgeber Thomas Oppermann 
„Das Gastgeber Thomas Opper-
mann bekräftigte, dass die Sozi-
aldemokraten von jeher 
„leidenschaftliche und über-
zeugte Europäer“ seien – sich 
aber Sorgen machten. Denn: 
„Das europäische Haus hat Ris-
se.“ Das Fundament stehe zwar, 
zurücklehnen sei aber nicht an-
gesagt. Oppermann: „Es gibt 
Zeichen der Hoffnung“. Wenn es 
gelinge, die zentralen sozialen 


und ökonomischen Probleme 
Europas zu lösen, und wenn wir 
die EU zu einer politischen Uni-
on weiterentwickeln, dann kön-
nen wir ein wirklich geeintes, 
solidarisches Europa schaffen“. 
Das wäre ein Europa, in dem 
„alle Bürgerinnen und Bürger in 
Freiheit, Sicherheit und Wohl-
stand leben können“.  Darauf 
machte auch der Ehrengast des 
Abends aufmerksam: der fran-
zösische Außenminister Jean-
Marc Ayrault. Er erklärte in flie-
ßendem Deutsch, dass sein Prä-
sident, Francois Hollande, die 
Äußerung, Ayrault sei „ein Sozi-
aldemokrat deutscher Prägung“, 
als Kompliment gemeint habe. 
Für Ayrault ist die Verbindung 
von Europas Ländern vor allem 
„jene Energie, die wir aus den 
Traumata der Kriege gewonnen 
haben: ein Europa des Friedens 
schaffen“. Weltweit sei die Euro-
päische Union ein „einzigartiges 
Modell“. Daraus erwachse die 
Verpflichtung, dass sich Europa 
hinter seine Werte stelle. Ay-
rault: „Europa ist nicht das Prob-
lem, sondern die Lösung!“ 
 
Ehrung junger Menschen 
Im Anschluss moderierte die 
Journalistin Angela Elis eine kur-


ze Talkrunde mit Thomas Op-
permann, Außenminister Frank-
Walter Steinmeier und Jean-
Marc Ayrault. Danach wurden 
unter der Laudatio der Schau-
spielerin und Sängerin Jasmin 
Tabatabai die Preisträgerinnen 
und Preisträger des diesjährigen 
„Otto-Wels-Preises für Demo-
kratie“ geehrt. 
 
Das sind junge Menschen, die 
sich kreativ mit der europäi-
schen Idee befasst haben.  


Über den Besuch von Kirsten 
Eink, Landesgeschäftsführerin 
der überparteilichen Europa-
Union NRW und Vorsitzende 
des Arbeitskreises Europa SPD 
in Herne, freute sich Michelle 
Müntefering bei strahlendem 
Sonnenschein—mit Blick auf 
die Reichstagskuppel. Auch sie 
war zu Gasts beim Frühjahrs-
empfang der SPD-Fraktion. 
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Der Großteil der Steuererklä-
rungen soll künftig vollautoma-
tisch bearbeitet werden; das 
hat in der vergangenen Sit-
zungswoche der Bundestag be-
schlossen. Durch diese Vorge-
hensweise sollen Beschäftigte in 
den Finanzämtern von Routine-
arbeiten entlastet und zusätzli-
che Kapazitäten für die Bearbei-
tung komplizierter Sachverhalte 
geschaffen werden.  
 
Durch das Steuermodernisie-
rungsgesetz werden die rechtli-
chen Grundlagen für eine um-
fassende Anwendung moderner 
Informationstechnologien der 
Steuerverwaltung geschaffen. 
Trotz der stärkeren Beachtung 
von Wirtschaftlichkeitsgesichts-
punkten im Besteuerungsver-
fahren wird es keine Abstriche 


bei den rechtstaatlichen Prin-
zipen, etwa dem Anspruch auf 
rechtliches Gehör der Steuer-
pflichtigen geben. Frank Junge, 
zuständiger Berichterstatter der 
SPD-Fraktion, betont: „Mit dem 
Steuermodernisierungsgesetz 
wird ein umfassendes Maßnah-
menpaket umgesetzt, das die 
Bearbeitung von Steuererklä-
rungen schneller und effizienter 
gestalten soll. Das Gesetz ist die   
Basis für eine automatisierte 
und computergestützte Steuer-
festsetzung, die Bürgerinnen 
und Bürger sowie Finanzverwal-
tungen gleichermaßen entlas-
tet.“  
 
Mindestzuschläge von 50 Euro 
auf 25 Euro pro Monat gesenkt 
Die SPD-Fraktion hat außerdem 
dafür gesorgt, dass die Belange 


der Steuerpflichtigen nicht zu 
kurz kommen. So wurden auf 
Betreiben der Sozialdemokraten 
die zunächst vorgesehenen au-
tomatischen Mindestver-
spätungszuschläge für von Steu-
erberatern zu spät eingereichte 
Steuererklärungen abgesenkt. 
Statt der geplanten Mindestzu-
schläge von 50 Euro für jeden 
angefangenen Verspätungsmo-
nat, wird nunmehr ein Zuschlag 
von 25 Euro erhoben. Für unbe-
ratene Steuerpflichtige, die ihre 
Steuererklärung selbst einrei-
chen, wird es keine automati-
sche Festsetzung von Ver-
spätungszuschlägen geben. Bei 
ihnen wird ein Verspätungszu-
schlag wie bisher nur im Einzel-
fall und nach pflichtgemäßem 
Ermessen des Finanzbeamten 
festgesetzt.  


Der Bundestag hat  in erster 
Lesung den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zum erleich-
terten Ausbau digitaler Hochge-
schwindigkeitsnetze beraten. 
Ziel des Gesetzesvorhabens ist 
es, die Kosten für den Breit-
bandausbau in Deutschland 
durch effizientere Verfahren 
und mehr Transparenz zu sen-
ken.  
 
Dazu die Bundestagsabgeordne-
te Michelle Müntefering sowie 
der SPD-Landtagsabgeordnete 
Alexander Vogt:   
Zur Einigung der Großen Koaliti-
on im Bund in Sachen WLAN-
Gesetz erklären die Herner Bun-
destagsabgeordnete Michelle 
Müntefering und Alexander 
Vogt, medienpolitischer Spre-
cher der SPD-Fraktion im nord-
rhein-westfälischen Landtag: 
  


Störerhaftung abgeschafft 
„Die SPD hat sich auf der Bun-
desebene durchgesetzt. Die Stö-
rerhaftung wird abgeschafft. 
Damit wird der Weg für die zu-
künftige Entwicklung von offe-
nen WLAN-Netzen frei. Damit 
erhalten wir eine vernünftige 
Regelung, die in vielen anderen 
europäischen Ländern üblich ist. 
Freie Netzzugänge kommen 
damit in Deutschland voran. In 
Herne sind bereits verschiedene 
Freifunk-Projekte auf den Weg 
gebracht oder in Planung. Auch 
diese profitieren von der Neure-
gelung.“, erklärt die Herner Bun-
destagsabgeordnete Michelle 
Müntefering. 
 
SPD-NRW fördert seit Jahren 
freies WLAN-Netz 
 „In NRW setzt sich die SPD-
geführte Landesregierung seit 
mehreren Jahren für die Förde-


rung von freien WLAN-Netzen 
ein. Der Landtag hat dazu ver-
schiedene eindeutige Beschlüsse 
gefasst. Durch die Entscheidung 
auf Bundesebene wird unseren 
Forderungen endlich nachge-
kommen. Freie und offene Inter-
netzugänge sind für uns Voraus-
setzung einer modernen Infra-
struktur. Darum fördern wir 
Projekte in den Kommunen auch 
finanziell. Mit der heutigen Eini-
gung können nun mehr offene 
WLAN-Zugänge von privaten 
und nebengewerblichen Anbie-
tern geschaffen werden. Es wird 
Rechtssicherheit geschaffen, von 
denen auch Café- und Restau-
rantbetreiber und viele andere 
Anbieter mit offenen Netzen 
profitieren“, so der SPD-
Landtagsabgeordnete Alexander 
Vogt. 
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Um Asylverfahren zu beschleu-
nigen, wurde im Bundestag be-
schlossen, Marokko, Algerien 
und Tunesien als so genannte 
sichere Herkunftsstaaten einzu-
stufen. Das Recht einer indivi-
duellen Prüfung von Antragstel-
lern im Asylverfahren bleibt 
hiervon unberührt.  
 
Die Bundestagsabgeordnete 
Michelle Müntefering nahm 
hierzu jedoch eine kritische Hal-
tung ein und erklärte: 


„Die Ausweitung der Einstufung 
von Ländern als sichere Her-
kunftsstaaten sehe ich grund-
sätzlich als problematisch an. 
Unser Asylrecht beruht auf dem 
individuellen Grundrecht auf 
Asyl, das eine Einzelfallprüfung 


zwingend verlangt. Ich lege gro-
ßen Wert darauf, dass dieses 
Grundrecht in jedem Einzelfall 
erhalten bleibt und zu einer 
individuellen Prüfung jedes ein-
zelnen Schicksals führt, wenn 
Gründe für eine Verfolgung im 
Herkunftsland vorgetragen wer-
den. Auch wenn die Anerken-
nungsquote bei den im hier 
vorliegenden Gesetzentwurf 
genannten Ländern niedrig ist, 
verdient jeder Einzelfall Beach-
tung. 
 
Flüchtlinge auf Europa vertei-
len 
Statt einer Ausweitung des Sys-
tems der „sicheren Herkunfts-
staaten“ brauchen wir eine eu-
ropäische Flüchtlingspolitik, die 
die die Flüchtlinge auf die euro-
päischen Länder verteilt. Ich 
erkenne an, dass dies das Be-
mühen der Bundesregierung ist. 
Weiterhin brauchen wir – gera-
de um das Asylrecht in seiner 
Bedeutung zu erhalten und zu 
stärken – andere, legale Wege, 
wie Menschen nach Deutsch-
land kommen können, die kei-
nen Asylgrund haben, aber bei 
uns leben und arbeiten wollen, 
wie z. B. ein echtes Einwande-
rungsgesetz. Ich betone aus-
drücklich, dass die Bundesregie-
rung alle zwei Jahre einen Be-
richt vorlegen muss, ob die Vo-


raussetzungen für die Einstu-
fung als sicherer Herkunftsstaat 
weiter vorliegen. Das ermög-
licht auch, Staaten wieder von 
dieser Liste zu nehmen. Diese 
Überprüfung halte ich für sinn-
voll und wichtig. 
 
Die Einstufung der Länder Alge-
rien, Marokko und Tunesien als 
sichere Herkunftsstaaten haben 
die Vorsitzenden der die Regie-
rungskoalition tragenden Par-
teien im Rahmen eines Gesamt-
konzeptes zur Optimierung und 
Beschleunigung der Asylverfah-
ren beschlossen. Ziel ist dabei, 
schneller Rechtssicherheit her-
zustellen, damit diejenigen 
Flüchtlinge, die bei uns bleiben 
werden, schnell integriert wer-
den können und alle dafür not-
wendigen Maßnahmen erhal-
ten, aber auch damit diejenigen 
Flüchtlinge, die keinen Bleibe-
grund haben, schneller wissen, 
dass sie unser Land wieder ver-
lassen müssen. Da ich diese 
Vereinbarung mittrage, stimme 
ich dem vorliegenden Gesetz-
entwurf trotz grundsätzlichen 
Bedenken zu..“ 


Mehr Wettbewerb ist gut für 
Qualität und Innovation – auch 
im Bahnbereich. Davon profitie-
ren vor allem die sieben Millio-
nen Fahrgäste, die täglich mit 
der Bahn durch Deutschland 
reisen. Die wesentlichen Kern-
punkte des Entwurfs sind eine 
weitere Sicherung des diskrimi-
nierungsfreien Zugangs zur Ei-


senbahninfrastruktur und die 
Regulierung der Entgelte für die 
Schienennutzung. Schwerpunkt 
hierbei ist die transparentere 
Entgeltregulierung, durch die 
den Betreibern der Schienenwe-
ge Anreize zur Senkung der Inf-
rastrukturkosten und der Tras-
senentgelte gegeben werden.  
Kirsten Lühmann und Martin 


Burkert, die zuständigen Be-
richterstatter der SPD-Fraktion, 
betonen: „Die SPD-Fraktion wird 
im Laufe des Gesetzgebungsver-
fahrens darauf achten, dass  
an bestimmten Punkten nachge-
bessert wird und zum Beispiel 
auch die Belange der Bundeslän-
der besser ihre Berücksichtigung 
finden.“  
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Fast 14 Jahre nach Inkrafttreten 
des Behindertengleichstellungs-
gesetzes (BGG) und sieben Jah-
re nach dem Inkrafttreten der 
UN-
Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK) in Deutschland, ist es 
an der Zeit, das BGG weiterzu-
entwickeln. Einen entsprechen-
den Gesetzentwurf hat der Bun-
destag in 2./3. Lesung beschlos-
sen. In der Debatte machte 
Bundessozialministerin Andrea 
Nahles (SPD) deutlich, dass die 
Reform des BGG ein wichtiger 
Schritt im Inklusionsprozess sei.  
 
Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen voranbringen  
Ziel ist es, die Teilhabe in ver-
schiedensten Lebensbereichen 
für Menschen mit Behinderun-
gen voranzubringen. Die Re-
form des BGG stellt gemäß der 
UN-BRK klar, dass Behinderun-
gen nicht nur an einer Person 
festzumachen sind, sondern 
vielmehr ein Ergebnis von Be-
einträchtigungen durch Barrie-
ren sind. Deshalb sieht der Kern 
des Gesetzes vor, Barrieren im 
baulichen und im kommunikati-
ven Bereich in Behörden des 
Bundes zu beseitigen.  
Seit 2002 müssen bauliche Bar-
rieren nur bei Neubauprojekten 
oder Baumaßnahmen des Bun-
des in einem finanziellen Um-
fang ab 2 Millionen Euro besei-
tig werden. Kleinere Maß-
nahmen sind davon ausgenom-
men. Das ändert sich mit der 
BGG-Novelle, nun muss Barrie-
refreiheit generell in den beste-
henden Gebäuden hergestellt 
werden. Zusätzlich zu den Inter-
netauftritten der Bundesbehör-
den, die bereits seit 2002 barri-
erefrei sein müssen, wird dies 
nun auf das Intranet, die Vor-
gangsbearbeitung für Be-
schäftigte des Bundes sowie auf 
Apps und sonstige Anwendun-


gen der Verwaltung für mobile 
Endgeräte ausgedehnt. In der 
parlamentarischen Beratung 
konnte die SPD-Fraktion durch-
setzen, dass für den Abbau von 
baulichen und kommunikativen 
Barrieren verbindliche und 
überprüfbare Maßnahmen- und 
Zeitpläne vorliegen müssen.  
Ein Meilenstein für die Inklusion 
ist, dass die Bundesbehörden 
nun vermehrt Informationen in 
Leichter Sprache bereitstellen 
sollen. Ab 2018 werden sie 
Menschen mit geistigen und 
seelischen Behinderungen Be-
scheide in Leichter Sprache kos-
tenfrei erläutern.  
 
 
Alle Hilfsmittel nutzen 
Außerdem wird im Gesetz klar-
gestellt, dass Barrierefreiheit 
auch bedeutet, alle notwendi-
gen Hilfsmittel nutzen zu dür-
fen. Beispielsweise tragen auch 
Blindenführ- und Assistenzhun-
de dazu bei, Barrieren zu über-
winden, deshalb sollen sie stets 
mitgeführt werden können.  
Darüber hinaus soll es Verbes-
serungen beim Benachteili-
gungsverbot geben. Das bedeu-
tet, wenn angemessene Vor-
kehrungen, wie Gebärden-
sprachdolmetscher, eine bauli-
che Veränderung oder die Be-
reitstellung einer barrierefreien 
PDF-Datei, für Menschen mit 
Behinderungen durch Träger 
der öffentlichen Gewalt versagt 
werden, gilt dies als Benachteili-
gung. Das BGG erkennt auch an, 
dass eine besondere Situation 
der Benachteiligung aus mehre-
ren Gründen wie Behinderung 
und Geschlecht vorliegen kann. 
Davon werden insbesondere 
Frauen mit Behinderungen pro-
fitieren, die häufig mehrfache 
Diskriminierung erfahren.  
Zur Unterstützung der Umset-
zung von Barrierefreiheit soll 


bei der Deutschen Rentenversi-
cherung Knappschaft-Bahn-See 
eine Bundesfachstelle einge-
richtet werden, die die öffentli-
che Verwaltung, die Wirtschaft 
und die Zivilgesellschaft beim 
Abbau von Barrieren berät. Dar-
über hinaus soll die Wirksam-
keit des BGG durch eine neue 
Schlichtungsstelle für Konflikte 
im öffentlich-rechtlichen Be-
reich, die bei der Beauftragten 
der Bundesregierung für die 
Belange behinderter Menschen 
angesiedelt wird, gestärkt wer-
den. Durch Schlichtungsverfah-
ren können Menschen mit Be-
hinderungen ihre Rechte zu-
nächst außergerichtlich geltend 
machen. Ein solches Schlich-
tungsverfahren soll auch Ver-
bandsklagen vorgeschaltet wer-
den.  
 
Förderung von Verbänden 
Die Förderung der Beteiligung 
von Verbänden von Menschen 
mit Behinderungen – vor allem 
von Selbsthilfeorganisationen – 
an politischen Prozessen durch 
das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales wird rechtlich 
verankert. Dafür stehen 2016 
Haushaltsmittel in Höhe von 
500.000 Euro und 2017 1 Milli-
on Euro zur Verfügung. Geför-
dert werden unter bestimmten 
Voraussetzungen Kommunikati-
onshilfen, Verbesserungen der 
technischen Infrastruktur und 
Fortbildungen.  
In Deutschland leben mehr als 
zehn Millionen Menschen mit 
Behinderungen, davon sind 7,5 
Millionen Schwerbehinderte.  
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Der Bundestag einen Antrag der 
Regierung zur weiteren Beteili-
gung an der Militärmission der 
EU zur Ausbildung der mali-
schen Streitkräfte (EUTM Mali) 
in namentlicher Abstimmung 
beschlossen. Sie wird demnach 


um ein weiteres Jahr verlängert, 
wobei die personelle Obergren-
ze bei den deutschen Soldatin-
nen und Soldaten abgesenkt 
wird. Die Mission, die im Febru-
ar 2013 zum ersten Mal einge-
setzt wurde, hat das Ziel, die 


malische Regierung darin zu 
unterstützen, eigenständig die 
Stabilisierung des Landes ge-
währleisten und den Friedens-
prozess weiterführen zu kön-
nen. 


In erster Lesung hat das Parla-
ment am Donnerstag den Regie-
rungsentwurf eines Gesetzes 
zur Änderung soldatenbeteili-
gungs- und personalvertre-
tungsrechtlicher Vorschriften 
beraten. 
 
Amtszeit verlängern 
Das Soldatenbeteiligungsgesetz 
(SBG) wurde zuletzt 1997 novel-
liert. Aufgaben und Strukturen 
der Bundeswehr haben sich 


seitdem deutlich verändert. Der 
Koalitionsvertrag benennt die 
Novellierung des SBG als Kern-
vorhaben. Die Änderungen sol-
len insbesondere der Neuaus-
richtung der Bundeswehr Rech-
nung tragen. Unter anderem 
soll die Position der Vertrauens-
personen deutlich gestärkt wer-
den. So sollen ihre Amtszeit von 
zwei auf vier Jahre verlängert 
und zusätzliche Weiterbildungs-
möglichkeiten geschaffen wer-


den. Auch die Beteiligungsrech-
te sollen fortentwickelt werden. 
Beispielsweise soll bei der Fest-
legung der regelmäßigen Ar-
beitszeit und bei Maßnahmen, 
die der Vereinbarkeit von Fami-
lie und Dienst dienen, die Mög-
lichkeit der Mitbestimmung 
gegeben werden.  
Nun berät das Parlament die 
Umsetzung des Gesetzes. Wir 
werden weiterhin über das The-
ma berichten. 


Fraktionsvizin für Umwelt Ute 
Vogt, äußert sich zum umstritte-
nen Unkrautvernichtungs-
mittel Glyphosat: „Für uns gilt 
das Vorsorgeprinzip, wonach 
nur zugelassen werden darf, 
was zweifelsfrei nicht gesund-
heitsschädlich ist“, so Ute Vogt. 


„Es ist und bleibt für die Men-
schen in Europa sehr irritierend, 


dass zwei WHO-assoziierte Insti-
tutionen zu unterschiedlichen 
Ergebnissen kommen, ob Gly-
phosat krebserzeugend ist oder 
nicht. Diese wissenschaftlichen 
Verunsicherungs-Debatten wer-
den bei der SPD natürlich nicht 
zu einem Umdenken führen. Im 
Gegenteil: Wir sind weiterhin 
gegen die Wiederzulassung von 
Glyphosat. Denn für uns gilt das 


Vorsorgeprinzip, wonach nur 
zugelassen werden darf, was 
zweifelsfrei nicht gesundheits-
schädlich ist. 


Analog zu einer gesetzlichen 
Regelung sollte allerdings über 
eine sinnvolle Übergangsfrist 
nachgedacht werden, um Härte-
fälle in der Landwirtschaft weit-
gehend zu vermeiden.“ 


Seit 2008 beteiligt sich Deutsch-
land an der EU-geführten Ope-
ration ATALANTA, die die Pirate-
rie an der Küste Somalias be-
kämpft. Diese Operation wird 
nun, auch unter deutscher Be-
teiligung erneut verlängert. Das 
hat der Bundestag am Donners-


tag in einer namentlichen Ab-
stimmung beschlossen. 
Das Seegebiet vor Somalia, vor 
allem den Golf von Aden sicher 
und offen zu halten, bleibt eine 
wichtige Aufgabe internationa-
ler Sicherheitspolitik und liegt 
damit auch im unmittelbaren 


Interesse Deutschlands. Zusätz-
lich sorgt der sichere Wasser-
weg dafür, dass der Transport 
benötigter humanitärer Liefe-
rungen nach Somalia durchge-
führt werden kann. 
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Aus Berlin 


Während seines Deutschlandbesuchs tauschten sich der Vorsit-
zende der türkischen CHP, Herr Kemal Kiliҫdaroğlu, mit den stell-
vertretenden Vorsitzenden Selin Sayek Böke und Çetin Osman Bu-
dak, SPD-Fraktionsvorsitzenden Thomas Oppermann und SPD-
Außenpolitikern, darunter auch Michelle Müntefering, Vorsitzende 
der Deutsch-Türkischen Parlamentariergruppe, über den aktuellen 
Stand der deutsch-türkischen Beziehungen aus. 


Über die Zukunft deutscher Schulen im Ausland diskutierte Michelle Müntefering (Mi.), Spreche-
rin für Auswärtige Kultur– und Bildungspolitik, während einer Podiumsdiskussion in der Akademie 
der Künste. Die Einladung erfolgte vom Weltverband der Auslandsschulenteil. Deutschland hat in 
der ganzen Welt Auslandsschulen, die die deutsche Sprache lehren. Sie sind ein zentraler Baustein 
der Auswärtigen Kultur– und Bildungspolitik. 
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Aus Berlin und dem Ruhrgebiet  


Die Besucher-
gruppe des 
Heinz-Kühn-
Bildungswerks. 
begrüßte Mi-
chelle Münte-
fering in Berlin. 
An der Fahrt 
nahmen inte-
ressierte Bür-
gerinnen und 
Bürger aus 
Herne teil, da-
runter auch die  
Mitglieder des 
Sozialverband 
Deutschland 
aus Herne. 


Michelle Müntefering freute sich gemeinsam mit Schalke04 Kicker-Legende Gerald Asamoah über 


die offizielle Gründung des Vereins der „Kuppelknappen.“ Ins Leben gerufen hatte die Bundestags-


abgeordnete den Verein bereits vor längere Zeit. Als Dank überreichte Gerald Asamoah Michelle 


Müntefering und den anderen Kuppelknappen das nigelnagelneue königsblaue Trikot mit der Auf-


schrift der „Kuppelknappen“ und eine Urkunde.  
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Aus Berlin und den Wahlkreisen 


Im Rahmen ihres Frühjahrsemp-
fangs hat die SPD-
Bundestagsfraktion die Gewin-
nerinnen und Gewinner des 
„Otto-Wels-Preis für Demokra-
tie“ ausgezeichnet. Mit diesem 
Preis zeichnet die SPD-
Bundestagsfraktion junge Men-
schen aus, die sich in kreativer 
Weise mit der Frage nach der 
Zukunft Europas auseinander-
setzen. Anliegen des Otto-Wels-
Preises ist es, die Erinnerung an 
die Schrecken der Nazi-
Herrschaft wachzuhalten und 
das Bewusstsein gerade auch 
der jungen Generation dafür zu 
schärfen, dass die Grundlagen 
unserer Demokratie und Rechts-
staatlichkeit sowie des friedli-
chen Zusammenlebens der Völ-
ker und Kulturen immer wieder 
erneuert und gefestigt werden 
müssen.  
 
 
Zweitplatzierte Clea Kleffmann 
Besonders freute sich die SPD-
Bundestagsabgeordnete Michel-
le Müntefering über den zwei-
ten Platz von Clea Kleffmann, 
Tochter von Olaf Kleffmann, der 
zehn Jahre lang das Kinder– und 
Jugendparlament in Herne leite-
te. Beide fühlen sich dem Wahl-


kreis von Michelle Müntefering 
daher eng verbunden.  
Clea Kleffmann begeisterte die 
Jury mit einer sehr lebendigen 
Rede. Hier richtet sich die junge 
Frau an das Europäische Parla-
ment und möchte ein Band zwi-
schen der europäischen Idee 
und der Jugend Europas span-
nen. Sie schlägt dem Europäi-
schen Parlament vor, analog zu 
den EU-Gipfeltreffen EU-
Workshop-Camps ins Leben zu 
rufen, um die Jugend Europas 
regelmäßig zu diesem wichtigen 
Anlass zusammenzubringen und 
die europäische Idee zu verbrei-
ten.  Auch der für die Reckling-
häuserin zuständige SPD-
Abgeordnete Frank Schwabe 
gratulierte Clea herzlich. 
 
Unter dem Motto „Zukunft Eu-
ropa(s)“ waren Jugendliche und 
junge Erwachsene zwischen 16 
und 20 Jahren aufgerufen, sich 
mit der Zukunft der europäi-
schen Idee auseinanderzuset-
zen. Wählen konnten sie dabei 
zwischen drei Aufgabenstellun-
gen: „Europa 2030“, „Die Faszi-
nation der europäischen Idee“ 
oder „Demokratie stärken“. Die 
jungen Preisträgerinnen und 
Preisträger erhielten Geldpreise, 


die von den SPD-Abgeordneten 
gestiftet wurden. 
 
Weitere Gewinner 
Der erste Preis ging an Stefan 
Endeward für seine kritisch-
reflektierte Kurzgeschichte zum 
Thema „Vereinigte Europäische 
Staaten“, den dritten Platz be-
legte Manuel Beh aus Gusterath 
für seine meinungsstarke Hal-
tung gegen Rechtsextremismus. 


Freuten sich beim Frühlingsempfang bei der 
Verleihung des Otto-Wels-Preises gemein-
sam über den 2. Platz von Clea Kleffmann 
(mi.). Olaf Kleffmann (li.) und Michelle 
Müntefering. 







Michelle Müntefering , MdB 


Aus dem Wahlkreis Herne  



callto:+493022773134

mailto:michelle.muentefering@bundestag.de
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			 Liebe 

Elisabeth,


 


ich möchte dich herzlich zu unsererem 

Reibekuchenessen einladen. Weitere Informationen sind in der angehängten 

PDF-Datei.


 


 Fahrradfreundliche Stadt Herne


 

Mein Radrevier - Radeln in Herne - Artikel in der WAZ


# LINK


Bürgerworkshops 

für eine klimafreundliche Mobilität


# LINK


Bericht von der 

Viva Velo 2016 von Ulrich Syberg siehe PDF.


 


 

Stadtbezirk Eickel


 

Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen - ASF # LINK


 

Veranstaltungseinladung siehe PDF.


 Termine und Informationen




 UB Herne Parteibüro / 

Fraktionen


 Famileintag 22.05.2016 - Kuchenspende nicht 

vergessen;


Umwelttag 29.05.2016;


Weitere Informationen auf 

unserer Homepage.


 Michelle Münterering, MdB


 Unter der Kuppel - Zwei 

Newsletter als PDF.


  


 Mit freundlichen Grüßen


Elisabeth Majchrzak-Frensel
(Ortsvereinsvorsitzende)
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Ortsverein
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SPD



 SPD OV Eickel • Veilchenweg 36 • D-44651 Herne



An die Mitglieder und Unterstützer
des Vorstandes
des SPD-Ortsvereins Eickel



Ortsvereinsvorsitzende



Elisabeth Majchrzak-Frensel
Veilchenweg 36
D-44651 Herne



 Privat +49 (2325) 45448
 Mobil +49 (173) 5249144
 Fax +49 (3212) 1019922



 elisabeth.majchrzak@spd-eickel.de



Herne, Samstag, 2016-05-21
Liebe Genossinnen und Genossen,



wie schon lange geplant, sind wir endlich im Besitz einer eigenen Reibekuchenpfanne!
Zum Testen der Funktionsfähigkeit werden wir einen Probelauf mit anschließendem
Verzehr der Ergebnisse starten.
Dazu möchte ich euch mit PartnerIn herzlich einladen.



Reibekuchenessen



am Freitag, 15. Juli 2016, um 18:00 Uhr



Dorneburger Str. 55, 44652 Herne



Telefon: (0 23 25) 66 89 09



Marc hat freundlicherweise seinen Garten zur Verfügung gestellt.
(Zugang rechts neben dem Haus über die Einfahrt in den Garten)



Eventuell wird eine Kostenumlage anfallen. Dies werden wir dann an dem Abend regeln.



Um die richtige Menge Reibekuchenteig bestellen zu können, bitten ich euch um Anmel-
dung:



Ich bitte euch bis zum 20. Juni 2016 um Rückmeldung bei der Vorsitzenden
zwecks Anmeldung, aber auch, falls ihr verhindert seid.



Bis dahin verbleibe ich mit freundlichen Grüßen



Elisabeth Majchrzak-Frensel
(Ortsvereinsvorsitzende)
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Liebe Genossinnen im Stadtbezirk Eickel! 
 
Hiermit lade ich euch herzlich ein zu unserem nächsten Treffen am  



 



24.05.2016 



um 19 Uhr 



DRK-Altenhilfezentrum in der Bergmannstraße 



 
 
Tagesordnung: 
 



1. Referat über die Organisation Weißer Ring (Lothar Schulz) 
2. Verschiedenes 



 
 
 
Ich freue mich über Eure zahlreiche Teilnahme! 
Viele Grüße 
 
Carina  
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Überschrift Leitartikel 



03. Mai 2016 



Themen in dieser 
Ausgabe: 



 Stahlindustrie in Deutsch-
land und Europa stärken 



 Aktuelle Stunde: Situation 
in der Türkei 



 Umwelt: Fracking verbie-
ten 



 Rechtspolitik: Majestäts-
beleidigung abschaffen 



 Rechtspolitik: Recht auf 
sexuelle Selbstbestim-
mung schützen 



 Umwelt: Tschernobyl und 
Fukushima mahnen 



 Koalition: Fraktionsspit-
zen fassen aktuelle Be-
schlüsse 



 Girl´s Day: Bochumer 
Schülerin zu Gast im 
Bundestag 



 Jugend: Robert-Brauner-
Schüler bei Michelle 
Müntefering 



 Rente: Gesetzliche Alters-
vorsorge stärken 



 Sicherheit: Herner THW-
Vorstand bei Sicherheits-
konferenz 



 Energie Ruhrgebiet: NRW
-Landesabend mit der 
RAG 



Liebe Genossinnen und 
Genossen, 
 
nach jeder Sitzungswoche 



des Deutschen Bundesta-



ges senden wir Euch ab nun 



unseren neu gestalteten 



Newsletter „Unter der Kup-



pel“. In dieser Ausgabe 



findet ihr top aktuell die 



Themen aus der letzten 



Sitzungswoche. 



In dieser Ausgabe geht es 



um die Stahlindustrie in 



Deutschland und in Europa, 



um die aktuelle Stunde im 



Deutschen Bundestag zum 



Thema „Pressefreiheit in 



der Türkei“ bei der ich auch 



selbst das Wort ergriffen 



habe. Auf Seite 4 lest Ihr 



eine persönliche Erklärung 



von mir zum Thema 



„Fracking.“ 



Außerdem geht es um mei-



nen Besuch bei den Exper-



ten der Knappschaft zum 



Thema Rente, den Paragra-



fen zur Majestätsbeleidi-



gung, den wir abschaffen 



wollen sowie um die Forde-



rungen der SPD Bundes-



tagsfraktion „Nein heißt 



Nein". Wir fordern hier ein 



weitergehendes Gesetz bei 



der sexuellen Selbstbestim-



mung. Außerdem lest ihr, 



wer im Bundestag zu Be-



such war wie etwa in dieser 



Woche das THW Wanne-



Eickel und Herne — aber 



auch eine junge Frau aus 



Bochum. 



Viel Spaß beim Lesen und 



ein herzliches Glück Auf. 



Eure 



 



 



Michelle Müntefering 



Erstmals hat der Bundestag über 
einen Antrag der Koalitionsfrakti-
onen zur Stärkung der Stahlin-
dustrie debattiert.  
 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat 
die aktuellen Sorgen der Stahlun-
ternehmen damit auf die Agenda 
des Deutschen Bundestags ge-
bracht. In dem Antrag formuliert 
die Koalition Forderungen, um 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und Wirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel gegenüber der EU-
Kommission den Rücken zu stär-
ken. Denn wenn es um die Zu-
kunft der deutschen Stahlindust-
rie geht, ist vor allem die europä-
ische Ebene gefragt.  



 
„2016 ist ein Schicksalsjahr für 
die deutsche Stahlindustrie“, sagt 
Fraktionsvize Hubertus Heil. Es 
geht um Überkapazitäten auf 
dem Weltmarkt, zunehmenden 
Druck durch subventionierte 
Stahlimporte vor allem aus China, 
die Reform des Emissionshan-
dels. „Wir müssen alles dafür tun, 
hochqualifizierte Arbeitsplätze in 
dieser Grundstoffindustrie zu 
sichern.“ 
 
Problem der Überkapazität aus 
China 
Zu den größten Herausforderun-
gen der Stahlbranche gehören 
Überkapazitäten aus China. Dabei 



werden in der Volksrepublik 
Stahlprodukte durch staatliche 
Maßnahmen verbilligt und teil-
weise unter den Herstellungskos-
ten angeboten. Auch wenn dage-
gen bereits mehrere Anti-
Dumping-Verfahren eingeleitet 
und Strafzölle verhängt werden 
konnten, muss in der europäi-
schen Außenhandelspolitik mehr 
passieren. Daher meint der wirt-
schaftspolitische Sprecher der 
SPD-Fraktion, Bernd Westphal: 
„Die EU-Kommission muss 
schneller und effektiver gegen 
hochsubventionierte Stahlimpor-
te zum Beispiel aus China vorge-
hen und ihre Handelsschutzin-











In dieser Woche diskutierte der 
Bundestag in der Aktuellen Stun-
de über den „Umgang mit der 
Presse- und Meinungsfreiheit in 
der Türkei“. Für die SPD sprach 
auch Michelle Müntefering: 



 
Sehr geehrter Herr/Frau Präsi-
dent/in  
Liebe Kolleginnen und Kollegen,  
wenn Pressefreiheit das „Brot der 
Demokratie" ist, wie es der Jour-
nalist Heribert Prantl einmal for-
mulierte, dann sieht die Welt 
ganz schön mager aus! 
In der Mehrzahl der Länder wird 
es gefährlicher, seine Meinung in 



Wort und Schrift frei zu äußern, 
Kritik zu üben. Für Journalisten, 
Intellektuelle, Künstler, Schrift-
steller. Das ist kein gutes Zeichen 
für den Zustand der Welt. Unge-
fährdet ist Demokratie nie.  
Das gilt leider auch für die Türkei. 
Wir beobachten mit Sorge die 
Einschränkung der Presse- und 
Meinungsfreiheit. Diese Sorge ist 
ganz konkret.  
Zahlreiche Beispiele und Berichte 
aus Gesprächen und Begegnun-
gen haben wir hier im Laufe der 
Debatte gehört: Über Beschlag-
nahmungen von Zeitungstiteln 
oder Verlagen, Sperrungen von 
Internetseiten, Verhaftungen von 



Wissenschaftlern, Interventionen 
und Einreiseverbote. Mittlerweile 
trifft es auch unsere deutschen 
Diplomaten und Journalisten. Das 
alles macht die aktuelle intensive 
Zusammenarbeit bei der Flücht-
lingsproblematik nicht einfacher. 
Im Gegenteil: Die Reaktionen des 
türkischen Staatspräsidenten er-
schweren sie. 
Pressefreiheit, Meinungsfreiheit, 
das sind keine deutschen Werte, 
keine türkischen Werte. Es sind 
gewachsene, internationale, uni-
verselle Werte. Wir müssen sie 
immer neu einfordern, schützen 
und pflegen.  
Ich bin der festen Überzeugung, 



strumente dringend modernisie-
ren.“  
 
Qualifizierte Arbeitskräfte im 
Ruhrgebiet sind gefährdet 
Einig sind sich die Koalitionsfrakti-
onen, dass die deutsche und die 



europäische Stahlindustrie Ver-
antwortung übernehmen müs-
sen, wenn es um die Reduktion 
von Treibhausgasemissionen 
geht. Allerdings darf die Reform 
des Emissionshandels nicht zulas-
ten der Stahlproduktion in 



Deutschland und Europa gehen. 
„Insbesondere im Ruhrgebiet sind 
qualifizierte Arbeitsplätze durch 
unfaire Bedingungen gefährdet 
und müssen erhalten bleiben“, so 
Michelle Müntefering. 



Aus Berlin  
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Aus Berlin  



dass dies auch unsere Orientie-
rung in der internationalen Poli-
tik sein muss, die wir nicht ver-
lieren dürfen.  
Und mancher muss hier, auch in 
unserem Land, mit Verlaub, 
dabei noch etwas nachjustieren.  
Die EU könnte ein Monitoring 
mit dem UNHCR für die Einhal-
tung der Menschenrechte bei 
der Flüchtlings-Zusammenarbeit 
einsetzten. DAS wäre eine Initia-
tive, die zeigt, dass unsere Wer-
te nicht nur auf dem Papier, 
sondern auch im Alltag beste-
hen. Auch die Öffnung der Kapi-
tel über Menschenrechte und 
Justiz wäre ein Hebel, mit dem 
sich die Belastbarkeit der Bezie-
hungen prüfen ließe. 
Lassen Sie mich aber auch er-
wähnen: Das, was in der Türkei 
und auch bei vielen Deutsch-
Türken von der Diskussion an-
kommt, sind oft nur noch weni-
ge, zugespitzte, Worte. Das soll-
ten wir wissen, wenn wir uns 
wundern, warum ein großer Teil 
der Türken gekränkt auf Kritik 
reagiert. Viele Türkinnen und 
Türken sind verletzt, ob der teil-
weise auch ausfälligen Bemer-
kungen. Vielfach wird sie nicht 
als Kritik am Staatspräsidenten 
und seiner Führung verstanden, 
sondern an allen Türken. Und an 
vielen Stellen im Internet ist sie 
eben auch keine Satire, keine 
Kunst, sondern Hetze. Auch von 
rechts. 
 
Demokratie braucht  
Verantwortung 
Dafür, in der Tat, gibt es Gerich-
te. Weil Demokratie Verantwor-
tung braucht, weil Freiheit 



Grenzen hat, weil der Staat sei-
ne Bürger schützen muss. Ge-
richte sind aber nicht dazu da, 
um sie politischer Einmischung 
zu unterziehen. Oder sie zu in-
strumentalisieren. In der Demo-
kratie gilt der Satz von Voltaire: 
„Ich verachte Ihre Meinung, 
aber ich gäbe mein Leben dafür, 
dass Sie sie sagen dürfen." 
Besonders für die Freunde der 
Türkei ist die aktuelle Entwick-
lung niederschmetternd, denn 
die deutsch-türkischen Bezie-
hungen sind für viele mehr als 
ein Politikfeld, als eine Herzens-
angelegenheit.  
 
Wir fangen nicht bei Null an 
Sehr verehrte Damen und Her-
ren, wir fangen nicht bei Null 
an. Augenhöhe und Respekt und 
eine gemeinsame Geschichte 
helfen, selbst schwierigste The-
men unter Parlamentariern an-
zusprechen. Das ist möglich und 
es ist Realität. Das erwarte ich 
mir auch von der Spitze der 
Bundesregierung. Klare Haltung!  
Es war ein weiterer Autor der 
SZ, Gustav Seibt, der dieser Tage 
„die vergessene Liebe zwischen 
Deutschen und Türken“ be-
schrieben hat. Die außenpoliti-
sche Geschichte von Metter-
nich, Bismarck und Moltke, die 
Geschichte der Gastarbeiter, bis 
zu den Fehlern der EU in der 
jüngeren Vergangenheit, und 
den gewachsenen deutsch-
türkischen Mittelstand heute - 
aber vor allem auch die Türkei, 
die 1933 zum Exil für Künstler 
und Wissenschaftler wurde.  
Sie sind es, die uns heute mah-
nen und warnen. Die unsere 



Gesellschaft zu dem machen, 
was wir sind. Wir sollten ihre 
Stimmen hören. Mehr noch, 
Ihnen müssen wir als Politiker 
die Räume der Artikulation 
offen halten. Mit einer Außen-
politik der Zivilgesellschaft. 
Denn es gibt keinen Automatis-
mus in der Geschichte. Wir be-
stimmen sie selbst. Dazu, zum 
Schluss, Gustav Seibt: 
„Es gibt also - jenseits von NSU, 
Sarrazin-Debatte, Böhmermann 
und Erdoğan - eine deutsch-
türkische Geschichte von säku-
larem Ausmaß und eine zivilge-
sellschaftlich-kulturelle Realität, 
deren Vielschichtigkeit und 
schiere Interessantheit oft nicht 
gegenwärtig sind. Diese Lieblo-
sigkeit ist kaum zu begreifen, 
denn sie schwächt die Gesell-
schaft insgesamt." 
 
Auch Staatspräsident Erdogan 
wird einmal an dieser Geschich-
te gemessen werden.  
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Aus Berlin  



In dieser Woche stimmte der 
Deutsche Bundestag über zwei 
Anträge von Bündnis 90/Die 
Grünen und der Linken zum 
Thema Fracking ab. Anlässlich 
dieser Abstimmung über die 
Oppositionsanträge stellt Mi-
chelle Müntefering klar: 
 
„Ich halte unkonventionelles 
Fracking, und den damit verbun-
denen Einsatz von Chemikalien, 
für ein großes Risiko für Mensch 
und Umwelt .Eine gesetzliche 
Regelung muss zügig her. Denn 
die Gesundheit der Bürgerinnen 
und Bürger und der Erhalt von 
sauberem Trinkwasser haben 
Vorrang vor einem potentiellen 
wirtschaftlichen Nutzen.  



Leider blockiert die CDU/CSU 
ein solches Gesetz und ver-
schärft damit Rechtsunsicher-
heit. Mir kommt es darauf an, 
dass Fracking in Nordrhein-
Westfalen unmöglich gemacht 
wird, die Bundesländer in jedem 
Fall über Probebohrungen ent-
scheiden und Entscheidungsbe-
fugnisse nicht an eine Kommissi-
on "outgesourct" werden kön-
nen. An diesen Punkten schei-
tert aber seit einem Jahr eine 
Einigung zum Gesetzentwurf an 
der CDU/CSU. 
  
Anträge unzureichend 
Die Anträge von Linken und Grü-
nen aus der letzten Sitzungswo-
che des Bundestages waren 



leider in mehreren Bereichen 
völlig unzureichende und politi-
sche Effekthascherei.  
 
 „Ich habe mich enthalten“ 
Deswegen habe ich mich bei der 
Abstimmung meiner Stimme 
enthalten. Ich setze aber darauf, 
dass die SPD ihre Haltung klar 
aufzeigt und ein entsprechendes 
Gesetz in unserem Sinne noch in 
dieser Legislaturperiode verab-
schiedet werden kann. Dies ist 
auch im Sinne unserer Rot-
Grünen Landesregierung in 
Nordrhein-Westfalen. 



Das Strafverlangen der türki-
schen Regierung gegen den Sati-
riker Jan Böhmermann hat in 
Deutschland eine längst überfäl-
lige Diskussion über die Ab-
schaffung des Straftatbestandes 
des Paragraphen 103 Strafge-
setzbuch (StGB, „Beleidigung 
von Organen und Vertretern 
ausländischer Staaten“) ausge-
löst.  
 
SPD will Paragraph 103 sofort 
abschaffen 
Strafverfolgung von Satire we-
gen „Majestätsbeleidigung“ 
passt nicht in eine moderne 
Demokratie. Deshalb war es 
richtig, dass sich die Ministerin-
nen und Minister der SPD im 
Kabinett gegen die Ermächti-
gung zur Strafverfolgung nach 
Paragraph 103 StGB ausgespro-
chen haben. Die SPD-Fraktion 
will den Paragraphen 103 mit 



sofortiger Wirkung und nicht 
erst ab 2018 abschaffen. Einen 
entsprechenden Gesetzentwurf 
hat die SPD-Fraktion am Diens-
tag vorgelegt. Ungeachtet des-
sen blicken die Sozialdemokra-
ten mit Sorge auf die zuneh-
mende Beschränkung der Pres-
sefreiheit und der Freiheit von 
Kulturschaffenden in der Türkei 
selbst. So sehr die SPD-Fraktion 
an einer gedeihlichen Zusam-
menarbeit mit der Türkei inte-
ressiert ist, so sehr gilt, dass es 
keinen Rabatt in der Frage der 
Menschenrechte geben darf. 
 
SPD-Fraktionschef Thomas Op-
permann betont: „Es gibt in der 
SPD-Fraktion eine große Zustim-
mung, diesen Paragraphen er-
satzlos zu streichen." Die Union 
habe dazu noch Beratungsbe-
darf, die SPD-Fraktion sei bereit, 



ihren Gesetzentwurf sofort zu 
beschließen. 
 
Kein Sonderstrafrecht 
Die SPD-Fraktionsvizechefin Eva 
Högl, betont: „Wir brauchen in 
Deutschland kein Sonderstraf-
recht. Und genau deswegen 
wollen wir diesen Paragraphen 
sofort abschaffen und damit 
nicht bis 2018 warten.“ 
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Aus Berlin  



Im geltenden Recht finden sich 
nach wie vor Handlungen, die 
die sexuelle Selbstbestimmung 
von Opfern verletzen und straf-
würdig sind, jedoch nicht vom 
Sexualstrafrecht erfasst werden. 
Solche Strafbarkeitslücken, die 
im Zusammenhang mit sexueller 
Nötigung und Vergewaltigung 
stehen, will die Koalition mit 
einem Gesetzentwurf schließen. 
 
Es gibt Situationen, in denen die 
Voraussetzungen des Paragra-
phen 177 Strafgesetzbuch 
(StGB, sexuelle Nötigung, Verge-
waltigung) nicht vorliegen, die 
aber dennoch in strafwürdiger 
Weise für sexuelle Handlungen 
ausgenutzt werden. Das ist der 
Fall, wenn das Opfer aufgrund 
der überraschenden Handlun-
gen des Täters keinen Wider-
stand leisten kann oder wenn 
das Opfer nur aus Furcht von 
Widerstand absieht. Dieses Ver-
halten kann nach geltender 
Rechts-lage auch von anderen 
Vorschriften, wie zum Beispiel 



dem Straftatbestand der Nöti-
gung oder der Beleidigung, nur 
unter bestimmten Vorausset-
zungen bestraft werden, die in 
den genannten Fällen jedoch 
häufig nicht gegeben sind. Die 
heutige Rechtslage ist diesbe-
züglich eindeutig ungenügend. 
Die Koalition will diesen Miss-
stand zeitnah beseitigen.  
 
Sexueller Missbrauch immer 
strafbar. 
Der Gesetzentwurf, über den 
am Donnerstag in 1. Lesung be-
raten wurde, sieht daher neue 
Straftatbestände vor, mit denen 
sexueller Missbrauch unter Stra-
fe gestellt wird. Unter der neuen 
Überschrift „Sexueller Miss-
brauch unter Ausnutzung be-
sonderer Umstände“ macht sich 
zukünftig nach Paragraph 179 
Absatz 1 StGB-E strafbar, wer 
unter Ausnutzung einer Lage, in 
der eine andere Person auf-
grund ihres körperlichen oder 
psychischen Zustands zum Wi-
derstand unfähig ist, aufgrund 



der überraschenden Begehung 
der Tat zum Widerstand unfähig 
ist oder im Fall ihres Widerstan-
des ein empfindliches Übel be-
fürchtet, sexuelle Handlungen 
an dieser Person vornimmt. Auf 
diese Weise sollen insbesondere 
Frauen – aber auch Männer – 
besser als bislang vor sexuellen 
Übergriffen geschützt werden.  
 
SPD-Fraktionsvize Carola Rei-
mann hat sich für Ergänzungen 
an dem Gesetzentwurf ausge-
sprochen. Geklärt werden müs-
se vor allem, wie der Grundsatz 
„Nein heißt Nein“ umgesetzt 
werden könne. Zudem müsse 
für sexuelle Belästigung endlich 
ein Straftatbestand geschaffen 
werden, forderte Reimann. „Das 
werden wir als eigenen Paragra-
phen noch hinzufügen müssen“, 
sagte sie. Sexuelle Belästigung 
etwa am Arbeitsplatz sei ein 
großes Problem. 



In Erinnerung an die Reaktor-
katstrophen von Tschernobyl 
vor 30 Jahren und von Fukushi-
ma vor fünf Jahren hat der Bun-
destag am Freitag über Atom-
energie und die damit verbun-
denen Risiken debattiert und 
einen entsprechenden Antrag 
der Koalitionsfraktionen be-
schlossen. 
 
Noch heute leiden Hundertau-
sende unter den Folgen der Re-
aktorkatastrophe. Weite Land-
schaften in der Ukraine, Weiß-
russland und Teilen Russlands 



sind bis heute belastet. Bundes-
umweltministerin Barbara Hen-
dricks (SPD): „Tschernobyl gab 
denjenigen Recht, die lange vor-
her vor der Atomkraft gewarnt 
hatten“. Hendricks dankte der 
Anti-Atomkraftbewegung aus-
drücklich. Dass es bis Fukushima 
dauerte, bis alle Bundestagsfrak-
tionen vom Atomausstieg über-
zeugt waren, sei bekannt. Doch 
trotz des deutschen Atomaus-
stiegs blieben die Risiken. Radio-
aktivität mache an den Grenzen 
nicht halt, stellte Hendricks dar. 
 



Sorgen um belgische AKWs 
Besondere Sorgen bereiteten 
die Atomkraftwerke in Belgien. 
„Ich erwarte, dass die Nachbar-
länder die Sorgen der Menschen 
in den Grenzgebieten ernstneh-
men und für ein höchstes Si-
cherheitsniveau sorgen“, unter-
strich die Ministerin. 
 
Die bestehenden Probleme zei-
gen, dass die Risiken der Atom-
energie nicht in den Griff zu be-
kommen sind. Erst ein europa- 
und weltweiter Ausstieg aus der 
Atomenergie bringt Sicherheit.. 
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Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, den Atomausstieg 
gemäß Atomgesetz umzuset-
zen. Sie soll sich in bilateralen 
Kommissionen mit sicherheits-
technischen Fragestellungen 
grenznaher Atomkraftwerke 
(AKW) in anderen Ländern aus-



einandersetzen und die Ver-
handlungen mit Belgien über 
ein Abkommen zur Nuklearen 
Sicherheit zügig zum Abschluss 
bringen.  
 
Auf europäischer Ebene soll die 
Bundesregierung darauf drän-



gen, dass bei Laufzeitverlänge-
rungen für AKW angrenzender 
Länder eine grenzüberschrei-
tende Umweltverträglichkeits-
prüfung Pflicht wird.  



Auf ihrer Klausur in Rust vergan-
gene Woche haben die Frakti-
onsvorstände von SPD und 
CDU/CSU zwei Tage lang über 
Europa- und Flüchtlingspolitik 
sowie Elektromobilität und in-
nere Sicherheit beraten. Am 
Ende wurden fünf Beschlusspa-
piere verabschiedet. 
 
Fluchtursachenbekämpfung 
Weltweit sind mehr als 60 Milli-
onen Menschen auf der Flucht. 
Unser Ziel ist es, die Zahl der 
nach Deutschland kommenden 
flüchtenden Menschen deutlich 
zu senken. Die Auswärtige Kul-
tur– und Bildungspolitik (AKBP) 
Entwicklungspolitik, Humanitäre 
Hilfe und zivile Krisenprävention 
sind dabei die wesentlichen 
strategischen Ausrichtungs-
punkte. Als zentrales Element 
der deutschen Außen- und Si-
cherheitspolitik soll diese weiter 
aufgewertet, finanziell gestärkt, 
konzeptionell weiterentwickelt 



und weiter ausgebaut werden. 
Michelle Müntefering sagt dazu: 
„Ich freue mich besonders, dass 
zum ersten Mal die Auswärtige 
Kultur– und Bildungspolitik aus-
drücklich als ein Mittel zur 
Fluchtursachenbekämpfung 
genannt wird. Sie soll gestärkt 
werden.“ 
 
Handlungsfähigkeit und Zusam-
menhalt in der EU sichern 
Die Koalitionsfraktionen spre-
chen sich für eine Überarbei-
tung des europäischen Asylsys-
tems – insbesondere die so ge-
nannte Dublin-III-Verordnung – 
aus sowie für die Weiterent-
wicklung der europäischen Wirt-
schafts- und Währungsunion 
und mehr Abstimmungen zwi-
schen den EU-Mitgliedstaaten in 
der Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik.  
 
Damit die Automobilindustrie in 
Zukunft bestehen kann, soll die 



Elektromobilität weiter geför-
dert werden. verstärkt für Elekt-
romobilität werden. 
 
Innere Sicherheit wird zu einem 
Investitionsschwerpunkt der 
Koalition. Personelle Stärkung, 
verbesserte Ausbildung der Poli-
zei und Verbesserung des Opfer-
schutzes sind die Ziele der 
nächsten Monate. Darüber hin-
aus soll die europäische Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung 
des Terrorismus durch die Ein-
richtung eines europäischen 
Terror-Abwehrzentrums ge-
stärkt werden. Weiterhin soll 
der Steuerbetrug u.a. durch 
Briefkastenfirmen bekämpft 
werden.  
 
Besserer Einbruchsschutz 
Die Finanzierung des Pro-
gramms zur Prävention vor Ein-
brüchen wird aufgestockt. 



Über einen ganz besonderen Be-
such freute sich Michelle Münte-
fering in der vergangenen Woche: 
Mit großem Interesse verfolgten 
die Schülerinnen und Schüler der 
Robert-Brauner-Förderschule aus 
Herne das politische Geschehen in 
Berlin. Neben einem Gespräch mit 
ihrer Bundestagsabgeordneten 
sowie anschließender Diskussion 
stand ein Besuch auf der Kuppel 
des Reichstags auf dem Programm 
der Schülerinnen und Schüler.  



Aus Berlin und dem Wahlkreis Herne/Bochum II 
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62 Mädchen aus ganz Deutsch-
land haben in diesem Jahr die 
Einladung der SPD-Fraktion ge-
nutzt, einen Einblick in das Be-
rufsfeld einer Bundestagsabge-
ordneten zu bekommen. 
 
Was macht eigentlich eine Bun-
destagsabgeordnete? Wie steht 
es in der Politik mit der Verein-
barkeit von Familie und Beruf? 
Und wie ist der Gang der Ge-
setzgebung? Auf diese und wei-
tere Fragen bekamen die Teil-
nehmerinnen des Girls‘ Days 
Antworten aus erster Hand und 
ganz persönliche Einblicke in die 
Arbeitswelt der SPD-
Abgeordneten. 
 
Schülerin aus Bochum 
Zu Besuch bei Michelle Münte-
fering war Jasmin Ahmeti, Schü-
lerin der Willy-Brandt-
Gesamtschule in Bochum. „Es 
hat wirklich großen Spaß ge-
macht“, so Jasmin Ahmet am 
Ende des spannenden Tags, prall 
gefüllt mit Programmpunkten. 
Schon beim gemeinsamen Früh-
stück im SPD-Fraktionssaal lern-
ten die 14- bis 19-Jährigen die 
Parlamentarische Geschäftsfüh-
rerin Petra Ernstberger und viele 
weitere SPD-Abgeordnete per-
sönlich kennen, bevor sich im 
Anschluss der Fraktionsvorsit-



zende Thomas Oppermann per-
sönlich für die Fragen der Schü-
lerinnen Zeit nahm. Unter dem 
Motto „Frauen (M)acht Politik!“ 
wurde im Anschluss Tacheles 
geredet – über die Chancen und 
Herausforderungen für Frauen 
im Politikbetrieb. Vor allem die 
jüngeren Nachwuchspolitikerin-
nen wie Michelle Müntefering, 
Susann Rüthrich oder Sarah 
Ryglewski erzählten den Girls-
Day-Teilnehmerinnen von ihrem 
Weg in die Politik und von per-
sönlichen Erlebnissen, die sie 
aufgrund ihres Geschlechts er-
lebt haben. 
 
Auch in der Politik galt laut 
Müntefering lange der Spruch: 
Frauen müssen sich für ihren 
Erfolg mehr anstrengen als 
Männer. Doch die Zeiten änder-
ten sich allmählich, so Münte-
fering. „Wir kämpfen weiter 
dafür. Und auch ihr habt es mit 
in der Hand“, appellierte die 
SPD-Politikerin an die Mädchen. 
 
Auch Ryglewski erzählte, wie sie 
sich nach ihrer Mandatsannah-
me „gut gemeinte“ Kommenta-
re anhören musste wie: „Was 
wird denn jetzt aus deinem Le-
bensgefährten?“ oder „Schade, 
dass sich damit für dich das The-
ma Kinderkriegen erledigt hat“. 



Susann Rüthrich, die selbst in-
nerhalb dieser Legislaturperiode 
Mutter geworden ist, machte 
den Mädchen Mut: Sie müsse 
sich zwar häufig behaupten. 
Aber Kinder könne man bei der 
SPD einfach mit in die Fraktions-
sitzung nehmen. Das machen 
bei der SPD-Fraktion übrigens ab 
und an auch die Männer. 
 
Demokratische Prozesse selbst 
erleben 
Wie Politik in der Praxis abläuft, 
konnten die Mädchen ebenfalls 
erleben: Die Schülerinnen beka-
men eine Führung durch den 
Bundestag, konnten SPD-
Abgeordnete in ihren Büros be-
suchen und erhielten die Mög-
lichkeit, eine Debatte im Plenar-
saal live zu verfolgen. 
 
Politische Meinungsbildung und 
die Entwicklung von Gesetzen 
dauert mehr als einen Tag. Um 
den Mädchen dennoch einen 
Einblick in die politischen Pro-
zesse zu geben, organisierte die 
SPD-Fraktion in Kooperation mit 
dem Team von PolitikParcours 
ein Planspiel, in dem die Jugend-
lichen die Gesetzgebung auf 
Bundesebene am Beispiel 
„Wählen ab 16“ simulierten. 
 
Und wie fiel das Fazit der Mäd-
chen nach dem Girls‘ Day aus? 
Neben viel Lob für das abwechs-
lungsreiche Programm und die 
persönlichen Einblicke, lasen die 
Mitarbeiterinnen der Fraktion 
besonders häufig folgende Sätze 
auf den Feedbackzetteln der 
Teilnehmerinnen: „Das Leben 
einer Politikerin ist sehr stres-
sig“ bzw. „mir zu verantwor-
tungsvoll“, und „Es ist nicht 
leicht, Gesetze zu schaffen und 
zu ändern“ 
. 
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Renten- und Gesundheitspolitik 
standen im Mittelpunkt der 
Diskussion der Bundestagsabge-
ordneten Michelle Müntefering 
mit der AfA-Betriebsgruppe der 
Knappschaft Bahn-See. Über die 
Veranstaltung berichtet Michel-
le Müntefering: 
 
„Die Mitarbeiter der Knapp-
schaft sind die Fachleute von 
der Basis, ihre Hinweise sind 
sehr nützlich. Mich interessiert 
vor allem die Zukunft der priva-
ten Altersvorsorge und des Ren-
tensystems, aber auch Themen 
der Prävention im Gesundheits-
bereich. Deswegen bin ich froh, 
meine Positionen immer wieder 
mit den Experten und Prakti-
kern austauschen zu können. 
Die gerade verkündete Steige-
rung der gesetzlichen Rente um 
über 4% beweist die Stabilität 
der gesetzlichen Rentenversi-
cherung und zeigt: die umlagefi-
nanzierte Rente ist immer noch 
die sicherste Altersvorsorge. 
Sicher sind auch all die Riester-
Renten, die bereits abgeschlos-
sen sind.  
 
Private Altersvorsorge ist zu 
kompliziert 
Zukünftig braucht es aus meiner 
Sicht hier aber Veränderungen. 
Denn die derzeitige staatlich 
geförderte private Altersvorsor-
ge ist zu kompliziert, teuer und 
die Rendite in Zeiten der Nied-



rigzinspolitik gering. Die priva-
ten Versicherer machen ein 
Zusatzgeschäft, das von den 
Erträgen der Versicherten abge-
zogen wird, dabei können sich 
Geringverdiener eh schon kaum 
eine Zusatzversorgung leisten. 
Deswegen muss man auch dar-
über nachdenken, Zahlungen 
aus freiwilliger Vorsorge nicht 
auf die Grundsicherung im Alter 
anzurechnen. Das wäre gerade 
für Geringverdiener etwas mehr 
Gerechtigkeit. 
 
Drohende Altersarmut 
Klar ist auch: Bereits vorhande-
ne oder drohende Altersarmut 
hat vielfache Ursachen. Ein sin-
kendes Rentenniveau ist nur 
eine davon. Altersarmut geht 
vor allem auf brüchige und un-
stete Erwerbsbiografien zurück: 
durch Phasen der Arbeitslosig-
keit, Familienphasen, geringfü-
gige Beschäftigung, langanhal-
tende oder gar dauerhafte Teil-
zeitbeschäftigung, nicht abgesi-
cherte Selbständige Tätigkeiten. 
Hinzu kommt das Armutsrisiko 
Niedriglohn. Deshalb müssen 
wir auch an unterschiedlichen 
Stellen ansetzen, um Altersar-
mut zu verhindern: Dabei gilt in 
erster Linie der Zusammenhang 
Gute Arbeit, gute Löhne, gute 
Rente. Deshalb haben wir den 
gesetzlichen Mindestlohn einge-
führt. Deshalb versuchen wir 
die Tarifbindung wieder zu stä-



ken. Deshalb verbessern wir die 
Bedingungen für gleiche Teilha-
be von Frauen am Arbeitsleben. 
Deshalb stärken wir in dieser 
Legislaturperiode das Prinzip 
gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
– für Frauen und Männer eben-
so wie in der Leiharbeit. Aber 
auch in der Rentenpolitik wur-
den und werden in dieser Legis-
laturperiode wichtige Schritte 
zur Bekämpfung von Altersar-
mut unternommen. Dies gilt für 
Verbesserungen bei der Er-
werbsminderungsrente, für die 
Stärkung von Prävention und 
Rehabilitation und für weitere 
Verabredungen im Koalitions-
vertrag. Schnellschüsse in Ren-
tenfragen sind nicht sinnvoll. 
Wir brauchen ein solides Ge-
samtkonzept, wie seit langen 
von der SPD gefordert. Dazu 
gehört auch eine ausführliche 
Diskussion.“ 



Auf Einladung der Bundestagab-
geordneten Michelle Münte-
fering nahmen die THW-
Ortsbeauftragten Aimo Glaser 
(THW Ortsverband Wanne-
Eickel) und Sven Eric Leichner 
(THW Ortsverband Herne) an 
der Fachkonferenz der SPD-
Bundestagfraktion zur Sicher-
heit in Deutschland teil.  
Michelle Müntefering: „Alle 



Menschen in Deutschland müs-
sen sicher sein und sich sicher 
fühlen. Sie haben das Recht, vor 
Kriminalität geschützt zu wer-
den. Gleichzeitig haben Ängste 
und Unsicherheiten in der Be-
völkerung zugenommen. Wie 
das zu schaffen ist, darüber hat 
die SPD-Bundestags-fraktion mit 
Experten von Polizei, Feuer-
wehr, Technischen Hilfswerk 



und anderen Verbänden aus 
ganz Deutschland diskutiert. Mit 
dabei war auch das THW Herne 
und Wanne-Eickel. Ich freue 
mich, dass unsere örtlichen Ex-
perten ihre große Erfahrung im 
Katastrophenschutz einbringen 
konnten.“ 
„Die Expertensind einig, dass 
Deutschland im Katastrophen- 
und Bevölkerungsschutz grund-



Aus Berlin und dem Wahlkreis Herne/Bochum II 



Kai Rauschenberg, stellv. Vorsitzender 
der Afa-Betriebsgruppe Bahn-See, mit 
Michelle Müntefering. 
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sätzlich gut aufgestellt ist und 
wir die bekannten Schadenssze-
narien beherrschen“, stellt Aimo 
Glaser fest. „Allerdings müssen 
wir uns dringend auf neue Her-
ausforderungen einstellen, wie 
z.B. Cyberattacken und Terror-
gefahr. 
 
Über 200 engagierte Herner 
Dazu sind in allen beteiligten 
Bereichen zusätzliche finanzielle 
Mittel erforderlich“, fordert der 
Ortsbeauftragten des THW Wan-
ne-Eickel. Übereinstimmend 
betonten die beiden Ortsbe-
auftragten die große Bedeutung 
der ehrenamtlichen Helfer. Sven 
Leichner unterstreicht: „Alleine 
in den Ortsverbänden Herne 
und Wanne-Eickel engagieren 
sich über 200 Menschen für die-
se Arbeit. Es kann aber nicht 
sein, dass diese Einsatzkräfte 
sich vermehrt Angriffen oder 
Tätlichkeiten ausgesetzt sehen, 



wenn sie ihre Arbeit für den 
Schutz der Bevölkerung verrich-
ten. Hier ist die Politik gefordert, 
sich stärker für den Schutz der 
Helfer einzusetzen“, so Sven 
Leichner weiter. “Die auf der 
Konferenz genannten Überle-
gungen zusätzliche Anreize für 
ein Engagement zu schaffen, 



beispielsweise bei der Suche 
nach Studienplätzen, bitten wir 
ausdrücklich zu prüfen.“ Einig 
waren sich Aimo Glaser (Foto 
li.), Sven Erich Leichner (re. im 
Bild) und Michelle Müntefering, 
dass Herne ist gut aufgestellt ist, 
wenn es um den Zivil- und Kata-
strophenschutz geht.  



Der Einladung der Ruhrkohle AG 
zum Thema „Was uns zusam-
menhält: gemeinsame Verant-
wortung und Zukunft in NRW“ 
folgten zahlreiche Bundestags-
abgeordnete, vor allem aus 
dem Ruhrgebiet. Auch die Her-
ner Bundestagsabgeordnete 
Michelle Müntefering nutzte 
die Gelegenheit, sich über den 
Verlauf des Kohleausstiegs und 



dessen Auswirkungen auf die 
Zukunft die Zukunft des Ruhrge-
biets zu informieren. Der Rück-
zug des Bergbaus vollzieht sich 
planmäßig und verlässlich, drei 
Viertel des Weges von der Koh-
lepolitischen Verständigung 
2007 bis zur Beendigung des 
aktiven Steinkohlenbergbaus 
sind erfolgreich absolviert, be-
richteten die RAG-Vertreter. Die 
RAG AG sieht sich aber nicht 
nur in der Verantwortung für 
den Rückbau und die Ewigkeits-
kosten des Bergbaus, das wich-
tigste Anliegen der RAG-Stiftung 
ist die Gestaltung der Zukunft 
des Ruhrgebiets.  
Neben der Flächenentwicklung 
der bisher vom Bergbau genutz-
ten Flächen gehören dazu unter 
anderem auch die innovative 
Nutzung von Grubengas und 
Grubenwasser zur Energiege-
winnung. Die Ruhrkohle AG 
arbeitet dabei mit Firmen, Uni-



versitäten und Forschungsein-
richtungen zusammen, um neue 
Ideen zu entwickeln und umzu-
setzen. 
„Der Kohleausstieg ist kein Still-
legungsprojekt, sondern un-
mittelbar mit der Umgestaltung 
des Ruhrgebiets verbunden. Die 
RAG ist ein wichtiger Partner 
des Ruhrgebiets – heute und 
morgen“, so Michelle Münte-
fering. 
 
 
Im Bild zu sehen: v.l.n.re: 
Bernd Tönjes, Vorsitzender des 
Vorstandes der RAG Aktienge-
sellschaft, Michelle Münte-
fering, MdB, Garrelt Duin, Mi-
nister für Wirtschaft, Energie, 
Industrie, Mittelstand und 
Handwerk des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Michael We-
berink, Hauptgeschäftsführer 
des Gesamtverbandes Steinkoh-
le e.V. 
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Themen in dieser Ausgabe: 



 Missbrauch bei Leiharbeit 
bekämpfen 



 Aktuelle Rede zur Flüchtlings-
politik 



 Frühjahrsempfang der SPD 



 Verleihung des Otto-Wels 
Preises 



 Steuerverwaltungssystem 
modernisiert 



 Mehr Möglichkeiten für 
freies W-LAN 



 Michelle Münteferings Kritik 
zu sicheren Staaten 



 Reform zum Behinderten-
gleichstellungsgesetz 



 Mehr Wettbewerb auf der 
Schiene 



 Keine Wiederzulassung von 
Glyphosat 



 Hilft für Mali und Fortsetzung 
von ATALANTA 



 Soldatenbeteiligungsgesetz 
soll geändert werden 



 Spitzengespräch mit türki-
schem Oppositionsführer 



 Diskussion in der Akademie 
der Künste 



 Gerald Asamoah bei Kuppel-
knappen 



 Verleihung des Otto-Wels-
Preises 



 Zu Gast  bei Michelle Münte-
fering in Berlin 



Liebe Leserinnen und 



Leser, 



Liebe Genossinnen und 
Genossen, 
wieder ist eine Sitzungs-



woche rum, wieder ist 



etwas erreicht!  



Endlich haben wir es 



geschafft, die Blockade 



von CDU/CSU bei der 



Regulierung der Leihar-



beit aufzubrechen. Es 



wird Zeit! Denn niedrige 



Löhne sind Gift für die 



Gesellschaft und unsere 



soziale Absicherung. Wir 



gehen Schritt für Schritt 



voran. Gefreut habe ich 



mich auch über die Ju-



gendlichen, die sich am 



Otto-Wels-Preis mit 



wunderbaren Beiträgen 



zu Europa beteiligt ha-



ben - schaut doch mal, 



wen ich unter den Ge-



winnern getroffen habe!  



Die Fluchtkrise be-



schäftigt uns im Parla-



ment auch weiter, auch 



wenn die Zahl der in 



Deutschland ankom-



menden Menschen aktu-



ell zurückgegangen ist. 



Langfristig werden wir 



das Problem nur lösen, 



wenn wir wegkommen 



von einem internationa-



len Protektionismus, der 



andere Länder benach-



teiligt. 



Das habe ich auch in 



meiner letzten Rede im 



Bundestag gesagt, die 



ihr hier, wie auch die 



anderen aktuellen The-



men, noch einmal nach-



lesen könnt.  



Herzliche Grüße 



Eure 



 



Michelle Müntefering 



Der Koalitionsausschuss hat nach 
monatelanger Blockade – vor 
allem durch die CSU – endlich 
den Weg frei gemacht, um den 
Missbrauch von Leiharbeit und 
Werkverträgen zu bekämpfen. 
Der Gesetzentwurf von Bundes-
arbeitsministerin Andrea Nahles 
(SPD) kann nun mit kleinen Ände-
rungen ins Kabinett und danach 
ins Parlament eingebracht wer-
den.  
 
Erstmalig in der Geschichte eine 
gesetzliche Regelung 
„Wir haben zum ersten Mal in 
der Geschichte überhaupt eine 
gesetzliche Regelung, die ganz 
eindeutig die Rechte der Leihar-



beitnehmer stärkt. Wir haben 
zum ersten Mal überhaupt Re-
geln, damit Werkverträge nicht 
missbraucht werden“, betonte 
Andrea Nahles anlässlich der Eini-
gung der Koalitionspartner.  
„Für über eine Million Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitneh-
mer wird es nun endlich klare 
Regeln für ihren Einsatz in 
Fremdfirmen geben“, bekräftigte 
die stellvertretende SPD-
Fraktionsvorsitzende Carola Rei-
mann. Dieses sei die Grundlage 
für gute und sichere Arbeit dieser 
Beschäftigten.  
„Gerechtigkeit heißt für die SPD 
gleicher Lohn für gleiche Arbeit. 
Viele Menschen haben darauf 



gewartet, dass Missbrauch und 
Lohndrückerei bei Leiharbeit und 
Werkverträgen verhindert wer-
den", erklärte die arbeits- und 
sozialpolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion, Katja Mast. Bun-
desarbeitsministerin Andrea Nah-
les habe sich dafür mit viel Stand-
haftigkeit eingesetzt. Mit Unter-
stützung der SPD-
Bundestagsfraktion habe Nahles 
erreicht, dass die CDU/CSU ihre 
Blockadehaltung endlich aufge-
geben habe.  
 
Die wichtigsten Regelungen:  
- Künftig dürfen Leiharbeitneh-
merinnen und Leiharbeitnehmer 
nur noch 18 Monate in einem 
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Entleihbetrieb arbeiten. Wird 
diese Grenze überschritten, muss 
eine Einstellung der Leiharbeit-
nehmer erfolgen. Eine längere 
Ausleihe soll nur dann möglich 
sein, wenn es entweder eine Tarif
- oder eine Betriebsvereinbarung 
dazu gibt.  



- Zudem soll ab Inkrafttreten des 
Gesetzes gelten, dass Leiharbeit-
nehmer nach neun Monaten den 
Anspruch auf die gleiche Bezah-
lung wie die Stammbelegschaft 
haben. Hier kann nur abgewichen 
werden, wenn Branchenzu-
schlagstarife zwischen den Tarif-
parteien vereinbart wurden. Die-
se müssen bereits nach sechs 
Wochen Zuschläge vorsehen und 
spätestens nach 15 Monaten 
muss ein Lohn erreicht werden, 
der mit dem tarifvertraglichen 
Arbeitsentgelt eines vergleichba-
ren Arbeitnehmers in der Einsatz-
branche übereinstimmt.  



- Leiharbeitnehmer dürfen nicht 
als Streikbrecher eingesetzt wer-
den.  



- Gegen die missbräuchliche Nut-



zung von Werkverträgen soll 
durch die Pflicht zur Offenlegung 
der Arbeitnehmerüberlassung 
und die Abschaffung der so ge-
nannten Vorratsverleiherlaubnis 
vorgegangen werden. So wird 
Arbeitgebern, die mit illegalen 
Werkverträgen arbeitsrechtliche 
Schutzstandards umgehen wol-
len, die Möglichkeit genommen, 
diese später in Leiharbeit umzu-
deklarieren und nachträglich zu 
legalisieren. Zukünftig muss in 
einem solchen Fall dem Be-
schäftigten ein Arbeitsverhältnis 
bei dem Entleiher angeboten 
werden und das vermeintliche 
Werkunternehmen sowie der 
Entleiher müssen ein Bußgeld 
bezahlen. Diese Regelung soll 
eine abschreckende Wirkung auf 
schwarze Schafe haben.  



- Außerdem wird anhand von der 
Rechtsprechung herausgearbei-
teten Grundsätzen gesetzlich 
definiert, wer Arbeitnehmerin 
und Arbeitnehmer ist. Dadurch 
soll die missbräuchliche Gestal-
tung von Fremdpersonaleinsatz 



durch Werkverträge verhindert 
werden.  
- Zudem werden die Informati-
onsrechte des Betriebsrates ge-
stärkt und gesetzlich festge-
schrieben.  
 
Mehr Ordnung und Gerechtig-
keit auf dem Arbeitsmarkt  
Bundesarbeitsministerin Nahles 
ist dankbar, dass die Einigung in 
der Koalition geklappt hat. Es sei 
ein großer Fortschritt, dass Leih-
arbeiter mit dem Gesetzentwurf 
verbriefte Rechte bekämen, die 
sie einklagen könnten.  
Ziel der SPD-Bundestagsfraktion 
ist, wieder Ordnung und Gerech-
tigkeit auf dem Arbeitsmarkt her-
zustellen. Die im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Maßnahmen sol-
len verhindern, dass Stammar-
beitsplätze weiterhin durch den 
missbräuchlichen Einsatz von 
Leiharbeit und Werkverträgen 
gefährdet werden.  



Nach Einschätzung des Flücht-
lingshilfswerks der Vereinten 
Nationen (UNHCR) befinden sich 
rund 60 Millionen Menschen 
weltweit auf der Flucht. Insge-
samt halten sich fast 90 Prozent 



der Flüchtlinge in Entwicklungs-
ländern auf. In einem gemeinsa-
men Antrag von SPD und CDU/
CSU fordern die beiden Fraktio-
nen die Bundesregierung auf, 
weiterhin verstärkt die Fluchtur-



sachen zu bekämpfen, um die 
Lebenssituation der Geflüchteten 
strukturell zu verbessern  
 



Michelle Müntefering sprach im 
Bundestag zur aktuellen Situati-
on:  
Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege 
Wadephul, 
ich bin bzw. wir als sozialdemo-
kratische Fraktion sind so viel Lob 
von Ihnen gar nicht gewohnt. 
Dem Lob für unseren Minister, 
für die deutsche Außenpolitik, für 
die gemeinsame Außenpolitik 
und für die Entwicklungszusam-
menarbeit können wir uns nur 
anschließen. Denn es ist vollkom-
men richtig, dass wir für eine 
Friedenspolitik stehen und diese 
vorantreiben. 
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Was haben Sie davon? 
Erlauben Sie mir eine Geschichte 
vorab, bevor ich zu der Frage 
der Fluchtursachen und Flucht-
ursachenbekämpfung komme, 
über die heute reichlich disku-
tiert wird. Im letzten Jahr habe 
ich vor ungefähr 600 ausländi-
schen Studierenden gesprochen, 
die auf Einladung des DAAD mit 
einem Stipendium bei uns in 
Deutschland studieren. Auf der 
Bühne der Humboldt-Universität 
wurde darüber gesprochen, wie 
wir sie ins Land holen und aus-
bilden. Es ist erstaunlich, wie 
viele von ihnen später in ihr 
Land zurückgehen und dort für 
Wohlstand und Wachstum sor-
gen. Einer der Studenten melde-
te sich bei der Diskussion zu 
Wort - es war ein Student aus 
Afrika; er stand in der letzten 
Reihe - und fragte: Warum tun 
Sie das für uns? Was haben Sie 
davon? Ich fand, dass das eine 
kluge Frage war. Neben Dank-
barkeit und wahrem Interesse 
schwang bei der Frage auch ein 
Misstrauen mit, das sich durch 
die Kolonialgeschichte und den 
Protektionismus der Wirt-
schaftsmächte in Europa tief in 
das Gedächtnis einiger Länder in 
der Welt eingegraben hat. Das 
zu verstehen, muss Teil dieser 
Debatte sein, in der wir über die 
Bekämpfung von Fluchtursachen 
sprechen.  
 
4000 Menschen haben Boots-
fluch nicht überlebt 
Dieser Protektionismus, der an-
dere durch Zoll- und Handelspo-
litik strukturell benachteiligt, ist 
natürlich darauf angelegt, dass 
wir schneller und noch stärker 
wachsen. Das ist nichts anderes 
als globalisierter Eigennutz.  
Libyen ist nicht erst seit heute, 
sondern schon seit Gaddafi das 
Haupttransitland auf der zentra-
len Route von Nordafrika über 
das Mittelmeer nach Italien. Seit 
2014 gelangten über 300 000 
Flüchtlinge von dort aus nach 
Europa. Im Jahr 2015 haben 
4 000 Menschen die Bootsflucht 



durch das Mittelmeer nicht 
überlebt. Seit dem Sturz Gad-
dafis wird offensichtlich, was 
den afrikanischen Kontinent 
schon sehr lange bewegt und 
inzwischen auch unseren. Der 
Gipfel in Valletta sollte die Lö-
sung bringen: Geld für afrikani-
sche Staaten, damit die Flucht-
ursachen vor Ort bekämpft wer-
den können. Aber es stellt sich 
die Frage - vielleicht heute mehr 
denn je -, ob ein Hilfsfonds allein 
wirklich die Lösung sein kann, 
solange Märkte mit subventio-
nierten Waren überschwemmt 
werden. 
Das ist ein Grund für die mas-
senhafte Migration von Men-
schen aus Afrika Richtung Nor-
den. Faires Handeln ist ein Ge-
bot der Menschenrechte, das 
ökonomisch auch noch Sinn 
macht. Deswegen lautete die 
Antwort, die ich dem jungen 
Mann gegeben habe: Wir brau-
chen keine schwachen Partner 
in der Welt, wir brauchen starke 
Partner. 
 
Es wird uns dauerhaft nur gut 
gehen, wenn es auch anderen 
gut geht. Für unsere Außenpoli-
tik heißt das, wegzukommen 
von einer Außenpolitik der Staa-
ten hin zu einer Außenpolitik 
der Zivilgesellschaften. Denn 
eine Außenpolitik die Zivilgesell-
schaften stärkt, ist auch eine 
Außenpolitik, die Fluchtursa-
chen bekämpft. Als Sprecherin 
der sozialdemokratischen Frakti-
on für die Auswärtige Kultur- 
und Bildungspolitik habe ich 
mich sehr gefreut, dass diese in 
dem Beschluss der Fraktionsvor-
sitzenden unserer Koalition jetzt 
endlich als wirksames Mittel bei 
der Bekämpfung von Fluchtursa-
chen mit genannt wird. 
 
Außenminister mit uner-
schütterlicher Ruhe 
Das Auswärtige Amt hat da in 
den letzten zwei Jahren Außer-
ordentliches geleistet. Ich will 
nicht noch einmal wiederholen, 
was Kollege Wadephul gesagt 



hat, aber eines ist, glaube ich, 
klar: Auf dem Weltparkett und 
auch hier in Berlin sucht unser 
Außenminister mit uner-
schütterlicher Ruhe, die nur ein 
Ostwestfale mitbringen kann, 
nach diplomatischen Lösungen 
für den Frieden. Wir brauchen 
diese Diplomatie dringend, da-
mit ein Boden für die Verständi-
gung geebnet wird. Versöhnen 
statt spalten - auf dem Boden 
wirkt auch die dritte Säule unse-
rer Außenpolitik, die Auswärtige 
Kultur- und Bildungspolitik. 
 
Mehr als ein Bett und ein Zelt 
Humanitäre Hilfe ist mehr als 
ein Brot, ein Bett, ein Zelt. Es 
geht darum, Zukunftsperspekti-
ven zu schaffen, Heimat zu sta-
bilisieren und wieder aufzurich-
ten. Lassen Sie mich sagen: Das 
Cash-for-Work-Programm ist 
gut. Aber vielleicht könnten wir 
noch etwas draufsetzen. 
„Education for Work“, das wäre 
eine Initiative, über die ich mich 
freuen würde. In diesem Sinne 
sollten wir das weiterentwi-
ckeln. 
Herzlichen Dank, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. 
 
Alle Reden von Michelle Münte-
fering im Deutschen Bundestag 
sind zu sehen im Internet unter 
www.michelle-muentefering.de 
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Frieden. Freiheit. Wohlstand. 
Diese Begriffe waren die ersten, 
die den Protagonisten in den 
Sinn kamen, die in einem Kurz-
film erklären sollten, was Euro-
pa für sie bedeutet. Doch es fiel 
auch das Wort „anstrengend“. 
Und das kann es ja auch sein. 
„Wir müssen das Haus Europa 
immer wieder schützen und 
stärken“. So beschrieb SPD-
Fraktionschef Thomas Opper-
mann die Herausforderung Eu-
ropa.  
Rund 1000 Gäste waren ins 
Reichstagsgebäude gekommen, 
um am traditionellen Frühjahrs-
empfang der SPD-
Bundestagsfraktion teilzuneh-
men. Der Abend stand unter 
dem Motto „Zukunft Europa(s)“.  
 
Gastgeber Thomas Oppermann 
„Das Gastgeber Thomas Opper-
mann bekräftigte, dass die Sozi-
aldemokraten von jeher 
„leidenschaftliche und über-
zeugte Europäer“ seien – sich 
aber Sorgen machten. Denn: 
„Das europäische Haus hat Ris-
se.“ Das Fundament stehe zwar, 
zurücklehnen sei aber nicht an-
gesagt. Oppermann: „Es gibt 
Zeichen der Hoffnung“. Wenn es 
gelinge, die zentralen sozialen 



und ökonomischen Probleme 
Europas zu lösen, und wenn wir 
die EU zu einer politischen Uni-
on weiterentwickeln, dann kön-
nen wir ein wirklich geeintes, 
solidarisches Europa schaffen“. 
Das wäre ein Europa, in dem 
„alle Bürgerinnen und Bürger in 
Freiheit, Sicherheit und Wohl-
stand leben können“.  Darauf 
machte auch der Ehrengast des 
Abends aufmerksam: der fran-
zösische Außenminister Jean-
Marc Ayrault. Er erklärte in flie-
ßendem Deutsch, dass sein Prä-
sident, Francois Hollande, die 
Äußerung, Ayrault sei „ein Sozi-
aldemokrat deutscher Prägung“, 
als Kompliment gemeint habe. 
Für Ayrault ist die Verbindung 
von Europas Ländern vor allem 
„jene Energie, die wir aus den 
Traumata der Kriege gewonnen 
haben: ein Europa des Friedens 
schaffen“. Weltweit sei die Euro-
päische Union ein „einzigartiges 
Modell“. Daraus erwachse die 
Verpflichtung, dass sich Europa 
hinter seine Werte stelle. Ay-
rault: „Europa ist nicht das Prob-
lem, sondern die Lösung!“ 
 
Ehrung junger Menschen 
Im Anschluss moderierte die 
Journalistin Angela Elis eine kur-



ze Talkrunde mit Thomas Op-
permann, Außenminister Frank-
Walter Steinmeier und Jean-
Marc Ayrault. Danach wurden 
unter der Laudatio der Schau-
spielerin und Sängerin Jasmin 
Tabatabai die Preisträgerinnen 
und Preisträger des diesjährigen 
„Otto-Wels-Preises für Demo-
kratie“ geehrt. 
 
Das sind junge Menschen, die 
sich kreativ mit der europäi-
schen Idee befasst haben.  



Über den Besuch von Kirsten 
Eink, Landesgeschäftsführerin 
der überparteilichen Europa-
Union NRW und Vorsitzende 
des Arbeitskreises Europa SPD 
in Herne, freute sich Michelle 
Müntefering bei strahlendem 
Sonnenschein—mit Blick auf 
die Reichstagskuppel. Auch sie 
war zu Gasts beim Frühjahrs-
empfang der SPD-Fraktion. 
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Der Großteil der Steuererklä-
rungen soll künftig vollautoma-
tisch bearbeitet werden; das 
hat in der vergangenen Sit-
zungswoche der Bundestag be-
schlossen. Durch diese Vorge-
hensweise sollen Beschäftigte in 
den Finanzämtern von Routine-
arbeiten entlastet und zusätzli-
che Kapazitäten für die Bearbei-
tung komplizierter Sachverhalte 
geschaffen werden.  
 
Durch das Steuermodernisie-
rungsgesetz werden die rechtli-
chen Grundlagen für eine um-
fassende Anwendung moderner 
Informationstechnologien der 
Steuerverwaltung geschaffen. 
Trotz der stärkeren Beachtung 
von Wirtschaftlichkeitsgesichts-
punkten im Besteuerungsver-
fahren wird es keine Abstriche 



bei den rechtstaatlichen Prin-
zipen, etwa dem Anspruch auf 
rechtliches Gehör der Steuer-
pflichtigen geben. Frank Junge, 
zuständiger Berichterstatter der 
SPD-Fraktion, betont: „Mit dem 
Steuermodernisierungsgesetz 
wird ein umfassendes Maßnah-
menpaket umgesetzt, das die 
Bearbeitung von Steuererklä-
rungen schneller und effizienter 
gestalten soll. Das Gesetz ist die   
Basis für eine automatisierte 
und computergestützte Steuer-
festsetzung, die Bürgerinnen 
und Bürger sowie Finanzverwal-
tungen gleichermaßen entlas-
tet.“  
 
Mindestzuschläge von 50 Euro 
auf 25 Euro pro Monat gesenkt 
Die SPD-Fraktion hat außerdem 
dafür gesorgt, dass die Belange 



der Steuerpflichtigen nicht zu 
kurz kommen. So wurden auf 
Betreiben der Sozialdemokraten 
die zunächst vorgesehenen au-
tomatischen Mindestver-
spätungszuschläge für von Steu-
erberatern zu spät eingereichte 
Steuererklärungen abgesenkt. 
Statt der geplanten Mindestzu-
schläge von 50 Euro für jeden 
angefangenen Verspätungsmo-
nat, wird nunmehr ein Zuschlag 
von 25 Euro erhoben. Für unbe-
ratene Steuerpflichtige, die ihre 
Steuererklärung selbst einrei-
chen, wird es keine automati-
sche Festsetzung von Ver-
spätungszuschlägen geben. Bei 
ihnen wird ein Verspätungszu-
schlag wie bisher nur im Einzel-
fall und nach pflichtgemäßem 
Ermessen des Finanzbeamten 
festgesetzt.  



Der Bundestag hat  in erster 
Lesung den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zum erleich-
terten Ausbau digitaler Hochge-
schwindigkeitsnetze beraten. 
Ziel des Gesetzesvorhabens ist 
es, die Kosten für den Breit-
bandausbau in Deutschland 
durch effizientere Verfahren 
und mehr Transparenz zu sen-
ken.  
 
Dazu die Bundestagsabgeordne-
te Michelle Müntefering sowie 
der SPD-Landtagsabgeordnete 
Alexander Vogt:   
Zur Einigung der Großen Koaliti-
on im Bund in Sachen WLAN-
Gesetz erklären die Herner Bun-
destagsabgeordnete Michelle 
Müntefering und Alexander 
Vogt, medienpolitischer Spre-
cher der SPD-Fraktion im nord-
rhein-westfälischen Landtag: 
  



Störerhaftung abgeschafft 
„Die SPD hat sich auf der Bun-
desebene durchgesetzt. Die Stö-
rerhaftung wird abgeschafft. 
Damit wird der Weg für die zu-
künftige Entwicklung von offe-
nen WLAN-Netzen frei. Damit 
erhalten wir eine vernünftige 
Regelung, die in vielen anderen 
europäischen Ländern üblich ist. 
Freie Netzzugänge kommen 
damit in Deutschland voran. In 
Herne sind bereits verschiedene 
Freifunk-Projekte auf den Weg 
gebracht oder in Planung. Auch 
diese profitieren von der Neure-
gelung.“, erklärt die Herner Bun-
destagsabgeordnete Michelle 
Müntefering. 
 
SPD-NRW fördert seit Jahren 
freies WLAN-Netz 
 „In NRW setzt sich die SPD-
geführte Landesregierung seit 
mehreren Jahren für die Förde-



rung von freien WLAN-Netzen 
ein. Der Landtag hat dazu ver-
schiedene eindeutige Beschlüsse 
gefasst. Durch die Entscheidung 
auf Bundesebene wird unseren 
Forderungen endlich nachge-
kommen. Freie und offene Inter-
netzugänge sind für uns Voraus-
setzung einer modernen Infra-
struktur. Darum fördern wir 
Projekte in den Kommunen auch 
finanziell. Mit der heutigen Eini-
gung können nun mehr offene 
WLAN-Zugänge von privaten 
und nebengewerblichen Anbie-
tern geschaffen werden. Es wird 
Rechtssicherheit geschaffen, von 
denen auch Café- und Restau-
rantbetreiber und viele andere 
Anbieter mit offenen Netzen 
profitieren“, so der SPD-
Landtagsabgeordnete Alexander 
Vogt. 
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Um Asylverfahren zu beschleu-
nigen, wurde im Bundestag be-
schlossen, Marokko, Algerien 
und Tunesien als so genannte 
sichere Herkunftsstaaten einzu-
stufen. Das Recht einer indivi-
duellen Prüfung von Antragstel-
lern im Asylverfahren bleibt 
hiervon unberührt.  
 
Die Bundestagsabgeordnete 
Michelle Müntefering nahm 
hierzu jedoch eine kritische Hal-
tung ein und erklärte: 



„Die Ausweitung der Einstufung 
von Ländern als sichere Her-
kunftsstaaten sehe ich grund-
sätzlich als problematisch an. 
Unser Asylrecht beruht auf dem 
individuellen Grundrecht auf 
Asyl, das eine Einzelfallprüfung 



zwingend verlangt. Ich lege gro-
ßen Wert darauf, dass dieses 
Grundrecht in jedem Einzelfall 
erhalten bleibt und zu einer 
individuellen Prüfung jedes ein-
zelnen Schicksals führt, wenn 
Gründe für eine Verfolgung im 
Herkunftsland vorgetragen wer-
den. Auch wenn die Anerken-
nungsquote bei den im hier 
vorliegenden Gesetzentwurf 
genannten Ländern niedrig ist, 
verdient jeder Einzelfall Beach-
tung. 
 
Flüchtlinge auf Europa vertei-
len 
Statt einer Ausweitung des Sys-
tems der „sicheren Herkunfts-
staaten“ brauchen wir eine eu-
ropäische Flüchtlingspolitik, die 
die die Flüchtlinge auf die euro-
päischen Länder verteilt. Ich 
erkenne an, dass dies das Be-
mühen der Bundesregierung ist. 
Weiterhin brauchen wir – gera-
de um das Asylrecht in seiner 
Bedeutung zu erhalten und zu 
stärken – andere, legale Wege, 
wie Menschen nach Deutsch-
land kommen können, die kei-
nen Asylgrund haben, aber bei 
uns leben und arbeiten wollen, 
wie z. B. ein echtes Einwande-
rungsgesetz. Ich betone aus-
drücklich, dass die Bundesregie-
rung alle zwei Jahre einen Be-
richt vorlegen muss, ob die Vo-



raussetzungen für die Einstu-
fung als sicherer Herkunftsstaat 
weiter vorliegen. Das ermög-
licht auch, Staaten wieder von 
dieser Liste zu nehmen. Diese 
Überprüfung halte ich für sinn-
voll und wichtig. 
 
Die Einstufung der Länder Alge-
rien, Marokko und Tunesien als 
sichere Herkunftsstaaten haben 
die Vorsitzenden der die Regie-
rungskoalition tragenden Par-
teien im Rahmen eines Gesamt-
konzeptes zur Optimierung und 
Beschleunigung der Asylverfah-
ren beschlossen. Ziel ist dabei, 
schneller Rechtssicherheit her-
zustellen, damit diejenigen 
Flüchtlinge, die bei uns bleiben 
werden, schnell integriert wer-
den können und alle dafür not-
wendigen Maßnahmen erhal-
ten, aber auch damit diejenigen 
Flüchtlinge, die keinen Bleibe-
grund haben, schneller wissen, 
dass sie unser Land wieder ver-
lassen müssen. Da ich diese 
Vereinbarung mittrage, stimme 
ich dem vorliegenden Gesetz-
entwurf trotz grundsätzlichen 
Bedenken zu..“ 



Mehr Wettbewerb ist gut für 
Qualität und Innovation – auch 
im Bahnbereich. Davon profitie-
ren vor allem die sieben Millio-
nen Fahrgäste, die täglich mit 
der Bahn durch Deutschland 
reisen. Die wesentlichen Kern-
punkte des Entwurfs sind eine 
weitere Sicherung des diskrimi-
nierungsfreien Zugangs zur Ei-



senbahninfrastruktur und die 
Regulierung der Entgelte für die 
Schienennutzung. Schwerpunkt 
hierbei ist die transparentere 
Entgeltregulierung, durch die 
den Betreibern der Schienenwe-
ge Anreize zur Senkung der Inf-
rastrukturkosten und der Tras-
senentgelte gegeben werden.  
Kirsten Lühmann und Martin 



Burkert, die zuständigen Be-
richterstatter der SPD-Fraktion, 
betonen: „Die SPD-Fraktion wird 
im Laufe des Gesetzgebungsver-
fahrens darauf achten, dass  
an bestimmten Punkten nachge-
bessert wird und zum Beispiel 
auch die Belange der Bundeslän-
der besser ihre Berücksichtigung 
finden.“  
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Aus Berlin  



Fast 14 Jahre nach Inkrafttreten 
des Behindertengleichstellungs-
gesetzes (BGG) und sieben Jah-
re nach dem Inkrafttreten der 
UN-
Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK) in Deutschland, ist es 
an der Zeit, das BGG weiterzu-
entwickeln. Einen entsprechen-
den Gesetzentwurf hat der Bun-
destag in 2./3. Lesung beschlos-
sen. In der Debatte machte 
Bundessozialministerin Andrea 
Nahles (SPD) deutlich, dass die 
Reform des BGG ein wichtiger 
Schritt im Inklusionsprozess sei.  
 
Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen voranbringen  
Ziel ist es, die Teilhabe in ver-
schiedensten Lebensbereichen 
für Menschen mit Behinderun-
gen voranzubringen. Die Re-
form des BGG stellt gemäß der 
UN-BRK klar, dass Behinderun-
gen nicht nur an einer Person 
festzumachen sind, sondern 
vielmehr ein Ergebnis von Be-
einträchtigungen durch Barrie-
ren sind. Deshalb sieht der Kern 
des Gesetzes vor, Barrieren im 
baulichen und im kommunikati-
ven Bereich in Behörden des 
Bundes zu beseitigen.  
Seit 2002 müssen bauliche Bar-
rieren nur bei Neubauprojekten 
oder Baumaßnahmen des Bun-
des in einem finanziellen Um-
fang ab 2 Millionen Euro besei-
tig werden. Kleinere Maß-
nahmen sind davon ausgenom-
men. Das ändert sich mit der 
BGG-Novelle, nun muss Barrie-
refreiheit generell in den beste-
henden Gebäuden hergestellt 
werden. Zusätzlich zu den Inter-
netauftritten der Bundesbehör-
den, die bereits seit 2002 barri-
erefrei sein müssen, wird dies 
nun auf das Intranet, die Vor-
gangsbearbeitung für Be-
schäftigte des Bundes sowie auf 
Apps und sonstige Anwendun-



gen der Verwaltung für mobile 
Endgeräte ausgedehnt. In der 
parlamentarischen Beratung 
konnte die SPD-Fraktion durch-
setzen, dass für den Abbau von 
baulichen und kommunikativen 
Barrieren verbindliche und 
überprüfbare Maßnahmen- und 
Zeitpläne vorliegen müssen.  
Ein Meilenstein für die Inklusion 
ist, dass die Bundesbehörden 
nun vermehrt Informationen in 
Leichter Sprache bereitstellen 
sollen. Ab 2018 werden sie 
Menschen mit geistigen und 
seelischen Behinderungen Be-
scheide in Leichter Sprache kos-
tenfrei erläutern.  
 
 
Alle Hilfsmittel nutzen 
Außerdem wird im Gesetz klar-
gestellt, dass Barrierefreiheit 
auch bedeutet, alle notwendi-
gen Hilfsmittel nutzen zu dür-
fen. Beispielsweise tragen auch 
Blindenführ- und Assistenzhun-
de dazu bei, Barrieren zu über-
winden, deshalb sollen sie stets 
mitgeführt werden können.  
Darüber hinaus soll es Verbes-
serungen beim Benachteili-
gungsverbot geben. Das bedeu-
tet, wenn angemessene Vor-
kehrungen, wie Gebärden-
sprachdolmetscher, eine bauli-
che Veränderung oder die Be-
reitstellung einer barrierefreien 
PDF-Datei, für Menschen mit 
Behinderungen durch Träger 
der öffentlichen Gewalt versagt 
werden, gilt dies als Benachteili-
gung. Das BGG erkennt auch an, 
dass eine besondere Situation 
der Benachteiligung aus mehre-
ren Gründen wie Behinderung 
und Geschlecht vorliegen kann. 
Davon werden insbesondere 
Frauen mit Behinderungen pro-
fitieren, die häufig mehrfache 
Diskriminierung erfahren.  
Zur Unterstützung der Umset-
zung von Barrierefreiheit soll 



bei der Deutschen Rentenversi-
cherung Knappschaft-Bahn-See 
eine Bundesfachstelle einge-
richtet werden, die die öffentli-
che Verwaltung, die Wirtschaft 
und die Zivilgesellschaft beim 
Abbau von Barrieren berät. Dar-
über hinaus soll die Wirksam-
keit des BGG durch eine neue 
Schlichtungsstelle für Konflikte 
im öffentlich-rechtlichen Be-
reich, die bei der Beauftragten 
der Bundesregierung für die 
Belange behinderter Menschen 
angesiedelt wird, gestärkt wer-
den. Durch Schlichtungsverfah-
ren können Menschen mit Be-
hinderungen ihre Rechte zu-
nächst außergerichtlich geltend 
machen. Ein solches Schlich-
tungsverfahren soll auch Ver-
bandsklagen vorgeschaltet wer-
den.  
 
Förderung von Verbänden 
Die Förderung der Beteiligung 
von Verbänden von Menschen 
mit Behinderungen – vor allem 
von Selbsthilfeorganisationen – 
an politischen Prozessen durch 
das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales wird rechtlich 
verankert. Dafür stehen 2016 
Haushaltsmittel in Höhe von 
500.000 Euro und 2017 1 Milli-
on Euro zur Verfügung. Geför-
dert werden unter bestimmten 
Voraussetzungen Kommunikati-
onshilfen, Verbesserungen der 
technischen Infrastruktur und 
Fortbildungen.  
In Deutschland leben mehr als 
zehn Millionen Menschen mit 
Behinderungen, davon sind 7,5 
Millionen Schwerbehinderte.  
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Aus Berlin  



Der Bundestag einen Antrag der 
Regierung zur weiteren Beteili-
gung an der Militärmission der 
EU zur Ausbildung der mali-
schen Streitkräfte (EUTM Mali) 
in namentlicher Abstimmung 
beschlossen. Sie wird demnach 



um ein weiteres Jahr verlängert, 
wobei die personelle Obergren-
ze bei den deutschen Soldatin-
nen und Soldaten abgesenkt 
wird. Die Mission, die im Febru-
ar 2013 zum ersten Mal einge-
setzt wurde, hat das Ziel, die 



malische Regierung darin zu 
unterstützen, eigenständig die 
Stabilisierung des Landes ge-
währleisten und den Friedens-
prozess weiterführen zu kön-
nen. 



In erster Lesung hat das Parla-
ment am Donnerstag den Regie-
rungsentwurf eines Gesetzes 
zur Änderung soldatenbeteili-
gungs- und personalvertre-
tungsrechtlicher Vorschriften 
beraten. 
 
Amtszeit verlängern 
Das Soldatenbeteiligungsgesetz 
(SBG) wurde zuletzt 1997 novel-
liert. Aufgaben und Strukturen 
der Bundeswehr haben sich 



seitdem deutlich verändert. Der 
Koalitionsvertrag benennt die 
Novellierung des SBG als Kern-
vorhaben. Die Änderungen sol-
len insbesondere der Neuaus-
richtung der Bundeswehr Rech-
nung tragen. Unter anderem 
soll die Position der Vertrauens-
personen deutlich gestärkt wer-
den. So sollen ihre Amtszeit von 
zwei auf vier Jahre verlängert 
und zusätzliche Weiterbildungs-
möglichkeiten geschaffen wer-



den. Auch die Beteiligungsrech-
te sollen fortentwickelt werden. 
Beispielsweise soll bei der Fest-
legung der regelmäßigen Ar-
beitszeit und bei Maßnahmen, 
die der Vereinbarkeit von Fami-
lie und Dienst dienen, die Mög-
lichkeit der Mitbestimmung 
gegeben werden.  
Nun berät das Parlament die 
Umsetzung des Gesetzes. Wir 
werden weiterhin über das The-
ma berichten. 



Fraktionsvizin für Umwelt Ute 
Vogt, äußert sich zum umstritte-
nen Unkrautvernichtungs-
mittel Glyphosat: „Für uns gilt 
das Vorsorgeprinzip, wonach 
nur zugelassen werden darf, 
was zweifelsfrei nicht gesund-
heitsschädlich ist“, so Ute Vogt. 



„Es ist und bleibt für die Men-
schen in Europa sehr irritierend, 



dass zwei WHO-assoziierte Insti-
tutionen zu unterschiedlichen 
Ergebnissen kommen, ob Gly-
phosat krebserzeugend ist oder 
nicht. Diese wissenschaftlichen 
Verunsicherungs-Debatten wer-
den bei der SPD natürlich nicht 
zu einem Umdenken führen. Im 
Gegenteil: Wir sind weiterhin 
gegen die Wiederzulassung von 
Glyphosat. Denn für uns gilt das 



Vorsorgeprinzip, wonach nur 
zugelassen werden darf, was 
zweifelsfrei nicht gesundheits-
schädlich ist. 



Analog zu einer gesetzlichen 
Regelung sollte allerdings über 
eine sinnvolle Übergangsfrist 
nachgedacht werden, um Härte-
fälle in der Landwirtschaft weit-
gehend zu vermeiden.“ 



Seit 2008 beteiligt sich Deutsch-
land an der EU-geführten Ope-
ration ATALANTA, die die Pirate-
rie an der Küste Somalias be-
kämpft. Diese Operation wird 
nun, auch unter deutscher Be-
teiligung erneut verlängert. Das 
hat der Bundestag am Donners-



tag in einer namentlichen Ab-
stimmung beschlossen. 
Das Seegebiet vor Somalia, vor 
allem den Golf von Aden sicher 
und offen zu halten, bleibt eine 
wichtige Aufgabe internationa-
ler Sicherheitspolitik und liegt 
damit auch im unmittelbaren 



Interesse Deutschlands. Zusätz-
lich sorgt der sichere Wasser-
weg dafür, dass der Transport 
benötigter humanitärer Liefe-
rungen nach Somalia durchge-
führt werden kann. 
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Aus Berlin 



Während seines Deutschlandbesuchs tauschten sich der Vorsit-
zende der türkischen CHP, Herr Kemal Kiliҫdaroğlu, mit den stell-
vertretenden Vorsitzenden Selin Sayek Böke und Çetin Osman Bu-
dak, SPD-Fraktionsvorsitzenden Thomas Oppermann und SPD-
Außenpolitikern, darunter auch Michelle Müntefering, Vorsitzende 
der Deutsch-Türkischen Parlamentariergruppe, über den aktuellen 
Stand der deutsch-türkischen Beziehungen aus. 



Über die Zukunft deutscher Schulen im Ausland diskutierte Michelle Müntefering (Mi.), Spreche-
rin für Auswärtige Kultur– und Bildungspolitik, während einer Podiumsdiskussion in der Akademie 
der Künste. Die Einladung erfolgte vom Weltverband der Auslandsschulenteil. Deutschland hat in 
der ganzen Welt Auslandsschulen, die die deutsche Sprache lehren. Sie sind ein zentraler Baustein 
der Auswärtigen Kultur– und Bildungspolitik. 
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Aus Berlin und dem Ruhrgebiet  



Die Besucher-
gruppe des 
Heinz-Kühn-
Bildungswerks. 
begrüßte Mi-
chelle Münte-
fering in Berlin. 
An der Fahrt 
nahmen inte-
ressierte Bür-
gerinnen und 
Bürger aus 
Herne teil, da-
runter auch die  
Mitglieder des 
Sozialverband 
Deutschland 
aus Herne. 



Michelle Müntefering freute sich gemeinsam mit Schalke04 Kicker-Legende Gerald Asamoah über 



die offizielle Gründung des Vereins der „Kuppelknappen.“ Ins Leben gerufen hatte die Bundestags-



abgeordnete den Verein bereits vor längere Zeit. Als Dank überreichte Gerald Asamoah Michelle 



Müntefering und den anderen Kuppelknappen das nigelnagelneue königsblaue Trikot mit der Auf-



schrift der „Kuppelknappen“ und eine Urkunde.  
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Aus Berlin und den Wahlkreisen 



Im Rahmen ihres Frühjahrsemp-
fangs hat die SPD-
Bundestagsfraktion die Gewin-
nerinnen und Gewinner des 
„Otto-Wels-Preis für Demokra-
tie“ ausgezeichnet. Mit diesem 
Preis zeichnet die SPD-
Bundestagsfraktion junge Men-
schen aus, die sich in kreativer 
Weise mit der Frage nach der 
Zukunft Europas auseinander-
setzen. Anliegen des Otto-Wels-
Preises ist es, die Erinnerung an 
die Schrecken der Nazi-
Herrschaft wachzuhalten und 
das Bewusstsein gerade auch 
der jungen Generation dafür zu 
schärfen, dass die Grundlagen 
unserer Demokratie und Rechts-
staatlichkeit sowie des friedli-
chen Zusammenlebens der Völ-
ker und Kulturen immer wieder 
erneuert und gefestigt werden 
müssen.  
 
 
Zweitplatzierte Clea Kleffmann 
Besonders freute sich die SPD-
Bundestagsabgeordnete Michel-
le Müntefering über den zwei-
ten Platz von Clea Kleffmann, 
Tochter von Olaf Kleffmann, der 
zehn Jahre lang das Kinder– und 
Jugendparlament in Herne leite-
te. Beide fühlen sich dem Wahl-



kreis von Michelle Müntefering 
daher eng verbunden.  
Clea Kleffmann begeisterte die 
Jury mit einer sehr lebendigen 
Rede. Hier richtet sich die junge 
Frau an das Europäische Parla-
ment und möchte ein Band zwi-
schen der europäischen Idee 
und der Jugend Europas span-
nen. Sie schlägt dem Europäi-
schen Parlament vor, analog zu 
den EU-Gipfeltreffen EU-
Workshop-Camps ins Leben zu 
rufen, um die Jugend Europas 
regelmäßig zu diesem wichtigen 
Anlass zusammenzubringen und 
die europäische Idee zu verbrei-
ten.  Auch der für die Reckling-
häuserin zuständige SPD-
Abgeordnete Frank Schwabe 
gratulierte Clea herzlich. 
 
Unter dem Motto „Zukunft Eu-
ropa(s)“ waren Jugendliche und 
junge Erwachsene zwischen 16 
und 20 Jahren aufgerufen, sich 
mit der Zukunft der europäi-
schen Idee auseinanderzuset-
zen. Wählen konnten sie dabei 
zwischen drei Aufgabenstellun-
gen: „Europa 2030“, „Die Faszi-
nation der europäischen Idee“ 
oder „Demokratie stärken“. Die 
jungen Preisträgerinnen und 
Preisträger erhielten Geldpreise, 



die von den SPD-Abgeordneten 
gestiftet wurden. 
 
Weitere Gewinner 
Der erste Preis ging an Stefan 
Endeward für seine kritisch-
reflektierte Kurzgeschichte zum 
Thema „Vereinigte Europäische 
Staaten“, den dritten Platz be-
legte Manuel Beh aus Gusterath 
für seine meinungsstarke Hal-
tung gegen Rechtsextremismus. 



Freuten sich beim Frühlingsempfang bei der 
Verleihung des Otto-Wels-Preises gemein-
sam über den 2. Platz von Clea Kleffmann 
(mi.). Olaf Kleffmann (li.) und Michelle 
Müntefering. 











Michelle Müntefering , MdB 



Aus dem Wahlkreis Herne  





callto:+493022773134


mailto:michelle.muentefering@bundestag.de
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Mit freundlichen Grüßen
Elisabeth Majchrzak-Frensel
(Ortsvereinsvorsitzende)
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An die Mitglieder und Unterstützer
des Vorstandes
des SPD-Ortsvereins Eickel

Ortsvereinsvorsitzende

Elisabeth Majchrzak-Frensel
Veilchenweg 36
D-44651 Herne

 Privat +49 (2325) 45448
 Mobil +49 (173) 5249144
 Fax +49 (3212) 1019922

 elisabeth.majchrzak@spd-eickel.de

Herne, Samstag, 2016-05-21
Liebe Genossinnen und Genossen,

wie schon lange geplant, sind wir endlich im Besitz einer eigenen Reibekuchenpfanne!
Zum Testen der Funktionsfähigkeit werden wir einen Probelauf mit anschließendem
Verzehr der Ergebnisse starten.
Dazu möchte ich euch mit PartnerIn herzlich einladen.

Reibekuchenessen

am Freitag, 15. Juli 2016, um 18:00 Uhr

Dorneburger Str. 55, 44652 Herne

Telefon: (0 23 25) 66 89 09

Marc hat freundlicherweise seinen Garten zur Verfügung gestellt.
(Zugang rechts neben dem Haus über die Einfahrt in den Garten)

Eventuell wird eine Kostenumlage anfallen. Dies werden wir dann an dem Abend regeln.

Um die richtige Menge Reibekuchenteig bestellen zu können, bitten ich euch um Anmel-
dung:

Ich bitte euch bis zum 20. Juni 2016 um Rückmeldung bei der Vorsitzenden
zwecks Anmeldung, aber auch, falls ihr verhindert seid.

Bis dahin verbleibe ich mit freundlichen Grüßen

Elisabeth Majchrzak-Frensel
(Ortsvereinsvorsitzende)













 
 

 
 

Liebe Genossinnen im Stadtbezirk Eickel! 
 
Hiermit lade ich euch herzlich ein zu unserem nächsten Treffen am  

 

24.05.2016 

um 19 Uhr 

DRK-Altenhilfezentrum in der Bergmannstraße 

 
 
Tagesordnung: 
 

1. Referat über die Organisation Weißer Ring (Lothar Schulz) 
2. Verschiedenes 

 
 
 
Ich freue mich über Eure zahlreiche Teilnahme! 
Viele Grüße 
 
Carina  



Überschrift Leitartikel 

03. Mai 2016 

Themen in dieser 
Ausgabe: 

 Stahlindustrie in Deutsch-
land und Europa stärken 

 Aktuelle Stunde: Situation 
in der Türkei 

 Umwelt: Fracking verbie-
ten 

 Rechtspolitik: Majestäts-
beleidigung abschaffen 

 Rechtspolitik: Recht auf 
sexuelle Selbstbestim-
mung schützen 

 Umwelt: Tschernobyl und 
Fukushima mahnen 

 Koalition: Fraktionsspit-
zen fassen aktuelle Be-
schlüsse 

 Girl´s Day: Bochumer 
Schülerin zu Gast im 
Bundestag 

 Jugend: Robert-Brauner-
Schüler bei Michelle 
Müntefering 

 Rente: Gesetzliche Alters-
vorsorge stärken 

 Sicherheit: Herner THW-
Vorstand bei Sicherheits-
konferenz 

 Energie Ruhrgebiet: NRW
-Landesabend mit der 
RAG 

Liebe Genossinnen und 
Genossen, 
 
nach jeder Sitzungswoche 

des Deutschen Bundesta-

ges senden wir Euch ab nun 

unseren neu gestalteten 

Newsletter „Unter der Kup-

pel“. In dieser Ausgabe 

findet ihr top aktuell die 

Themen aus der letzten 

Sitzungswoche. 

In dieser Ausgabe geht es 

um die Stahlindustrie in 

Deutschland und in Europa, 

um die aktuelle Stunde im 

Deutschen Bundestag zum 

Thema „Pressefreiheit in 

der Türkei“ bei der ich auch 

selbst das Wort ergriffen 

habe. Auf Seite 4 lest Ihr 

eine persönliche Erklärung 

von mir zum Thema 

„Fracking.“ 

Außerdem geht es um mei-

nen Besuch bei den Exper-

ten der Knappschaft zum 

Thema Rente, den Paragra-

fen zur Majestätsbeleidi-

gung, den wir abschaffen 

wollen sowie um die Forde-

rungen der SPD Bundes-

tagsfraktion „Nein heißt 

Nein". Wir fordern hier ein 

weitergehendes Gesetz bei 

der sexuellen Selbstbestim-

mung. Außerdem lest ihr, 

wer im Bundestag zu Be-

such war wie etwa in dieser 

Woche das THW Wanne-

Eickel und Herne — aber 

auch eine junge Frau aus 

Bochum. 

Viel Spaß beim Lesen und 

ein herzliches Glück Auf. 

Eure 

 

 

Michelle Müntefering 

Erstmals hat der Bundestag über 
einen Antrag der Koalitionsfrakti-
onen zur Stärkung der Stahlin-
dustrie debattiert.  
 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat 
die aktuellen Sorgen der Stahlun-
ternehmen damit auf die Agenda 
des Deutschen Bundestags ge-
bracht. In dem Antrag formuliert 
die Koalition Forderungen, um 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und Wirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel gegenüber der EU-
Kommission den Rücken zu stär-
ken. Denn wenn es um die Zu-
kunft der deutschen Stahlindust-
rie geht, ist vor allem die europä-
ische Ebene gefragt.  

 
„2016 ist ein Schicksalsjahr für 
die deutsche Stahlindustrie“, sagt 
Fraktionsvize Hubertus Heil. Es 
geht um Überkapazitäten auf 
dem Weltmarkt, zunehmenden 
Druck durch subventionierte 
Stahlimporte vor allem aus China, 
die Reform des Emissionshan-
dels. „Wir müssen alles dafür tun, 
hochqualifizierte Arbeitsplätze in 
dieser Grundstoffindustrie zu 
sichern.“ 
 
Problem der Überkapazität aus 
China 
Zu den größten Herausforderun-
gen der Stahlbranche gehören 
Überkapazitäten aus China. Dabei 

werden in der Volksrepublik 
Stahlprodukte durch staatliche 
Maßnahmen verbilligt und teil-
weise unter den Herstellungskos-
ten angeboten. Auch wenn dage-
gen bereits mehrere Anti-
Dumping-Verfahren eingeleitet 
und Strafzölle verhängt werden 
konnten, muss in der europäi-
schen Außenhandelspolitik mehr 
passieren. Daher meint der wirt-
schaftspolitische Sprecher der 
SPD-Fraktion, Bernd Westphal: 
„Die EU-Kommission muss 
schneller und effektiver gegen 
hochsubventionierte Stahlimpor-
te zum Beispiel aus China vorge-
hen und ihre Handelsschutzin-



In dieser Woche diskutierte der 
Bundestag in der Aktuellen Stun-
de über den „Umgang mit der 
Presse- und Meinungsfreiheit in 
der Türkei“. Für die SPD sprach 
auch Michelle Müntefering: 

 
Sehr geehrter Herr/Frau Präsi-
dent/in  
Liebe Kolleginnen und Kollegen,  
wenn Pressefreiheit das „Brot der 
Demokratie" ist, wie es der Jour-
nalist Heribert Prantl einmal for-
mulierte, dann sieht die Welt 
ganz schön mager aus! 
In der Mehrzahl der Länder wird 
es gefährlicher, seine Meinung in 

Wort und Schrift frei zu äußern, 
Kritik zu üben. Für Journalisten, 
Intellektuelle, Künstler, Schrift-
steller. Das ist kein gutes Zeichen 
für den Zustand der Welt. Unge-
fährdet ist Demokratie nie.  
Das gilt leider auch für die Türkei. 
Wir beobachten mit Sorge die 
Einschränkung der Presse- und 
Meinungsfreiheit. Diese Sorge ist 
ganz konkret.  
Zahlreiche Beispiele und Berichte 
aus Gesprächen und Begegnun-
gen haben wir hier im Laufe der 
Debatte gehört: Über Beschlag-
nahmungen von Zeitungstiteln 
oder Verlagen, Sperrungen von 
Internetseiten, Verhaftungen von 

Wissenschaftlern, Interventionen 
und Einreiseverbote. Mittlerweile 
trifft es auch unsere deutschen 
Diplomaten und Journalisten. Das 
alles macht die aktuelle intensive 
Zusammenarbeit bei der Flücht-
lingsproblematik nicht einfacher. 
Im Gegenteil: Die Reaktionen des 
türkischen Staatspräsidenten er-
schweren sie. 
Pressefreiheit, Meinungsfreiheit, 
das sind keine deutschen Werte, 
keine türkischen Werte. Es sind 
gewachsene, internationale, uni-
verselle Werte. Wir müssen sie 
immer neu einfordern, schützen 
und pflegen.  
Ich bin der festen Überzeugung, 

strumente dringend modernisie-
ren.“  
 
Qualifizierte Arbeitskräfte im 
Ruhrgebiet sind gefährdet 
Einig sind sich die Koalitionsfrakti-
onen, dass die deutsche und die 

europäische Stahlindustrie Ver-
antwortung übernehmen müs-
sen, wenn es um die Reduktion 
von Treibhausgasemissionen 
geht. Allerdings darf die Reform 
des Emissionshandels nicht zulas-
ten der Stahlproduktion in 

Deutschland und Europa gehen. 
„Insbesondere im Ruhrgebiet sind 
qualifizierte Arbeitsplätze durch 
unfaire Bedingungen gefährdet 
und müssen erhalten bleiben“, so 
Michelle Müntefering. 

Aus Berlin  
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dass dies auch unsere Orientie-
rung in der internationalen Poli-
tik sein muss, die wir nicht ver-
lieren dürfen.  
Und mancher muss hier, auch in 
unserem Land, mit Verlaub, 
dabei noch etwas nachjustieren.  
Die EU könnte ein Monitoring 
mit dem UNHCR für die Einhal-
tung der Menschenrechte bei 
der Flüchtlings-Zusammenarbeit 
einsetzten. DAS wäre eine Initia-
tive, die zeigt, dass unsere Wer-
te nicht nur auf dem Papier, 
sondern auch im Alltag beste-
hen. Auch die Öffnung der Kapi-
tel über Menschenrechte und 
Justiz wäre ein Hebel, mit dem 
sich die Belastbarkeit der Bezie-
hungen prüfen ließe. 
Lassen Sie mich aber auch er-
wähnen: Das, was in der Türkei 
und auch bei vielen Deutsch-
Türken von der Diskussion an-
kommt, sind oft nur noch weni-
ge, zugespitzte, Worte. Das soll-
ten wir wissen, wenn wir uns 
wundern, warum ein großer Teil 
der Türken gekränkt auf Kritik 
reagiert. Viele Türkinnen und 
Türken sind verletzt, ob der teil-
weise auch ausfälligen Bemer-
kungen. Vielfach wird sie nicht 
als Kritik am Staatspräsidenten 
und seiner Führung verstanden, 
sondern an allen Türken. Und an 
vielen Stellen im Internet ist sie 
eben auch keine Satire, keine 
Kunst, sondern Hetze. Auch von 
rechts. 
 
Demokratie braucht  
Verantwortung 
Dafür, in der Tat, gibt es Gerich-
te. Weil Demokratie Verantwor-
tung braucht, weil Freiheit 

Grenzen hat, weil der Staat sei-
ne Bürger schützen muss. Ge-
richte sind aber nicht dazu da, 
um sie politischer Einmischung 
zu unterziehen. Oder sie zu in-
strumentalisieren. In der Demo-
kratie gilt der Satz von Voltaire: 
„Ich verachte Ihre Meinung, 
aber ich gäbe mein Leben dafür, 
dass Sie sie sagen dürfen." 
Besonders für die Freunde der 
Türkei ist die aktuelle Entwick-
lung niederschmetternd, denn 
die deutsch-türkischen Bezie-
hungen sind für viele mehr als 
ein Politikfeld, als eine Herzens-
angelegenheit.  
 
Wir fangen nicht bei Null an 
Sehr verehrte Damen und Her-
ren, wir fangen nicht bei Null 
an. Augenhöhe und Respekt und 
eine gemeinsame Geschichte 
helfen, selbst schwierigste The-
men unter Parlamentariern an-
zusprechen. Das ist möglich und 
es ist Realität. Das erwarte ich 
mir auch von der Spitze der 
Bundesregierung. Klare Haltung!  
Es war ein weiterer Autor der 
SZ, Gustav Seibt, der dieser Tage 
„die vergessene Liebe zwischen 
Deutschen und Türken“ be-
schrieben hat. Die außenpoliti-
sche Geschichte von Metter-
nich, Bismarck und Moltke, die 
Geschichte der Gastarbeiter, bis 
zu den Fehlern der EU in der 
jüngeren Vergangenheit, und 
den gewachsenen deutsch-
türkischen Mittelstand heute - 
aber vor allem auch die Türkei, 
die 1933 zum Exil für Künstler 
und Wissenschaftler wurde.  
Sie sind es, die uns heute mah-
nen und warnen. Die unsere 

Gesellschaft zu dem machen, 
was wir sind. Wir sollten ihre 
Stimmen hören. Mehr noch, 
Ihnen müssen wir als Politiker 
die Räume der Artikulation 
offen halten. Mit einer Außen-
politik der Zivilgesellschaft. 
Denn es gibt keinen Automatis-
mus in der Geschichte. Wir be-
stimmen sie selbst. Dazu, zum 
Schluss, Gustav Seibt: 
„Es gibt also - jenseits von NSU, 
Sarrazin-Debatte, Böhmermann 
und Erdoğan - eine deutsch-
türkische Geschichte von säku-
larem Ausmaß und eine zivilge-
sellschaftlich-kulturelle Realität, 
deren Vielschichtigkeit und 
schiere Interessantheit oft nicht 
gegenwärtig sind. Diese Lieblo-
sigkeit ist kaum zu begreifen, 
denn sie schwächt die Gesell-
schaft insgesamt." 
 
Auch Staatspräsident Erdogan 
wird einmal an dieser Geschich-
te gemessen werden.  
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In dieser Woche stimmte der 
Deutsche Bundestag über zwei 
Anträge von Bündnis 90/Die 
Grünen und der Linken zum 
Thema Fracking ab. Anlässlich 
dieser Abstimmung über die 
Oppositionsanträge stellt Mi-
chelle Müntefering klar: 
 
„Ich halte unkonventionelles 
Fracking, und den damit verbun-
denen Einsatz von Chemikalien, 
für ein großes Risiko für Mensch 
und Umwelt .Eine gesetzliche 
Regelung muss zügig her. Denn 
die Gesundheit der Bürgerinnen 
und Bürger und der Erhalt von 
sauberem Trinkwasser haben 
Vorrang vor einem potentiellen 
wirtschaftlichen Nutzen.  

Leider blockiert die CDU/CSU 
ein solches Gesetz und ver-
schärft damit Rechtsunsicher-
heit. Mir kommt es darauf an, 
dass Fracking in Nordrhein-
Westfalen unmöglich gemacht 
wird, die Bundesländer in jedem 
Fall über Probebohrungen ent-
scheiden und Entscheidungsbe-
fugnisse nicht an eine Kommissi-
on "outgesourct" werden kön-
nen. An diesen Punkten schei-
tert aber seit einem Jahr eine 
Einigung zum Gesetzentwurf an 
der CDU/CSU. 
  
Anträge unzureichend 
Die Anträge von Linken und Grü-
nen aus der letzten Sitzungswo-
che des Bundestages waren 

leider in mehreren Bereichen 
völlig unzureichende und politi-
sche Effekthascherei.  
 
 „Ich habe mich enthalten“ 
Deswegen habe ich mich bei der 
Abstimmung meiner Stimme 
enthalten. Ich setze aber darauf, 
dass die SPD ihre Haltung klar 
aufzeigt und ein entsprechendes 
Gesetz in unserem Sinne noch in 
dieser Legislaturperiode verab-
schiedet werden kann. Dies ist 
auch im Sinne unserer Rot-
Grünen Landesregierung in 
Nordrhein-Westfalen. 

Das Strafverlangen der türki-
schen Regierung gegen den Sati-
riker Jan Böhmermann hat in 
Deutschland eine längst überfäl-
lige Diskussion über die Ab-
schaffung des Straftatbestandes 
des Paragraphen 103 Strafge-
setzbuch (StGB, „Beleidigung 
von Organen und Vertretern 
ausländischer Staaten“) ausge-
löst.  
 
SPD will Paragraph 103 sofort 
abschaffen 
Strafverfolgung von Satire we-
gen „Majestätsbeleidigung“ 
passt nicht in eine moderne 
Demokratie. Deshalb war es 
richtig, dass sich die Ministerin-
nen und Minister der SPD im 
Kabinett gegen die Ermächti-
gung zur Strafverfolgung nach 
Paragraph 103 StGB ausgespro-
chen haben. Die SPD-Fraktion 
will den Paragraphen 103 mit 

sofortiger Wirkung und nicht 
erst ab 2018 abschaffen. Einen 
entsprechenden Gesetzentwurf 
hat die SPD-Fraktion am Diens-
tag vorgelegt. Ungeachtet des-
sen blicken die Sozialdemokra-
ten mit Sorge auf die zuneh-
mende Beschränkung der Pres-
sefreiheit und der Freiheit von 
Kulturschaffenden in der Türkei 
selbst. So sehr die SPD-Fraktion 
an einer gedeihlichen Zusam-
menarbeit mit der Türkei inte-
ressiert ist, so sehr gilt, dass es 
keinen Rabatt in der Frage der 
Menschenrechte geben darf. 
 
SPD-Fraktionschef Thomas Op-
permann betont: „Es gibt in der 
SPD-Fraktion eine große Zustim-
mung, diesen Paragraphen er-
satzlos zu streichen." Die Union 
habe dazu noch Beratungsbe-
darf, die SPD-Fraktion sei bereit, 

ihren Gesetzentwurf sofort zu 
beschließen. 
 
Kein Sonderstrafrecht 
Die SPD-Fraktionsvizechefin Eva 
Högl, betont: „Wir brauchen in 
Deutschland kein Sonderstraf-
recht. Und genau deswegen 
wollen wir diesen Paragraphen 
sofort abschaffen und damit 
nicht bis 2018 warten.“ 
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Im geltenden Recht finden sich 
nach wie vor Handlungen, die 
die sexuelle Selbstbestimmung 
von Opfern verletzen und straf-
würdig sind, jedoch nicht vom 
Sexualstrafrecht erfasst werden. 
Solche Strafbarkeitslücken, die 
im Zusammenhang mit sexueller 
Nötigung und Vergewaltigung 
stehen, will die Koalition mit 
einem Gesetzentwurf schließen. 
 
Es gibt Situationen, in denen die 
Voraussetzungen des Paragra-
phen 177 Strafgesetzbuch 
(StGB, sexuelle Nötigung, Verge-
waltigung) nicht vorliegen, die 
aber dennoch in strafwürdiger 
Weise für sexuelle Handlungen 
ausgenutzt werden. Das ist der 
Fall, wenn das Opfer aufgrund 
der überraschenden Handlun-
gen des Täters keinen Wider-
stand leisten kann oder wenn 
das Opfer nur aus Furcht von 
Widerstand absieht. Dieses Ver-
halten kann nach geltender 
Rechts-lage auch von anderen 
Vorschriften, wie zum Beispiel 

dem Straftatbestand der Nöti-
gung oder der Beleidigung, nur 
unter bestimmten Vorausset-
zungen bestraft werden, die in 
den genannten Fällen jedoch 
häufig nicht gegeben sind. Die 
heutige Rechtslage ist diesbe-
züglich eindeutig ungenügend. 
Die Koalition will diesen Miss-
stand zeitnah beseitigen.  
 
Sexueller Missbrauch immer 
strafbar. 
Der Gesetzentwurf, über den 
am Donnerstag in 1. Lesung be-
raten wurde, sieht daher neue 
Straftatbestände vor, mit denen 
sexueller Missbrauch unter Stra-
fe gestellt wird. Unter der neuen 
Überschrift „Sexueller Miss-
brauch unter Ausnutzung be-
sonderer Umstände“ macht sich 
zukünftig nach Paragraph 179 
Absatz 1 StGB-E strafbar, wer 
unter Ausnutzung einer Lage, in 
der eine andere Person auf-
grund ihres körperlichen oder 
psychischen Zustands zum Wi-
derstand unfähig ist, aufgrund 

der überraschenden Begehung 
der Tat zum Widerstand unfähig 
ist oder im Fall ihres Widerstan-
des ein empfindliches Übel be-
fürchtet, sexuelle Handlungen 
an dieser Person vornimmt. Auf 
diese Weise sollen insbesondere 
Frauen – aber auch Männer – 
besser als bislang vor sexuellen 
Übergriffen geschützt werden.  
 
SPD-Fraktionsvize Carola Rei-
mann hat sich für Ergänzungen 
an dem Gesetzentwurf ausge-
sprochen. Geklärt werden müs-
se vor allem, wie der Grundsatz 
„Nein heißt Nein“ umgesetzt 
werden könne. Zudem müsse 
für sexuelle Belästigung endlich 
ein Straftatbestand geschaffen 
werden, forderte Reimann. „Das 
werden wir als eigenen Paragra-
phen noch hinzufügen müssen“, 
sagte sie. Sexuelle Belästigung 
etwa am Arbeitsplatz sei ein 
großes Problem. 

In Erinnerung an die Reaktor-
katstrophen von Tschernobyl 
vor 30 Jahren und von Fukushi-
ma vor fünf Jahren hat der Bun-
destag am Freitag über Atom-
energie und die damit verbun-
denen Risiken debattiert und 
einen entsprechenden Antrag 
der Koalitionsfraktionen be-
schlossen. 
 
Noch heute leiden Hundertau-
sende unter den Folgen der Re-
aktorkatastrophe. Weite Land-
schaften in der Ukraine, Weiß-
russland und Teilen Russlands 

sind bis heute belastet. Bundes-
umweltministerin Barbara Hen-
dricks (SPD): „Tschernobyl gab 
denjenigen Recht, die lange vor-
her vor der Atomkraft gewarnt 
hatten“. Hendricks dankte der 
Anti-Atomkraftbewegung aus-
drücklich. Dass es bis Fukushima 
dauerte, bis alle Bundestagsfrak-
tionen vom Atomausstieg über-
zeugt waren, sei bekannt. Doch 
trotz des deutschen Atomaus-
stiegs blieben die Risiken. Radio-
aktivität mache an den Grenzen 
nicht halt, stellte Hendricks dar. 
 

Sorgen um belgische AKWs 
Besondere Sorgen bereiteten 
die Atomkraftwerke in Belgien. 
„Ich erwarte, dass die Nachbar-
länder die Sorgen der Menschen 
in den Grenzgebieten ernstneh-
men und für ein höchstes Si-
cherheitsniveau sorgen“, unter-
strich die Ministerin. 
 
Die bestehenden Probleme zei-
gen, dass die Risiken der Atom-
energie nicht in den Griff zu be-
kommen sind. Erst ein europa- 
und weltweiter Ausstieg aus der 
Atomenergie bringt Sicherheit.. 
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Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, den Atomausstieg 
gemäß Atomgesetz umzuset-
zen. Sie soll sich in bilateralen 
Kommissionen mit sicherheits-
technischen Fragestellungen 
grenznaher Atomkraftwerke 
(AKW) in anderen Ländern aus-

einandersetzen und die Ver-
handlungen mit Belgien über 
ein Abkommen zur Nuklearen 
Sicherheit zügig zum Abschluss 
bringen.  
 
Auf europäischer Ebene soll die 
Bundesregierung darauf drän-

gen, dass bei Laufzeitverlänge-
rungen für AKW angrenzender 
Länder eine grenzüberschrei-
tende Umweltverträglichkeits-
prüfung Pflicht wird.  

Auf ihrer Klausur in Rust vergan-
gene Woche haben die Frakti-
onsvorstände von SPD und 
CDU/CSU zwei Tage lang über 
Europa- und Flüchtlingspolitik 
sowie Elektromobilität und in-
nere Sicherheit beraten. Am 
Ende wurden fünf Beschlusspa-
piere verabschiedet. 
 
Fluchtursachenbekämpfung 
Weltweit sind mehr als 60 Milli-
onen Menschen auf der Flucht. 
Unser Ziel ist es, die Zahl der 
nach Deutschland kommenden 
flüchtenden Menschen deutlich 
zu senken. Die Auswärtige Kul-
tur– und Bildungspolitik (AKBP) 
Entwicklungspolitik, Humanitäre 
Hilfe und zivile Krisenprävention 
sind dabei die wesentlichen 
strategischen Ausrichtungs-
punkte. Als zentrales Element 
der deutschen Außen- und Si-
cherheitspolitik soll diese weiter 
aufgewertet, finanziell gestärkt, 
konzeptionell weiterentwickelt 

und weiter ausgebaut werden. 
Michelle Müntefering sagt dazu: 
„Ich freue mich besonders, dass 
zum ersten Mal die Auswärtige 
Kultur– und Bildungspolitik aus-
drücklich als ein Mittel zur 
Fluchtursachenbekämpfung 
genannt wird. Sie soll gestärkt 
werden.“ 
 
Handlungsfähigkeit und Zusam-
menhalt in der EU sichern 
Die Koalitionsfraktionen spre-
chen sich für eine Überarbei-
tung des europäischen Asylsys-
tems – insbesondere die so ge-
nannte Dublin-III-Verordnung – 
aus sowie für die Weiterent-
wicklung der europäischen Wirt-
schafts- und Währungsunion 
und mehr Abstimmungen zwi-
schen den EU-Mitgliedstaaten in 
der Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik.  
 
Damit die Automobilindustrie in 
Zukunft bestehen kann, soll die 

Elektromobilität weiter geför-
dert werden. verstärkt für Elekt-
romobilität werden. 
 
Innere Sicherheit wird zu einem 
Investitionsschwerpunkt der 
Koalition. Personelle Stärkung, 
verbesserte Ausbildung der Poli-
zei und Verbesserung des Opfer-
schutzes sind die Ziele der 
nächsten Monate. Darüber hin-
aus soll die europäische Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung 
des Terrorismus durch die Ein-
richtung eines europäischen 
Terror-Abwehrzentrums ge-
stärkt werden. Weiterhin soll 
der Steuerbetrug u.a. durch 
Briefkastenfirmen bekämpft 
werden.  
 
Besserer Einbruchsschutz 
Die Finanzierung des Pro-
gramms zur Prävention vor Ein-
brüchen wird aufgestockt. 

Über einen ganz besonderen Be-
such freute sich Michelle Münte-
fering in der vergangenen Woche: 
Mit großem Interesse verfolgten 
die Schülerinnen und Schüler der 
Robert-Brauner-Förderschule aus 
Herne das politische Geschehen in 
Berlin. Neben einem Gespräch mit 
ihrer Bundestagsabgeordneten 
sowie anschließender Diskussion 
stand ein Besuch auf der Kuppel 
des Reichstags auf dem Programm 
der Schülerinnen und Schüler.  

Aus Berlin und dem Wahlkreis Herne/Bochum II 
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62 Mädchen aus ganz Deutsch-
land haben in diesem Jahr die 
Einladung der SPD-Fraktion ge-
nutzt, einen Einblick in das Be-
rufsfeld einer Bundestagsabge-
ordneten zu bekommen. 
 
Was macht eigentlich eine Bun-
destagsabgeordnete? Wie steht 
es in der Politik mit der Verein-
barkeit von Familie und Beruf? 
Und wie ist der Gang der Ge-
setzgebung? Auf diese und wei-
tere Fragen bekamen die Teil-
nehmerinnen des Girls‘ Days 
Antworten aus erster Hand und 
ganz persönliche Einblicke in die 
Arbeitswelt der SPD-
Abgeordneten. 
 
Schülerin aus Bochum 
Zu Besuch bei Michelle Münte-
fering war Jasmin Ahmeti, Schü-
lerin der Willy-Brandt-
Gesamtschule in Bochum. „Es 
hat wirklich großen Spaß ge-
macht“, so Jasmin Ahmet am 
Ende des spannenden Tags, prall 
gefüllt mit Programmpunkten. 
Schon beim gemeinsamen Früh-
stück im SPD-Fraktionssaal lern-
ten die 14- bis 19-Jährigen die 
Parlamentarische Geschäftsfüh-
rerin Petra Ernstberger und viele 
weitere SPD-Abgeordnete per-
sönlich kennen, bevor sich im 
Anschluss der Fraktionsvorsit-

zende Thomas Oppermann per-
sönlich für die Fragen der Schü-
lerinnen Zeit nahm. Unter dem 
Motto „Frauen (M)acht Politik!“ 
wurde im Anschluss Tacheles 
geredet – über die Chancen und 
Herausforderungen für Frauen 
im Politikbetrieb. Vor allem die 
jüngeren Nachwuchspolitikerin-
nen wie Michelle Müntefering, 
Susann Rüthrich oder Sarah 
Ryglewski erzählten den Girls-
Day-Teilnehmerinnen von ihrem 
Weg in die Politik und von per-
sönlichen Erlebnissen, die sie 
aufgrund ihres Geschlechts er-
lebt haben. 
 
Auch in der Politik galt laut 
Müntefering lange der Spruch: 
Frauen müssen sich für ihren 
Erfolg mehr anstrengen als 
Männer. Doch die Zeiten änder-
ten sich allmählich, so Münte-
fering. „Wir kämpfen weiter 
dafür. Und auch ihr habt es mit 
in der Hand“, appellierte die 
SPD-Politikerin an die Mädchen. 
 
Auch Ryglewski erzählte, wie sie 
sich nach ihrer Mandatsannah-
me „gut gemeinte“ Kommenta-
re anhören musste wie: „Was 
wird denn jetzt aus deinem Le-
bensgefährten?“ oder „Schade, 
dass sich damit für dich das The-
ma Kinderkriegen erledigt hat“. 

Susann Rüthrich, die selbst in-
nerhalb dieser Legislaturperiode 
Mutter geworden ist, machte 
den Mädchen Mut: Sie müsse 
sich zwar häufig behaupten. 
Aber Kinder könne man bei der 
SPD einfach mit in die Fraktions-
sitzung nehmen. Das machen 
bei der SPD-Fraktion übrigens ab 
und an auch die Männer. 
 
Demokratische Prozesse selbst 
erleben 
Wie Politik in der Praxis abläuft, 
konnten die Mädchen ebenfalls 
erleben: Die Schülerinnen beka-
men eine Führung durch den 
Bundestag, konnten SPD-
Abgeordnete in ihren Büros be-
suchen und erhielten die Mög-
lichkeit, eine Debatte im Plenar-
saal live zu verfolgen. 
 
Politische Meinungsbildung und 
die Entwicklung von Gesetzen 
dauert mehr als einen Tag. Um 
den Mädchen dennoch einen 
Einblick in die politischen Pro-
zesse zu geben, organisierte die 
SPD-Fraktion in Kooperation mit 
dem Team von PolitikParcours 
ein Planspiel, in dem die Jugend-
lichen die Gesetzgebung auf 
Bundesebene am Beispiel 
„Wählen ab 16“ simulierten. 
 
Und wie fiel das Fazit der Mäd-
chen nach dem Girls‘ Day aus? 
Neben viel Lob für das abwechs-
lungsreiche Programm und die 
persönlichen Einblicke, lasen die 
Mitarbeiterinnen der Fraktion 
besonders häufig folgende Sätze 
auf den Feedbackzetteln der 
Teilnehmerinnen: „Das Leben 
einer Politikerin ist sehr stres-
sig“ bzw. „mir zu verantwor-
tungsvoll“, und „Es ist nicht 
leicht, Gesetze zu schaffen und 
zu ändern“ 
. 
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Renten- und Gesundheitspolitik 
standen im Mittelpunkt der 
Diskussion der Bundestagsabge-
ordneten Michelle Müntefering 
mit der AfA-Betriebsgruppe der 
Knappschaft Bahn-See. Über die 
Veranstaltung berichtet Michel-
le Müntefering: 
 
„Die Mitarbeiter der Knapp-
schaft sind die Fachleute von 
der Basis, ihre Hinweise sind 
sehr nützlich. Mich interessiert 
vor allem die Zukunft der priva-
ten Altersvorsorge und des Ren-
tensystems, aber auch Themen 
der Prävention im Gesundheits-
bereich. Deswegen bin ich froh, 
meine Positionen immer wieder 
mit den Experten und Prakti-
kern austauschen zu können. 
Die gerade verkündete Steige-
rung der gesetzlichen Rente um 
über 4% beweist die Stabilität 
der gesetzlichen Rentenversi-
cherung und zeigt: die umlagefi-
nanzierte Rente ist immer noch 
die sicherste Altersvorsorge. 
Sicher sind auch all die Riester-
Renten, die bereits abgeschlos-
sen sind.  
 
Private Altersvorsorge ist zu 
kompliziert 
Zukünftig braucht es aus meiner 
Sicht hier aber Veränderungen. 
Denn die derzeitige staatlich 
geförderte private Altersvorsor-
ge ist zu kompliziert, teuer und 
die Rendite in Zeiten der Nied-

rigzinspolitik gering. Die priva-
ten Versicherer machen ein 
Zusatzgeschäft, das von den 
Erträgen der Versicherten abge-
zogen wird, dabei können sich 
Geringverdiener eh schon kaum 
eine Zusatzversorgung leisten. 
Deswegen muss man auch dar-
über nachdenken, Zahlungen 
aus freiwilliger Vorsorge nicht 
auf die Grundsicherung im Alter 
anzurechnen. Das wäre gerade 
für Geringverdiener etwas mehr 
Gerechtigkeit. 
 
Drohende Altersarmut 
Klar ist auch: Bereits vorhande-
ne oder drohende Altersarmut 
hat vielfache Ursachen. Ein sin-
kendes Rentenniveau ist nur 
eine davon. Altersarmut geht 
vor allem auf brüchige und un-
stete Erwerbsbiografien zurück: 
durch Phasen der Arbeitslosig-
keit, Familienphasen, geringfü-
gige Beschäftigung, langanhal-
tende oder gar dauerhafte Teil-
zeitbeschäftigung, nicht abgesi-
cherte Selbständige Tätigkeiten. 
Hinzu kommt das Armutsrisiko 
Niedriglohn. Deshalb müssen 
wir auch an unterschiedlichen 
Stellen ansetzen, um Altersar-
mut zu verhindern: Dabei gilt in 
erster Linie der Zusammenhang 
Gute Arbeit, gute Löhne, gute 
Rente. Deshalb haben wir den 
gesetzlichen Mindestlohn einge-
führt. Deshalb versuchen wir 
die Tarifbindung wieder zu stä-

ken. Deshalb verbessern wir die 
Bedingungen für gleiche Teilha-
be von Frauen am Arbeitsleben. 
Deshalb stärken wir in dieser 
Legislaturperiode das Prinzip 
gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
– für Frauen und Männer eben-
so wie in der Leiharbeit. Aber 
auch in der Rentenpolitik wur-
den und werden in dieser Legis-
laturperiode wichtige Schritte 
zur Bekämpfung von Altersar-
mut unternommen. Dies gilt für 
Verbesserungen bei der Er-
werbsminderungsrente, für die 
Stärkung von Prävention und 
Rehabilitation und für weitere 
Verabredungen im Koalitions-
vertrag. Schnellschüsse in Ren-
tenfragen sind nicht sinnvoll. 
Wir brauchen ein solides Ge-
samtkonzept, wie seit langen 
von der SPD gefordert. Dazu 
gehört auch eine ausführliche 
Diskussion.“ 

Auf Einladung der Bundestagab-
geordneten Michelle Münte-
fering nahmen die THW-
Ortsbeauftragten Aimo Glaser 
(THW Ortsverband Wanne-
Eickel) und Sven Eric Leichner 
(THW Ortsverband Herne) an 
der Fachkonferenz der SPD-
Bundestagfraktion zur Sicher-
heit in Deutschland teil.  
Michelle Müntefering: „Alle 

Menschen in Deutschland müs-
sen sicher sein und sich sicher 
fühlen. Sie haben das Recht, vor 
Kriminalität geschützt zu wer-
den. Gleichzeitig haben Ängste 
und Unsicherheiten in der Be-
völkerung zugenommen. Wie 
das zu schaffen ist, darüber hat 
die SPD-Bundestags-fraktion mit 
Experten von Polizei, Feuer-
wehr, Technischen Hilfswerk 

und anderen Verbänden aus 
ganz Deutschland diskutiert. Mit 
dabei war auch das THW Herne 
und Wanne-Eickel. Ich freue 
mich, dass unsere örtlichen Ex-
perten ihre große Erfahrung im 
Katastrophenschutz einbringen 
konnten.“ 
„Die Expertensind einig, dass 
Deutschland im Katastrophen- 
und Bevölkerungsschutz grund-

Aus Berlin und dem Wahlkreis Herne/Bochum II 

Kai Rauschenberg, stellv. Vorsitzender 
der Afa-Betriebsgruppe Bahn-See, mit 
Michelle Müntefering. 
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sätzlich gut aufgestellt ist und 
wir die bekannten Schadenssze-
narien beherrschen“, stellt Aimo 
Glaser fest. „Allerdings müssen 
wir uns dringend auf neue Her-
ausforderungen einstellen, wie 
z.B. Cyberattacken und Terror-
gefahr. 
 
Über 200 engagierte Herner 
Dazu sind in allen beteiligten 
Bereichen zusätzliche finanzielle 
Mittel erforderlich“, fordert der 
Ortsbeauftragten des THW Wan-
ne-Eickel. Übereinstimmend 
betonten die beiden Ortsbe-
auftragten die große Bedeutung 
der ehrenamtlichen Helfer. Sven 
Leichner unterstreicht: „Alleine 
in den Ortsverbänden Herne 
und Wanne-Eickel engagieren 
sich über 200 Menschen für die-
se Arbeit. Es kann aber nicht 
sein, dass diese Einsatzkräfte 
sich vermehrt Angriffen oder 
Tätlichkeiten ausgesetzt sehen, 

wenn sie ihre Arbeit für den 
Schutz der Bevölkerung verrich-
ten. Hier ist die Politik gefordert, 
sich stärker für den Schutz der 
Helfer einzusetzen“, so Sven 
Leichner weiter. “Die auf der 
Konferenz genannten Überle-
gungen zusätzliche Anreize für 
ein Engagement zu schaffen, 

beispielsweise bei der Suche 
nach Studienplätzen, bitten wir 
ausdrücklich zu prüfen.“ Einig 
waren sich Aimo Glaser (Foto 
li.), Sven Erich Leichner (re. im 
Bild) und Michelle Müntefering, 
dass Herne ist gut aufgestellt ist, 
wenn es um den Zivil- und Kata-
strophenschutz geht.  

Der Einladung der Ruhrkohle AG 
zum Thema „Was uns zusam-
menhält: gemeinsame Verant-
wortung und Zukunft in NRW“ 
folgten zahlreiche Bundestags-
abgeordnete, vor allem aus 
dem Ruhrgebiet. Auch die Her-
ner Bundestagsabgeordnete 
Michelle Müntefering nutzte 
die Gelegenheit, sich über den 
Verlauf des Kohleausstiegs und 

dessen Auswirkungen auf die 
Zukunft die Zukunft des Ruhrge-
biets zu informieren. Der Rück-
zug des Bergbaus vollzieht sich 
planmäßig und verlässlich, drei 
Viertel des Weges von der Koh-
lepolitischen Verständigung 
2007 bis zur Beendigung des 
aktiven Steinkohlenbergbaus 
sind erfolgreich absolviert, be-
richteten die RAG-Vertreter. Die 
RAG AG sieht sich aber nicht 
nur in der Verantwortung für 
den Rückbau und die Ewigkeits-
kosten des Bergbaus, das wich-
tigste Anliegen der RAG-Stiftung 
ist die Gestaltung der Zukunft 
des Ruhrgebiets.  
Neben der Flächenentwicklung 
der bisher vom Bergbau genutz-
ten Flächen gehören dazu unter 
anderem auch die innovative 
Nutzung von Grubengas und 
Grubenwasser zur Energiege-
winnung. Die Ruhrkohle AG 
arbeitet dabei mit Firmen, Uni-

versitäten und Forschungsein-
richtungen zusammen, um neue 
Ideen zu entwickeln und umzu-
setzen. 
„Der Kohleausstieg ist kein Still-
legungsprojekt, sondern un-
mittelbar mit der Umgestaltung 
des Ruhrgebiets verbunden. Die 
RAG ist ein wichtiger Partner 
des Ruhrgebiets – heute und 
morgen“, so Michelle Münte-
fering. 
 
 
Im Bild zu sehen: v.l.n.re: 
Bernd Tönjes, Vorsitzender des 
Vorstandes der RAG Aktienge-
sellschaft, Michelle Münte-
fering, MdB, Garrelt Duin, Mi-
nister für Wirtschaft, Energie, 
Industrie, Mittelstand und 
Handwerk des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Michael We-
berink, Hauptgeschäftsführer 
des Gesamtverbandes Steinkoh-
le e.V. 
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Liebe Leserinnen und 

Leser, 

Liebe Genossinnen und 
Genossen, 
wieder ist eine Sitzungs-

woche rum, wieder ist 

etwas erreicht!  

Endlich haben wir es 

geschafft, die Blockade 

von CDU/CSU bei der 

Regulierung der Leihar-

beit aufzubrechen. Es 

wird Zeit! Denn niedrige 

Löhne sind Gift für die 

Gesellschaft und unsere 

soziale Absicherung. Wir 

gehen Schritt für Schritt 

voran. Gefreut habe ich 

mich auch über die Ju-

gendlichen, die sich am 

Otto-Wels-Preis mit 

wunderbaren Beiträgen 

zu Europa beteiligt ha-

ben - schaut doch mal, 

wen ich unter den Ge-

winnern getroffen habe!  

Die Fluchtkrise be-

schäftigt uns im Parla-

ment auch weiter, auch 

wenn die Zahl der in 

Deutschland ankom-

menden Menschen aktu-

ell zurückgegangen ist. 

Langfristig werden wir 

das Problem nur lösen, 

wenn wir wegkommen 

von einem internationa-

len Protektionismus, der 

andere Länder benach-

teiligt. 

Das habe ich auch in 

meiner letzten Rede im 

Bundestag gesagt, die 

ihr hier, wie auch die 

anderen aktuellen The-

men, noch einmal nach-

lesen könnt.  

Herzliche Grüße 

Eure 

 

Michelle Müntefering 

Der Koalitionsausschuss hat nach 
monatelanger Blockade – vor 
allem durch die CSU – endlich 
den Weg frei gemacht, um den 
Missbrauch von Leiharbeit und 
Werkverträgen zu bekämpfen. 
Der Gesetzentwurf von Bundes-
arbeitsministerin Andrea Nahles 
(SPD) kann nun mit kleinen Ände-
rungen ins Kabinett und danach 
ins Parlament eingebracht wer-
den.  
 
Erstmalig in der Geschichte eine 
gesetzliche Regelung 
„Wir haben zum ersten Mal in 
der Geschichte überhaupt eine 
gesetzliche Regelung, die ganz 
eindeutig die Rechte der Leihar-

beitnehmer stärkt. Wir haben 
zum ersten Mal überhaupt Re-
geln, damit Werkverträge nicht 
missbraucht werden“, betonte 
Andrea Nahles anlässlich der Eini-
gung der Koalitionspartner.  
„Für über eine Million Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitneh-
mer wird es nun endlich klare 
Regeln für ihren Einsatz in 
Fremdfirmen geben“, bekräftigte 
die stellvertretende SPD-
Fraktionsvorsitzende Carola Rei-
mann. Dieses sei die Grundlage 
für gute und sichere Arbeit dieser 
Beschäftigten.  
„Gerechtigkeit heißt für die SPD 
gleicher Lohn für gleiche Arbeit. 
Viele Menschen haben darauf 

gewartet, dass Missbrauch und 
Lohndrückerei bei Leiharbeit und 
Werkverträgen verhindert wer-
den", erklärte die arbeits- und 
sozialpolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion, Katja Mast. Bun-
desarbeitsministerin Andrea Nah-
les habe sich dafür mit viel Stand-
haftigkeit eingesetzt. Mit Unter-
stützung der SPD-
Bundestagsfraktion habe Nahles 
erreicht, dass die CDU/CSU ihre 
Blockadehaltung endlich aufge-
geben habe.  
 
Die wichtigsten Regelungen:  
- Künftig dürfen Leiharbeitneh-
merinnen und Leiharbeitnehmer 
nur noch 18 Monate in einem 
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Entleihbetrieb arbeiten. Wird 
diese Grenze überschritten, muss 
eine Einstellung der Leiharbeit-
nehmer erfolgen. Eine längere 
Ausleihe soll nur dann möglich 
sein, wenn es entweder eine Tarif
- oder eine Betriebsvereinbarung 
dazu gibt.  

- Zudem soll ab Inkrafttreten des 
Gesetzes gelten, dass Leiharbeit-
nehmer nach neun Monaten den 
Anspruch auf die gleiche Bezah-
lung wie die Stammbelegschaft 
haben. Hier kann nur abgewichen 
werden, wenn Branchenzu-
schlagstarife zwischen den Tarif-
parteien vereinbart wurden. Die-
se müssen bereits nach sechs 
Wochen Zuschläge vorsehen und 
spätestens nach 15 Monaten 
muss ein Lohn erreicht werden, 
der mit dem tarifvertraglichen 
Arbeitsentgelt eines vergleichba-
ren Arbeitnehmers in der Einsatz-
branche übereinstimmt.  

- Leiharbeitnehmer dürfen nicht 
als Streikbrecher eingesetzt wer-
den.  

- Gegen die missbräuchliche Nut-

zung von Werkverträgen soll 
durch die Pflicht zur Offenlegung 
der Arbeitnehmerüberlassung 
und die Abschaffung der so ge-
nannten Vorratsverleiherlaubnis 
vorgegangen werden. So wird 
Arbeitgebern, die mit illegalen 
Werkverträgen arbeitsrechtliche 
Schutzstandards umgehen wol-
len, die Möglichkeit genommen, 
diese später in Leiharbeit umzu-
deklarieren und nachträglich zu 
legalisieren. Zukünftig muss in 
einem solchen Fall dem Be-
schäftigten ein Arbeitsverhältnis 
bei dem Entleiher angeboten 
werden und das vermeintliche 
Werkunternehmen sowie der 
Entleiher müssen ein Bußgeld 
bezahlen. Diese Regelung soll 
eine abschreckende Wirkung auf 
schwarze Schafe haben.  

- Außerdem wird anhand von der 
Rechtsprechung herausgearbei-
teten Grundsätzen gesetzlich 
definiert, wer Arbeitnehmerin 
und Arbeitnehmer ist. Dadurch 
soll die missbräuchliche Gestal-
tung von Fremdpersonaleinsatz 

durch Werkverträge verhindert 
werden.  
- Zudem werden die Informati-
onsrechte des Betriebsrates ge-
stärkt und gesetzlich festge-
schrieben.  
 
Mehr Ordnung und Gerechtig-
keit auf dem Arbeitsmarkt  
Bundesarbeitsministerin Nahles 
ist dankbar, dass die Einigung in 
der Koalition geklappt hat. Es sei 
ein großer Fortschritt, dass Leih-
arbeiter mit dem Gesetzentwurf 
verbriefte Rechte bekämen, die 
sie einklagen könnten.  
Ziel der SPD-Bundestagsfraktion 
ist, wieder Ordnung und Gerech-
tigkeit auf dem Arbeitsmarkt her-
zustellen. Die im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Maßnahmen sol-
len verhindern, dass Stammar-
beitsplätze weiterhin durch den 
missbräuchlichen Einsatz von 
Leiharbeit und Werkverträgen 
gefährdet werden.  

Nach Einschätzung des Flücht-
lingshilfswerks der Vereinten 
Nationen (UNHCR) befinden sich 
rund 60 Millionen Menschen 
weltweit auf der Flucht. Insge-
samt halten sich fast 90 Prozent 

der Flüchtlinge in Entwicklungs-
ländern auf. In einem gemeinsa-
men Antrag von SPD und CDU/
CSU fordern die beiden Fraktio-
nen die Bundesregierung auf, 
weiterhin verstärkt die Fluchtur-

sachen zu bekämpfen, um die 
Lebenssituation der Geflüchteten 
strukturell zu verbessern  
 

Michelle Müntefering sprach im 
Bundestag zur aktuellen Situati-
on:  
Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege 
Wadephul, 
ich bin bzw. wir als sozialdemo-
kratische Fraktion sind so viel Lob 
von Ihnen gar nicht gewohnt. 
Dem Lob für unseren Minister, 
für die deutsche Außenpolitik, für 
die gemeinsame Außenpolitik 
und für die Entwicklungszusam-
menarbeit können wir uns nur 
anschließen. Denn es ist vollkom-
men richtig, dass wir für eine 
Friedenspolitik stehen und diese 
vorantreiben. 
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Was haben Sie davon? 
Erlauben Sie mir eine Geschichte 
vorab, bevor ich zu der Frage 
der Fluchtursachen und Flucht-
ursachenbekämpfung komme, 
über die heute reichlich disku-
tiert wird. Im letzten Jahr habe 
ich vor ungefähr 600 ausländi-
schen Studierenden gesprochen, 
die auf Einladung des DAAD mit 
einem Stipendium bei uns in 
Deutschland studieren. Auf der 
Bühne der Humboldt-Universität 
wurde darüber gesprochen, wie 
wir sie ins Land holen und aus-
bilden. Es ist erstaunlich, wie 
viele von ihnen später in ihr 
Land zurückgehen und dort für 
Wohlstand und Wachstum sor-
gen. Einer der Studenten melde-
te sich bei der Diskussion zu 
Wort - es war ein Student aus 
Afrika; er stand in der letzten 
Reihe - und fragte: Warum tun 
Sie das für uns? Was haben Sie 
davon? Ich fand, dass das eine 
kluge Frage war. Neben Dank-
barkeit und wahrem Interesse 
schwang bei der Frage auch ein 
Misstrauen mit, das sich durch 
die Kolonialgeschichte und den 
Protektionismus der Wirt-
schaftsmächte in Europa tief in 
das Gedächtnis einiger Länder in 
der Welt eingegraben hat. Das 
zu verstehen, muss Teil dieser 
Debatte sein, in der wir über die 
Bekämpfung von Fluchtursachen 
sprechen.  
 
4000 Menschen haben Boots-
fluch nicht überlebt 
Dieser Protektionismus, der an-
dere durch Zoll- und Handelspo-
litik strukturell benachteiligt, ist 
natürlich darauf angelegt, dass 
wir schneller und noch stärker 
wachsen. Das ist nichts anderes 
als globalisierter Eigennutz.  
Libyen ist nicht erst seit heute, 
sondern schon seit Gaddafi das 
Haupttransitland auf der zentra-
len Route von Nordafrika über 
das Mittelmeer nach Italien. Seit 
2014 gelangten über 300 000 
Flüchtlinge von dort aus nach 
Europa. Im Jahr 2015 haben 
4 000 Menschen die Bootsflucht 

durch das Mittelmeer nicht 
überlebt. Seit dem Sturz Gad-
dafis wird offensichtlich, was 
den afrikanischen Kontinent 
schon sehr lange bewegt und 
inzwischen auch unseren. Der 
Gipfel in Valletta sollte die Lö-
sung bringen: Geld für afrikani-
sche Staaten, damit die Flucht-
ursachen vor Ort bekämpft wer-
den können. Aber es stellt sich 
die Frage - vielleicht heute mehr 
denn je -, ob ein Hilfsfonds allein 
wirklich die Lösung sein kann, 
solange Märkte mit subventio-
nierten Waren überschwemmt 
werden. 
Das ist ein Grund für die mas-
senhafte Migration von Men-
schen aus Afrika Richtung Nor-
den. Faires Handeln ist ein Ge-
bot der Menschenrechte, das 
ökonomisch auch noch Sinn 
macht. Deswegen lautete die 
Antwort, die ich dem jungen 
Mann gegeben habe: Wir brau-
chen keine schwachen Partner 
in der Welt, wir brauchen starke 
Partner. 
 
Es wird uns dauerhaft nur gut 
gehen, wenn es auch anderen 
gut geht. Für unsere Außenpoli-
tik heißt das, wegzukommen 
von einer Außenpolitik der Staa-
ten hin zu einer Außenpolitik 
der Zivilgesellschaften. Denn 
eine Außenpolitik die Zivilgesell-
schaften stärkt, ist auch eine 
Außenpolitik, die Fluchtursa-
chen bekämpft. Als Sprecherin 
der sozialdemokratischen Frakti-
on für die Auswärtige Kultur- 
und Bildungspolitik habe ich 
mich sehr gefreut, dass diese in 
dem Beschluss der Fraktionsvor-
sitzenden unserer Koalition jetzt 
endlich als wirksames Mittel bei 
der Bekämpfung von Fluchtursa-
chen mit genannt wird. 
 
Außenminister mit uner-
schütterlicher Ruhe 
Das Auswärtige Amt hat da in 
den letzten zwei Jahren Außer-
ordentliches geleistet. Ich will 
nicht noch einmal wiederholen, 
was Kollege Wadephul gesagt 

hat, aber eines ist, glaube ich, 
klar: Auf dem Weltparkett und 
auch hier in Berlin sucht unser 
Außenminister mit uner-
schütterlicher Ruhe, die nur ein 
Ostwestfale mitbringen kann, 
nach diplomatischen Lösungen 
für den Frieden. Wir brauchen 
diese Diplomatie dringend, da-
mit ein Boden für die Verständi-
gung geebnet wird. Versöhnen 
statt spalten - auf dem Boden 
wirkt auch die dritte Säule unse-
rer Außenpolitik, die Auswärtige 
Kultur- und Bildungspolitik. 
 
Mehr als ein Bett und ein Zelt 
Humanitäre Hilfe ist mehr als 
ein Brot, ein Bett, ein Zelt. Es 
geht darum, Zukunftsperspekti-
ven zu schaffen, Heimat zu sta-
bilisieren und wieder aufzurich-
ten. Lassen Sie mich sagen: Das 
Cash-for-Work-Programm ist 
gut. Aber vielleicht könnten wir 
noch etwas draufsetzen. 
„Education for Work“, das wäre 
eine Initiative, über die ich mich 
freuen würde. In diesem Sinne 
sollten wir das weiterentwi-
ckeln. 
Herzlichen Dank, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. 
 
Alle Reden von Michelle Münte-
fering im Deutschen Bundestag 
sind zu sehen im Internet unter 
www.michelle-muentefering.de 
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Frieden. Freiheit. Wohlstand. 
Diese Begriffe waren die ersten, 
die den Protagonisten in den 
Sinn kamen, die in einem Kurz-
film erklären sollten, was Euro-
pa für sie bedeutet. Doch es fiel 
auch das Wort „anstrengend“. 
Und das kann es ja auch sein. 
„Wir müssen das Haus Europa 
immer wieder schützen und 
stärken“. So beschrieb SPD-
Fraktionschef Thomas Opper-
mann die Herausforderung Eu-
ropa.  
Rund 1000 Gäste waren ins 
Reichstagsgebäude gekommen, 
um am traditionellen Frühjahrs-
empfang der SPD-
Bundestagsfraktion teilzuneh-
men. Der Abend stand unter 
dem Motto „Zukunft Europa(s)“.  
 
Gastgeber Thomas Oppermann 
„Das Gastgeber Thomas Opper-
mann bekräftigte, dass die Sozi-
aldemokraten von jeher 
„leidenschaftliche und über-
zeugte Europäer“ seien – sich 
aber Sorgen machten. Denn: 
„Das europäische Haus hat Ris-
se.“ Das Fundament stehe zwar, 
zurücklehnen sei aber nicht an-
gesagt. Oppermann: „Es gibt 
Zeichen der Hoffnung“. Wenn es 
gelinge, die zentralen sozialen 

und ökonomischen Probleme 
Europas zu lösen, und wenn wir 
die EU zu einer politischen Uni-
on weiterentwickeln, dann kön-
nen wir ein wirklich geeintes, 
solidarisches Europa schaffen“. 
Das wäre ein Europa, in dem 
„alle Bürgerinnen und Bürger in 
Freiheit, Sicherheit und Wohl-
stand leben können“.  Darauf 
machte auch der Ehrengast des 
Abends aufmerksam: der fran-
zösische Außenminister Jean-
Marc Ayrault. Er erklärte in flie-
ßendem Deutsch, dass sein Prä-
sident, Francois Hollande, die 
Äußerung, Ayrault sei „ein Sozi-
aldemokrat deutscher Prägung“, 
als Kompliment gemeint habe. 
Für Ayrault ist die Verbindung 
von Europas Ländern vor allem 
„jene Energie, die wir aus den 
Traumata der Kriege gewonnen 
haben: ein Europa des Friedens 
schaffen“. Weltweit sei die Euro-
päische Union ein „einzigartiges 
Modell“. Daraus erwachse die 
Verpflichtung, dass sich Europa 
hinter seine Werte stelle. Ay-
rault: „Europa ist nicht das Prob-
lem, sondern die Lösung!“ 
 
Ehrung junger Menschen 
Im Anschluss moderierte die 
Journalistin Angela Elis eine kur-

ze Talkrunde mit Thomas Op-
permann, Außenminister Frank-
Walter Steinmeier und Jean-
Marc Ayrault. Danach wurden 
unter der Laudatio der Schau-
spielerin und Sängerin Jasmin 
Tabatabai die Preisträgerinnen 
und Preisträger des diesjährigen 
„Otto-Wels-Preises für Demo-
kratie“ geehrt. 
 
Das sind junge Menschen, die 
sich kreativ mit der europäi-
schen Idee befasst haben.  

Über den Besuch von Kirsten 
Eink, Landesgeschäftsführerin 
der überparteilichen Europa-
Union NRW und Vorsitzende 
des Arbeitskreises Europa SPD 
in Herne, freute sich Michelle 
Müntefering bei strahlendem 
Sonnenschein—mit Blick auf 
die Reichstagskuppel. Auch sie 
war zu Gasts beim Frühjahrs-
empfang der SPD-Fraktion. 
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Der Großteil der Steuererklä-
rungen soll künftig vollautoma-
tisch bearbeitet werden; das 
hat in der vergangenen Sit-
zungswoche der Bundestag be-
schlossen. Durch diese Vorge-
hensweise sollen Beschäftigte in 
den Finanzämtern von Routine-
arbeiten entlastet und zusätzli-
che Kapazitäten für die Bearbei-
tung komplizierter Sachverhalte 
geschaffen werden.  
 
Durch das Steuermodernisie-
rungsgesetz werden die rechtli-
chen Grundlagen für eine um-
fassende Anwendung moderner 
Informationstechnologien der 
Steuerverwaltung geschaffen. 
Trotz der stärkeren Beachtung 
von Wirtschaftlichkeitsgesichts-
punkten im Besteuerungsver-
fahren wird es keine Abstriche 

bei den rechtstaatlichen Prin-
zipen, etwa dem Anspruch auf 
rechtliches Gehör der Steuer-
pflichtigen geben. Frank Junge, 
zuständiger Berichterstatter der 
SPD-Fraktion, betont: „Mit dem 
Steuermodernisierungsgesetz 
wird ein umfassendes Maßnah-
menpaket umgesetzt, das die 
Bearbeitung von Steuererklä-
rungen schneller und effizienter 
gestalten soll. Das Gesetz ist die   
Basis für eine automatisierte 
und computergestützte Steuer-
festsetzung, die Bürgerinnen 
und Bürger sowie Finanzverwal-
tungen gleichermaßen entlas-
tet.“  
 
Mindestzuschläge von 50 Euro 
auf 25 Euro pro Monat gesenkt 
Die SPD-Fraktion hat außerdem 
dafür gesorgt, dass die Belange 

der Steuerpflichtigen nicht zu 
kurz kommen. So wurden auf 
Betreiben der Sozialdemokraten 
die zunächst vorgesehenen au-
tomatischen Mindestver-
spätungszuschläge für von Steu-
erberatern zu spät eingereichte 
Steuererklärungen abgesenkt. 
Statt der geplanten Mindestzu-
schläge von 50 Euro für jeden 
angefangenen Verspätungsmo-
nat, wird nunmehr ein Zuschlag 
von 25 Euro erhoben. Für unbe-
ratene Steuerpflichtige, die ihre 
Steuererklärung selbst einrei-
chen, wird es keine automati-
sche Festsetzung von Ver-
spätungszuschlägen geben. Bei 
ihnen wird ein Verspätungszu-
schlag wie bisher nur im Einzel-
fall und nach pflichtgemäßem 
Ermessen des Finanzbeamten 
festgesetzt.  

Der Bundestag hat  in erster 
Lesung den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zum erleich-
terten Ausbau digitaler Hochge-
schwindigkeitsnetze beraten. 
Ziel des Gesetzesvorhabens ist 
es, die Kosten für den Breit-
bandausbau in Deutschland 
durch effizientere Verfahren 
und mehr Transparenz zu sen-
ken.  
 
Dazu die Bundestagsabgeordne-
te Michelle Müntefering sowie 
der SPD-Landtagsabgeordnete 
Alexander Vogt:   
Zur Einigung der Großen Koaliti-
on im Bund in Sachen WLAN-
Gesetz erklären die Herner Bun-
destagsabgeordnete Michelle 
Müntefering und Alexander 
Vogt, medienpolitischer Spre-
cher der SPD-Fraktion im nord-
rhein-westfälischen Landtag: 
  

Störerhaftung abgeschafft 
„Die SPD hat sich auf der Bun-
desebene durchgesetzt. Die Stö-
rerhaftung wird abgeschafft. 
Damit wird der Weg für die zu-
künftige Entwicklung von offe-
nen WLAN-Netzen frei. Damit 
erhalten wir eine vernünftige 
Regelung, die in vielen anderen 
europäischen Ländern üblich ist. 
Freie Netzzugänge kommen 
damit in Deutschland voran. In 
Herne sind bereits verschiedene 
Freifunk-Projekte auf den Weg 
gebracht oder in Planung. Auch 
diese profitieren von der Neure-
gelung.“, erklärt die Herner Bun-
destagsabgeordnete Michelle 
Müntefering. 
 
SPD-NRW fördert seit Jahren 
freies WLAN-Netz 
 „In NRW setzt sich die SPD-
geführte Landesregierung seit 
mehreren Jahren für die Förde-

rung von freien WLAN-Netzen 
ein. Der Landtag hat dazu ver-
schiedene eindeutige Beschlüsse 
gefasst. Durch die Entscheidung 
auf Bundesebene wird unseren 
Forderungen endlich nachge-
kommen. Freie und offene Inter-
netzugänge sind für uns Voraus-
setzung einer modernen Infra-
struktur. Darum fördern wir 
Projekte in den Kommunen auch 
finanziell. Mit der heutigen Eini-
gung können nun mehr offene 
WLAN-Zugänge von privaten 
und nebengewerblichen Anbie-
tern geschaffen werden. Es wird 
Rechtssicherheit geschaffen, von 
denen auch Café- und Restau-
rantbetreiber und viele andere 
Anbieter mit offenen Netzen 
profitieren“, so der SPD-
Landtagsabgeordnete Alexander 
Vogt. 
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Um Asylverfahren zu beschleu-
nigen, wurde im Bundestag be-
schlossen, Marokko, Algerien 
und Tunesien als so genannte 
sichere Herkunftsstaaten einzu-
stufen. Das Recht einer indivi-
duellen Prüfung von Antragstel-
lern im Asylverfahren bleibt 
hiervon unberührt.  
 
Die Bundestagsabgeordnete 
Michelle Müntefering nahm 
hierzu jedoch eine kritische Hal-
tung ein und erklärte: 

„Die Ausweitung der Einstufung 
von Ländern als sichere Her-
kunftsstaaten sehe ich grund-
sätzlich als problematisch an. 
Unser Asylrecht beruht auf dem 
individuellen Grundrecht auf 
Asyl, das eine Einzelfallprüfung 

zwingend verlangt. Ich lege gro-
ßen Wert darauf, dass dieses 
Grundrecht in jedem Einzelfall 
erhalten bleibt und zu einer 
individuellen Prüfung jedes ein-
zelnen Schicksals führt, wenn 
Gründe für eine Verfolgung im 
Herkunftsland vorgetragen wer-
den. Auch wenn die Anerken-
nungsquote bei den im hier 
vorliegenden Gesetzentwurf 
genannten Ländern niedrig ist, 
verdient jeder Einzelfall Beach-
tung. 
 
Flüchtlinge auf Europa vertei-
len 
Statt einer Ausweitung des Sys-
tems der „sicheren Herkunfts-
staaten“ brauchen wir eine eu-
ropäische Flüchtlingspolitik, die 
die die Flüchtlinge auf die euro-
päischen Länder verteilt. Ich 
erkenne an, dass dies das Be-
mühen der Bundesregierung ist. 
Weiterhin brauchen wir – gera-
de um das Asylrecht in seiner 
Bedeutung zu erhalten und zu 
stärken – andere, legale Wege, 
wie Menschen nach Deutsch-
land kommen können, die kei-
nen Asylgrund haben, aber bei 
uns leben und arbeiten wollen, 
wie z. B. ein echtes Einwande-
rungsgesetz. Ich betone aus-
drücklich, dass die Bundesregie-
rung alle zwei Jahre einen Be-
richt vorlegen muss, ob die Vo-

raussetzungen für die Einstu-
fung als sicherer Herkunftsstaat 
weiter vorliegen. Das ermög-
licht auch, Staaten wieder von 
dieser Liste zu nehmen. Diese 
Überprüfung halte ich für sinn-
voll und wichtig. 
 
Die Einstufung der Länder Alge-
rien, Marokko und Tunesien als 
sichere Herkunftsstaaten haben 
die Vorsitzenden der die Regie-
rungskoalition tragenden Par-
teien im Rahmen eines Gesamt-
konzeptes zur Optimierung und 
Beschleunigung der Asylverfah-
ren beschlossen. Ziel ist dabei, 
schneller Rechtssicherheit her-
zustellen, damit diejenigen 
Flüchtlinge, die bei uns bleiben 
werden, schnell integriert wer-
den können und alle dafür not-
wendigen Maßnahmen erhal-
ten, aber auch damit diejenigen 
Flüchtlinge, die keinen Bleibe-
grund haben, schneller wissen, 
dass sie unser Land wieder ver-
lassen müssen. Da ich diese 
Vereinbarung mittrage, stimme 
ich dem vorliegenden Gesetz-
entwurf trotz grundsätzlichen 
Bedenken zu..“ 

Mehr Wettbewerb ist gut für 
Qualität und Innovation – auch 
im Bahnbereich. Davon profitie-
ren vor allem die sieben Millio-
nen Fahrgäste, die täglich mit 
der Bahn durch Deutschland 
reisen. Die wesentlichen Kern-
punkte des Entwurfs sind eine 
weitere Sicherung des diskrimi-
nierungsfreien Zugangs zur Ei-

senbahninfrastruktur und die 
Regulierung der Entgelte für die 
Schienennutzung. Schwerpunkt 
hierbei ist die transparentere 
Entgeltregulierung, durch die 
den Betreibern der Schienenwe-
ge Anreize zur Senkung der Inf-
rastrukturkosten und der Tras-
senentgelte gegeben werden.  
Kirsten Lühmann und Martin 

Burkert, die zuständigen Be-
richterstatter der SPD-Fraktion, 
betonen: „Die SPD-Fraktion wird 
im Laufe des Gesetzgebungsver-
fahrens darauf achten, dass  
an bestimmten Punkten nachge-
bessert wird und zum Beispiel 
auch die Belange der Bundeslän-
der besser ihre Berücksichtigung 
finden.“  
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Fast 14 Jahre nach Inkrafttreten 
des Behindertengleichstellungs-
gesetzes (BGG) und sieben Jah-
re nach dem Inkrafttreten der 
UN-
Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK) in Deutschland, ist es 
an der Zeit, das BGG weiterzu-
entwickeln. Einen entsprechen-
den Gesetzentwurf hat der Bun-
destag in 2./3. Lesung beschlos-
sen. In der Debatte machte 
Bundessozialministerin Andrea 
Nahles (SPD) deutlich, dass die 
Reform des BGG ein wichtiger 
Schritt im Inklusionsprozess sei.  
 
Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen voranbringen  
Ziel ist es, die Teilhabe in ver-
schiedensten Lebensbereichen 
für Menschen mit Behinderun-
gen voranzubringen. Die Re-
form des BGG stellt gemäß der 
UN-BRK klar, dass Behinderun-
gen nicht nur an einer Person 
festzumachen sind, sondern 
vielmehr ein Ergebnis von Be-
einträchtigungen durch Barrie-
ren sind. Deshalb sieht der Kern 
des Gesetzes vor, Barrieren im 
baulichen und im kommunikati-
ven Bereich in Behörden des 
Bundes zu beseitigen.  
Seit 2002 müssen bauliche Bar-
rieren nur bei Neubauprojekten 
oder Baumaßnahmen des Bun-
des in einem finanziellen Um-
fang ab 2 Millionen Euro besei-
tig werden. Kleinere Maß-
nahmen sind davon ausgenom-
men. Das ändert sich mit der 
BGG-Novelle, nun muss Barrie-
refreiheit generell in den beste-
henden Gebäuden hergestellt 
werden. Zusätzlich zu den Inter-
netauftritten der Bundesbehör-
den, die bereits seit 2002 barri-
erefrei sein müssen, wird dies 
nun auf das Intranet, die Vor-
gangsbearbeitung für Be-
schäftigte des Bundes sowie auf 
Apps und sonstige Anwendun-

gen der Verwaltung für mobile 
Endgeräte ausgedehnt. In der 
parlamentarischen Beratung 
konnte die SPD-Fraktion durch-
setzen, dass für den Abbau von 
baulichen und kommunikativen 
Barrieren verbindliche und 
überprüfbare Maßnahmen- und 
Zeitpläne vorliegen müssen.  
Ein Meilenstein für die Inklusion 
ist, dass die Bundesbehörden 
nun vermehrt Informationen in 
Leichter Sprache bereitstellen 
sollen. Ab 2018 werden sie 
Menschen mit geistigen und 
seelischen Behinderungen Be-
scheide in Leichter Sprache kos-
tenfrei erläutern.  
 
 
Alle Hilfsmittel nutzen 
Außerdem wird im Gesetz klar-
gestellt, dass Barrierefreiheit 
auch bedeutet, alle notwendi-
gen Hilfsmittel nutzen zu dür-
fen. Beispielsweise tragen auch 
Blindenführ- und Assistenzhun-
de dazu bei, Barrieren zu über-
winden, deshalb sollen sie stets 
mitgeführt werden können.  
Darüber hinaus soll es Verbes-
serungen beim Benachteili-
gungsverbot geben. Das bedeu-
tet, wenn angemessene Vor-
kehrungen, wie Gebärden-
sprachdolmetscher, eine bauli-
che Veränderung oder die Be-
reitstellung einer barrierefreien 
PDF-Datei, für Menschen mit 
Behinderungen durch Träger 
der öffentlichen Gewalt versagt 
werden, gilt dies als Benachteili-
gung. Das BGG erkennt auch an, 
dass eine besondere Situation 
der Benachteiligung aus mehre-
ren Gründen wie Behinderung 
und Geschlecht vorliegen kann. 
Davon werden insbesondere 
Frauen mit Behinderungen pro-
fitieren, die häufig mehrfache 
Diskriminierung erfahren.  
Zur Unterstützung der Umset-
zung von Barrierefreiheit soll 

bei der Deutschen Rentenversi-
cherung Knappschaft-Bahn-See 
eine Bundesfachstelle einge-
richtet werden, die die öffentli-
che Verwaltung, die Wirtschaft 
und die Zivilgesellschaft beim 
Abbau von Barrieren berät. Dar-
über hinaus soll die Wirksam-
keit des BGG durch eine neue 
Schlichtungsstelle für Konflikte 
im öffentlich-rechtlichen Be-
reich, die bei der Beauftragten 
der Bundesregierung für die 
Belange behinderter Menschen 
angesiedelt wird, gestärkt wer-
den. Durch Schlichtungsverfah-
ren können Menschen mit Be-
hinderungen ihre Rechte zu-
nächst außergerichtlich geltend 
machen. Ein solches Schlich-
tungsverfahren soll auch Ver-
bandsklagen vorgeschaltet wer-
den.  
 
Förderung von Verbänden 
Die Förderung der Beteiligung 
von Verbänden von Menschen 
mit Behinderungen – vor allem 
von Selbsthilfeorganisationen – 
an politischen Prozessen durch 
das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales wird rechtlich 
verankert. Dafür stehen 2016 
Haushaltsmittel in Höhe von 
500.000 Euro und 2017 1 Milli-
on Euro zur Verfügung. Geför-
dert werden unter bestimmten 
Voraussetzungen Kommunikati-
onshilfen, Verbesserungen der 
technischen Infrastruktur und 
Fortbildungen.  
In Deutschland leben mehr als 
zehn Millionen Menschen mit 
Behinderungen, davon sind 7,5 
Millionen Schwerbehinderte.  
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Der Bundestag einen Antrag der 
Regierung zur weiteren Beteili-
gung an der Militärmission der 
EU zur Ausbildung der mali-
schen Streitkräfte (EUTM Mali) 
in namentlicher Abstimmung 
beschlossen. Sie wird demnach 

um ein weiteres Jahr verlängert, 
wobei die personelle Obergren-
ze bei den deutschen Soldatin-
nen und Soldaten abgesenkt 
wird. Die Mission, die im Febru-
ar 2013 zum ersten Mal einge-
setzt wurde, hat das Ziel, die 

malische Regierung darin zu 
unterstützen, eigenständig die 
Stabilisierung des Landes ge-
währleisten und den Friedens-
prozess weiterführen zu kön-
nen. 

In erster Lesung hat das Parla-
ment am Donnerstag den Regie-
rungsentwurf eines Gesetzes 
zur Änderung soldatenbeteili-
gungs- und personalvertre-
tungsrechtlicher Vorschriften 
beraten. 
 
Amtszeit verlängern 
Das Soldatenbeteiligungsgesetz 
(SBG) wurde zuletzt 1997 novel-
liert. Aufgaben und Strukturen 
der Bundeswehr haben sich 

seitdem deutlich verändert. Der 
Koalitionsvertrag benennt die 
Novellierung des SBG als Kern-
vorhaben. Die Änderungen sol-
len insbesondere der Neuaus-
richtung der Bundeswehr Rech-
nung tragen. Unter anderem 
soll die Position der Vertrauens-
personen deutlich gestärkt wer-
den. So sollen ihre Amtszeit von 
zwei auf vier Jahre verlängert 
und zusätzliche Weiterbildungs-
möglichkeiten geschaffen wer-

den. Auch die Beteiligungsrech-
te sollen fortentwickelt werden. 
Beispielsweise soll bei der Fest-
legung der regelmäßigen Ar-
beitszeit und bei Maßnahmen, 
die der Vereinbarkeit von Fami-
lie und Dienst dienen, die Mög-
lichkeit der Mitbestimmung 
gegeben werden.  
Nun berät das Parlament die 
Umsetzung des Gesetzes. Wir 
werden weiterhin über das The-
ma berichten. 

Fraktionsvizin für Umwelt Ute 
Vogt, äußert sich zum umstritte-
nen Unkrautvernichtungs-
mittel Glyphosat: „Für uns gilt 
das Vorsorgeprinzip, wonach 
nur zugelassen werden darf, 
was zweifelsfrei nicht gesund-
heitsschädlich ist“, so Ute Vogt. 

„Es ist und bleibt für die Men-
schen in Europa sehr irritierend, 

dass zwei WHO-assoziierte Insti-
tutionen zu unterschiedlichen 
Ergebnissen kommen, ob Gly-
phosat krebserzeugend ist oder 
nicht. Diese wissenschaftlichen 
Verunsicherungs-Debatten wer-
den bei der SPD natürlich nicht 
zu einem Umdenken führen. Im 
Gegenteil: Wir sind weiterhin 
gegen die Wiederzulassung von 
Glyphosat. Denn für uns gilt das 

Vorsorgeprinzip, wonach nur 
zugelassen werden darf, was 
zweifelsfrei nicht gesundheits-
schädlich ist. 

Analog zu einer gesetzlichen 
Regelung sollte allerdings über 
eine sinnvolle Übergangsfrist 
nachgedacht werden, um Härte-
fälle in der Landwirtschaft weit-
gehend zu vermeiden.“ 

Seit 2008 beteiligt sich Deutsch-
land an der EU-geführten Ope-
ration ATALANTA, die die Pirate-
rie an der Küste Somalias be-
kämpft. Diese Operation wird 
nun, auch unter deutscher Be-
teiligung erneut verlängert. Das 
hat der Bundestag am Donners-

tag in einer namentlichen Ab-
stimmung beschlossen. 
Das Seegebiet vor Somalia, vor 
allem den Golf von Aden sicher 
und offen zu halten, bleibt eine 
wichtige Aufgabe internationa-
ler Sicherheitspolitik und liegt 
damit auch im unmittelbaren 

Interesse Deutschlands. Zusätz-
lich sorgt der sichere Wasser-
weg dafür, dass der Transport 
benötigter humanitärer Liefe-
rungen nach Somalia durchge-
führt werden kann. 
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Während seines Deutschlandbesuchs tauschten sich der Vorsit-
zende der türkischen CHP, Herr Kemal Kiliҫdaroğlu, mit den stell-
vertretenden Vorsitzenden Selin Sayek Böke und Çetin Osman Bu-
dak, SPD-Fraktionsvorsitzenden Thomas Oppermann und SPD-
Außenpolitikern, darunter auch Michelle Müntefering, Vorsitzende 
der Deutsch-Türkischen Parlamentariergruppe, über den aktuellen 
Stand der deutsch-türkischen Beziehungen aus. 

Über die Zukunft deutscher Schulen im Ausland diskutierte Michelle Müntefering (Mi.), Spreche-
rin für Auswärtige Kultur– und Bildungspolitik, während einer Podiumsdiskussion in der Akademie 
der Künste. Die Einladung erfolgte vom Weltverband der Auslandsschulenteil. Deutschland hat in 
der ganzen Welt Auslandsschulen, die die deutsche Sprache lehren. Sie sind ein zentraler Baustein 
der Auswärtigen Kultur– und Bildungspolitik. 
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Die Besucher-
gruppe des 
Heinz-Kühn-
Bildungswerks. 
begrüßte Mi-
chelle Münte-
fering in Berlin. 
An der Fahrt 
nahmen inte-
ressierte Bür-
gerinnen und 
Bürger aus 
Herne teil, da-
runter auch die  
Mitglieder des 
Sozialverband 
Deutschland 
aus Herne. 

Michelle Müntefering freute sich gemeinsam mit Schalke04 Kicker-Legende Gerald Asamoah über 

die offizielle Gründung des Vereins der „Kuppelknappen.“ Ins Leben gerufen hatte die Bundestags-

abgeordnete den Verein bereits vor längere Zeit. Als Dank überreichte Gerald Asamoah Michelle 

Müntefering und den anderen Kuppelknappen das nigelnagelneue königsblaue Trikot mit der Auf-

schrift der „Kuppelknappen“ und eine Urkunde.  
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Im Rahmen ihres Frühjahrsemp-
fangs hat die SPD-
Bundestagsfraktion die Gewin-
nerinnen und Gewinner des 
„Otto-Wels-Preis für Demokra-
tie“ ausgezeichnet. Mit diesem 
Preis zeichnet die SPD-
Bundestagsfraktion junge Men-
schen aus, die sich in kreativer 
Weise mit der Frage nach der 
Zukunft Europas auseinander-
setzen. Anliegen des Otto-Wels-
Preises ist es, die Erinnerung an 
die Schrecken der Nazi-
Herrschaft wachzuhalten und 
das Bewusstsein gerade auch 
der jungen Generation dafür zu 
schärfen, dass die Grundlagen 
unserer Demokratie und Rechts-
staatlichkeit sowie des friedli-
chen Zusammenlebens der Völ-
ker und Kulturen immer wieder 
erneuert und gefestigt werden 
müssen.  
 
 
Zweitplatzierte Clea Kleffmann 
Besonders freute sich die SPD-
Bundestagsabgeordnete Michel-
le Müntefering über den zwei-
ten Platz von Clea Kleffmann, 
Tochter von Olaf Kleffmann, der 
zehn Jahre lang das Kinder– und 
Jugendparlament in Herne leite-
te. Beide fühlen sich dem Wahl-

kreis von Michelle Müntefering 
daher eng verbunden.  
Clea Kleffmann begeisterte die 
Jury mit einer sehr lebendigen 
Rede. Hier richtet sich die junge 
Frau an das Europäische Parla-
ment und möchte ein Band zwi-
schen der europäischen Idee 
und der Jugend Europas span-
nen. Sie schlägt dem Europäi-
schen Parlament vor, analog zu 
den EU-Gipfeltreffen EU-
Workshop-Camps ins Leben zu 
rufen, um die Jugend Europas 
regelmäßig zu diesem wichtigen 
Anlass zusammenzubringen und 
die europäische Idee zu verbrei-
ten.  Auch der für die Reckling-
häuserin zuständige SPD-
Abgeordnete Frank Schwabe 
gratulierte Clea herzlich. 
 
Unter dem Motto „Zukunft Eu-
ropa(s)“ waren Jugendliche und 
junge Erwachsene zwischen 16 
und 20 Jahren aufgerufen, sich 
mit der Zukunft der europäi-
schen Idee auseinanderzuset-
zen. Wählen konnten sie dabei 
zwischen drei Aufgabenstellun-
gen: „Europa 2030“, „Die Faszi-
nation der europäischen Idee“ 
oder „Demokratie stärken“. Die 
jungen Preisträgerinnen und 
Preisträger erhielten Geldpreise, 

die von den SPD-Abgeordneten 
gestiftet wurden. 
 
Weitere Gewinner 
Der erste Preis ging an Stefan 
Endeward für seine kritisch-
reflektierte Kurzgeschichte zum 
Thema „Vereinigte Europäische 
Staaten“, den dritten Platz be-
legte Manuel Beh aus Gusterath 
für seine meinungsstarke Hal-
tung gegen Rechtsextremismus. 

Freuten sich beim Frühlingsempfang bei der 
Verleihung des Otto-Wels-Preises gemein-
sam über den 2. Platz von Clea Kleffmann 
(mi.). Olaf Kleffmann (li.) und Michelle 
Müntefering. 



Michelle Müntefering , MdB 

Aus dem Wahlkreis Herne  
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